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Vorbemerkung 
 
Seit dem Beginn des Ukraine-Kriegs ist die deutsche Öffentlich-
keit, die sich schon zuvor nicht gerade durch Vielfalt ausge-
zeichnet hat, extrem eintönig geworden. Der immer gleiche 
Diskurs von Politikern und Medien und die tägliche gebets-
mühlenartige Wiederholung der Textbausteine vom ebenso 
„grundlosen“ wie „brutalen“ völkerrechtswidrigen Angriffs-
krieg“ bzw. der „schon lange überfälligen“ „Zeitenwende“ ha-
ben ihre Wirkung nicht verfehlt. Die deutsche Gesellschaft 
wurde erfolgreich eingeschworen auf den nationalen Kriegs-
kurs immer heftigerer Wirtschaftssanktionen und der Liefe-
rung immer schwererer Waffen an die Ukraine sowie die mas-
senhafte Aufnahme der ansonsten so unbeliebten Kriegs-
flüchtlinge.  
 
Die in „normalen Zeiten“ anerkannten Differenzen der Interes-
sen und Meinungen wurden für letztlich unzulässig erklärt. Be-
schwerden über hohe Energiepreise durften zwar weiter geäu-
ßert werden; daraus abgeleitete ernsthafte Nachfragen oder 
abweichende Stellungnahmen zum Wirtschaftskrieg der EU 
dagegen nicht – jedenfalls nicht in der Mainstream-Presse. 
Dass das nicht nur im Fall Northstream eine offene Vergewal-
tigung des Fragens und Denkens mit sich bringt, wurde von den 
deutschen Qualitätsjournalisten akzeptiert und aktiv mitgetra-
gen: „Staatswohl vor Aufklärung“. 
 
Auf diese Art und Weise sind Aussagen wie die folgenden im 
Jahr 2022 zu nationalen Gewissheiten geworden: 
 
Putin ist ein Aggressor und allein schuld am Krieg gegen die 
Ukraine. 
In der Ukraine geht es um einen Kampf von Gut gegen Böse. 
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Die Ukraine verteidigt unsere Freiheit. 
Eine massive Aufrüstung der Bundeswehr war längst  
überfällig.  
 
Eine gehörige Portion an Verstandesverachtung bzw. gesun-
dem Nationalismus war durchaus nötig, um die dafür geforder-
ten geistigen Wendungen mitzumachen. 
 
Dazu hier einige abweichende und unpatriotische Bemerkun-
gen – eine Sammlung der Artikel zum Ukraine-Krieg und der 
Berichterstattung zu ihm.  
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Teil 1: Der Krieg 
 

Eine Kriegs-Erklärung 
 
24.4.2023 

 
Seit dem 24.2.2022 führt Russland Krieg in der Ukraine. Seit-
dem sind viele Menschen ums Leben gekommen – Menschen 
mit russischer oder mit ukrainischer Staatsangehörigkeit, Zivi-
listen und vor allem Soldaten. Warum gibt es diesen Krieg? 
Wofür sind diese Menschen gestorben? 
 
Vermutlich wird am Jahrestag des Kriegsbeginns in den 
Mainstream-Medien erneut mit ausgestrecktem Zeigefinger 
auf „Putin“ als den alleinigen Verantwortlichen gedeutet. Ei-
nen Schuldigen zu benennen ist allerdings alles andere als eine 
Erklärung zu liefern.  
 
Das soll im Folgenden versucht werden. Dazu sind einige 
grundsätzliche Überlegungen zur modernen Staatenkonkur-
renz nötig – ebenso wie eine Betrachtung des konkreten Falls.  

Kapitalismus, Staatenkonkurrenz und Krieg 

Moderne Staaten leben nicht davon, fremde Territorien zu er-
obern, sondern davon, ein möglichst großes Wirtschafts-
wachstum zustande zu bringen. Ihre Außen- und Geopolitik be-
zieht sich deshalb im Prinzip gleich auf die gesamte Welt. Ins-
besondere für die erfolgreichen und wichtigen Staaten gilt: 
Kein Stückchen Erde ist für sie uninteressant, keine Insel, keine 
Schifffahrtspassage, kein Punkt im erdnahen Weltraum wird 
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außer Acht gelassen – einen Standpunkt des „Geht uns nichts 
an“ gibt es in ihrer Außenpolitik einfach nicht. 

Seit 1990 kann man von einer weltweit gültigen Geschäftsord-
nung sprechen: Im Prinzip herrscht freier Austausch von Wa-
ren und Kapital auf dem gesamten Globus und in ihrer Souve-
ränität anerkannte Nationalstaaten konkurrieren untereinan-
der um den Nutzen aus diesem globalen Geschäft. Im Völker-
recht haben sie sich dazu verpflichtet, ihre „internationalen 
Streitigkeiten“ (von deren Fortexistenz also ausgegangen wird) 
nach Möglichkeit friedlich auszutragen bzw. die Vereinten Na-
tionen über die erforderlichen Maßnahmen entscheiden zu 
lassen. 

Diese „Ordnung“ der Welt im Geist weltweit freier kapitalisti-
scher Konkurrenz ist einerseits das Resultat der Entkoloniali-
sierung, die die USA noch zusammen mit der Sowjetunion ge-
genüber den ehemaligen Kolonialstaaten, insbesondere Eng-
land und Frankreich, durchgesetzt haben. Und sie ist das Re-
sultat des Kalten Kriegs, an dessen Ende sich der „totgerüs-
tete“ kommunistische Ostblock selbst aufgelöst hat. 

Das Ende des Kalten Kriegs – den westlichen Bevölkerungen 
wurde stets die Existenz des kommunistischen Störenfrieds als 
Grund für den Unfrieden auf der Welt genannt – hat allerdings 
nicht für ein Ende des weltweiten Aufrüstens gesorgt, schon 
gar nicht bei den Nato-Staaten, die ihr Militärbündnis nach der 
Auflösung des Warschauer Pakts keineswegs ad acta gelegt ha-
ben. Das ist auch kein Wunder. Die nun „endlich“ weltweit gel-
tende Geschäftsordnung, die ihrerseits Resultat gewaltsamer 
Auseinandersetzungen ist, bringt aus sich heraus permanent 
harte Gegensätze zwischen den Staaten zustande und ist kein 
Verhältnis wechselseitigen Vorteils, keine win-win-Situation, 
wie gerne behauptet wird. 
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Handel und Kapitalverkehr zwischen kapitalistischen Nationen 
dienen schließlich dazu, dass sich aneinander bereichert wird. 
Auch wenn es Phasen gibt, in denen davon geschwärmt wird, 
dass Handels- und Investitionsverträge allen Beteiligten von 
Nutzen sind und es für alle aufwärts geht – letztendlich werden 
die Erfolge eines Landes auf Kosten eines anderen errungen; 
das zeigt sich spätestens auf der Ebene der Konkurrenz der 
Währungen. 

Die Klagen westlicher Politiker und Journalisten darüber, dass 
China einen ungeheuren Aufstieg als Wirtschaftsnation hin-
legt, bieten übrigens ein gutes Beispiel. Während ja ansonsten 
gerne lauthals betont wird, dass die Entwicklungsländer sich 
durch Teilnahme am Weltmarkt aus ihrer Lage herausarbeiten 
sollen, um so Hunger und Unterentwicklung hinter sich zu las-
sen, ist de facto kein westliches Land froh darüber, dass China 
– früher einmal das „größte Entwicklungsland der Welt“ – ge-
nau das geschafft hat und zu den führenden Staaten dieser 
Erde aufsteigt. Die Befürchtungen über die weiteren Konse-
quenzen von Chinas neuen Fähigkeiten, die jede Woche lauter 
werden, zeigen ziemlich deutlich: Deren Erfolg nimmt „uns“ 
(der BRD, den USA usw.) etwas weg, geht auf „unsere“ Kosten. 

Geostrategische Konkurrenz: ohne absichernde Gewalt 
kein erfolgreiches Geschäft 

Schon an den internationalen Absprachen, die dem Handeln 
der Unternehmer vorausgehen, ist ersichtlich, dass das länder-
übergreifende und weltumspannende Geschäft nicht ohne Ge-
walt auskommt. Staatliche Souveräne zwingen sich wechsel-
weise zur Anerkennung ihrer Existenz und handeln – unter Ein-
satz aller ihnen zur Verfügung stehenden Erpressungsmittel – 
die Bedingungen des globalen Geldverdienens aus: Das ist die 
schöne „regelbasierte Weltordnung“, die nach Ansicht der USA 
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unbedingt gegen Angriffe geschützt werden muss, so der US-
Verteidigungsminister Esper auf der Münchner Sicherheits-
konferenz 2020. Wenn auf dieser Basis „friedlich“ gehandelt 
wird, macht das das Schießen natürlich keineswegs überflüs-
sig. Der ehemalige Bundespräsident Horst Köhler hat diesen 
Zusammenhang im Mai 2010 in einem Interview mit dem 
Deutschlandradio ausgesprochen: 

„Meine Einschätzung ist aber, dass wir auf dem Wege sind, 
doch auch in der Breite der Gesellschaft zu verstehen, dass ein 
Land unserer Größe mit dieser Außenhandelsorientierung und 
damit auch Außenhandelsabhängigkeit wissen muss, dass im 
Zweifel, im Notfall auch militärischer Einsatz notwendig ist, um 
unsere Interessen zu wahren, zum Beispiel freie Handelswege, 
zum Beispiel ganze regionale Instabilitäten zu verhindern, die 
mit Sicherheit dann auch auf unsere Chancen zurückschlagen 
negativ durch Handel, Arbeitsplätze und Einkommen. Alles das 
soll diskutiert werden und ich glaube, wir sind auf einem nicht 
so schlechten Weg. […] Es wird wieder Todesfälle geben. […] 
Man muss auch um diesen Preis am Ende seine Interessen 
wahren. […]“ 

Während Horst Köhler für seine Bemerkungen im Jahr 2010 als 
Bundespräsident noch zurücktreten musste, sind seine Gedan-
ken inzwischen (wenn vielleicht auch noch nicht ganz in „der 
Breite der Gesellschaft“, so doch) an ihrer Spitze angekom-
men. Die Verantwortlichen für die deutsche Sicherheitspolitik 
sprachen die Verknüpfung von außenwirtschaftlichen Interes-
sen der Nation und militärischen Sicherheitsfragen schon 
lange vor der „Zeitenwende“ von Olaf Scholz offen aus. 

 „Wohlstand und Volkseinkommen sind in Deutschland in ho-
hem Maße abhängig von funktionierenden Rahmenbedingun-
gen – in Europa und in der Welt. Deutschland ist eng in 
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internationale Handels- und Investitionsströme eingebunden. 
Unser Land ist in besonderem Maße auf gesicherte Versor-
gungs-wege, stabile Märkte sowie funktionierende Informa-
tions- und Kommunikationssysteme angewiesen. Diese Ab-
hängigkeit wird weiter zunehmen.“ („Weißbuch zur Sicher-
heitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr“ 2016) 

Das deutsche Staatswesen und seine wirtschaftlichen Interes-
sen brauchen eine Armee, die überall auf der Welt die „Ver-
antwortung“ für funktionierende Rahmenbedingungen über-
nehmen muss. Dass das „Weißbuch“ Deutschlands weltweite 
Gewinninteressen dabei als „Abhängigkeiten“ fasst, mag lo-
gisch etwas zweifelhaft sein, ist aber die durchaus übliche 
Selbstdarstellung auf dem Feld der internationalen Politik. Die 
hat gleichzeitig den überaus schönen Effekt, dass die „Abhän-
gigkeiten“ eines Landes und damit die Notwendigkeiten, zu in-
tervenieren und zu „verteidigen“ umso mehr wachsen, je er-
folgreicher seine Wirtschaftsunternehmen auf dieser Erde tä-
tig sind und andere Nationen von sich abhängig gemacht. 

Kein Wunder also, dass sich die USA, die wirtschaftsmächtigste 
Nation der heutigen Welt, die mit Abstand teuerste Armee 
leisten, überall Stützpunkte (an die 1000 weltweit) unterhalten 
und meist mehrere Kriege gleichzeitig führen, während andere 
„Fälle“ schon (bzw. noch) mit Wirtschaftskriegen, in denen 
man sämtliche Wirtschaftsbeziehungen nun als Waffen nutzen 
kann, zur „Vernunft“ gebracht werden. 

Die ganze Gewalttätigkeit und Aggressivität der heutigen Welt-
ordnung ist eben nicht – wie es in der Presse oft dargestellt 
wird – Ausdruck egomanischer, durchgeknallter Politiker. Sie 
ist vielmehr Ausdruck dessen, in welchem Umfang unversöhn-
liche Gegensätze die Wirtschaftsinteressen kapitalistischer 
Staaten bestimmen – also von Akteuren, die alle dasselbe 
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wollen, nämlich Geld aneinander verdienen und sich dabei mit 
ihren Interessen unvermeidlich in die Quere kommen. 

 
Die „regelbasierte Weltordnung“ und ihre Störenfriede 

Dass eine solche Welt ständig „geordnet“ werden muss, ist 
also kein Wunder. Und ebenso wenig, dass die ständige (Wie-
der-)Herstellung dieser Ordnung das Werk der Macht ist, die 
erstens von der weltweiten Konkurrenz ökonomisch am meis-
ten profitiert, weil sie mit ihrem Dollar bei fast jedem Geschäft 
mit-verdient und die zweitens dank ihrer überlegenen Militär-
macht in der Lage ist, die Durchsetzung der Gleichung von 
Recht und US-amerikanischem Nutzen zu erzwingen. 

Für die USA, die sich diese globale Geschäftsordnung in zwei 
Weltkriegen und einem Kalten Krieg erkämpft hat, stellen Stö-
rungen der für sie sinnreich eingerichteten Ordnung ein abso-
lutes Ärgernis dar. 

• Ein solcher Störfall liegt vor, wenn ein Rohstoff-reiches Land 
seine Bodenschätze dem Zugriff us-amerikanischer kapitalkräf-
tiger Konzerne entreißt und unter nationale Regie stellt, um 
mehr beim Verkauf zu verdienen und davon nationale Entwick-
lungsprojekte zu fördern. Die Liste der deshalb von Wirt-
schaftskriegen, Putschs oder regelrechten Kriegen betroffenen 
Länder ist lang (Iran 1953, Guatemala 1954, Chile 1973, Irak 
2003, Libyen 2011); dazu kommen einige gescheiterte oder 
noch nicht beendete Versuche in Venezuela, Bolivien, schon 
wieder der Iran … 

• Dass Staaten der Konkurrenz auf dem Weltmarkt nicht ge-
wachsen sind und darüber ruiniert werden, kann vom Stand-
punkt der Weltmacht weitere Eingriffe nötig machen. 
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Negative, zerstörerische Resultate – das Verhungern des Volks, 
seine massenhafte Flucht, der Zusammenbruch von Währung 
und Staatsgewalt – sind vor Ort hinzunehmen, ohne dass sich 
dagegen gewehrt werden soll. Das zu erzwingen, gehört zur 
„Verantwortung“, die die führenden kapitalistischen Nationen 
für die Geschäftsordnung übernehmen, die ihnen nutzt. 

• In Afghanistan, einem für das weltweite Geschäft eher unbe-
deutenden Land, haben die USA mit ihrem „war on terror“ 
exemplarisch gezeigt, was passiert, wenn man Feinde der USA 
und ihrer Weltordnung unterstützt (Feinde, die sie übrigens 
selbst als Mittel im Kampf gegen die Sowjetunion ausgerüstet 
hatten).  

Die wichtigste Art von Störfällen, zumindest aus us-amerikani-
scher Sicht, ist allerdings anderer Natur. Es sind selbstver-
ständlich die Staaten, denen es als Teilnehmer in dieser Welt-
ordnung gelungen ist, zu ernsthaften Konkurrenten der ameri-
kanischen Hegemonie zu werden. 

Deutscheuropa, Russland und China 

Da ist erstens das EU-Projekt. Dessen ökonomische Führungs-
macht Deutschland hat ihren wirtschaftlichen (Wieder-)Auf-
stieg nach dem 2. Weltkrieg zwar bisher im Bündnis mit und 
untergeordnet unter die USA vollzogen. Für die USA waren die 
europäischen Nato-Partner und die BRD als Frontstaat unver-
zichtbar beim Niederringen der UdSSR, von dem Deutschland 
mit dem Zugewinn an Volk, Territorium und Macht in beson-
derer Weise profitiert hat. Mit ihrem Binnenmarkt, einer Ge-
meinschaftswährung, die dem Dollar Konkurrenz macht, und 
ihrer Ausdehnung ist die EU allerdings inzwischen zu einem 
Staatenbündnis geworden, dessen Entwicklung in Washington 
mit wachsendem Misstrauen betrachtet wird. Die 
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amerikanischen Think-tanks haben praktisch in den letzten 
Jahren einiges initiiert, um das Euro/EU-Projekt zu stören – von 
den US-hörigen Osteuropäern bis zur Förderung des engli-
schen Brexits. 

Da ist zweitens Russland, dessen aus westlicher Sicht wunder-
barer ökonomischer Ausverkauf und staatlicher Zerfallspro-
zess unter Jelzin von seinem Nachfolger Putin gestoppt wurde. 
Unter dessen Präsidentschaft hat sich das Land ökonomisch 
und politisch konsolidiert – wenn es im Außenhandel auch vor 
allem vom Verkauf seiner Rohstoffe und Waffen lebt. Auch 
wenn Russland damit kein ernsthafter ökonomischer Konkur-
rent der USA ist, betreibt es heute (erneut) eine aktive Außen-
politik, die den westlichen Interessen an einigen Stellen der 
Welt in die Quere kommt – in Zentralasien (den Ex-Sowjetre-
publiken), in Syrien, in Libyen, in Mali. Vor allem aber stößt den 
USA unangenehm auf, dass das Land aus Sowjetzeiten über 
eine Atomstreitmacht verfügt, die ihrer eigenen gewachsen 
ist, und das in diesem Sinne tatsächlich souverän (= militärisch 
nicht ohne weiteres erpressbar) ist. 

Da ist drittens und vor allem das kapitalistisch gewendete 
China1 als neu aufsteigende ökonomische wie politische Groß-
macht. Dieses Land wird aufgrund von Größe und Bevölke-
rungszahl die USA in absehbarer Zeit als wichtigste kapitalisti-
sche Macht auf dem Globus ablösen. Und es bezieht mit seinen 
außenwirtschaftlichen Initiativen in Asien, Afrika und Südame-
rika, inzwischen auch in Zentralasien und Südeuropa (Stich-
wort: Neue Seidenstraße2), viele Staaten mit Geschäfts- und 

                                                        
1 https://www.telepolis.de/features/Der-Feind-in-Asien-
6052304.html 
2 https://www.freitag.de/autoren/renate-dillmann/schwer-zu-stop-
pen 
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Kreditangeboten auf sich und arbeitet damit aktiv an einer 
„multipolaren Weltordnung“. Das setzt allerdings voraus, dass 
seine Entwicklung zur kapitalistischen Großmacht ungestört 
weiter verläuft, was die USA deshalb mit allen ihnen zur Verfü-
gung stehenden Mitteln bekämpfen, ökonomisch wie poli-
tisch. 

Gegen diese Rivalen verteidigen die USA zurzeit ihre bisherige 
Sonderstellung als Welt- und Weltordnungsmacht: Eine zweite 
Macht auf Augenhöhe dulden sie in ihrer Weltordnung, die sie 
schließlich zu ihrem Nutzen eingerichtet haben, erklärterma-
ßen schlicht nicht. Nebenbemerkung: Man kann hier erneut 
sehen, ein wie anspruchsvolles (um nicht zu sagen „aggressi-
ves“) Ziel „Verteidigung“ ist… 

Die Mittel, die sie dafür einsetzen, reichen von ökonomischen 
bis zu politisch-militärischen. Sie greifen zentrale Momente an, 
aus denen diesen Staaten ihre Macht beziehen: den chinesi-
schen Warenhandel, den russischen Rohstoffexport, die 
deutsch-russischen Energie- und sonstigen Geschäfte – und sie 
zögern nicht, dafür wesentliche Momente ihres „freien Welt-
handels“ zu instrumentalisieren oder außer Kraft zu setzen (ag-
gressive Schutzzollpolitik, Kampf gegen wichtige ausländische 
Unternehmen wie VW und Huawei). Sie bedrohen Russland 
und China mit ihren Allianzen (Nato, Aukus) und sie versuchen, 
sich das deutsche Europa dauerhaft unterzuordnen bzw. es 
durch die neuen Nato- und EU-Staaten Osteuropas zu spalten. 

Kein Wunder, dass sie dabei auf Widerstand treffen – auch ihre 
Konkurrenten „verteidigen“ sich dabei selbstverständlich nur: 
ihre besonderen ökonomischen Interessen wie ihren Willen 
zum Aufstieg nämlich.   
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Nicht nur Russland will den Ukraine-Krieg  

Russland wehrt sich mit dem Krieg in der Ukraine, der übrigens 
ebenso völkerrechtswidrig ist wie der Nato-Krieg in Jugosla-
wien, der Afghanistan- und der Irak-Krieg, gegen eine weitere 
Ost-Ausdehnung der Nato. Putin hatte zuvor in unzähligen dip-
lomatischen Initiativen3 Respekt für die russischen Sicherheits-
interessen verlangt, die ein weiteres Heranrücken westlicher 
Armeen und Raketenbasen und ein Infragestellung der russi-
schen Schwarzmeer-Flotte nicht erlauben – ein Verlangen, 
dessen Berechtigung von einigen westlichen Militärs durchaus 
begriffen wird, wie die Stellungnahmen von Harald Kujat4, 
Erich Vad5 und Jacques Baud 6belegen. Nachdem die westli-
chen Staaten darauf nicht eingegangen sind und eine Nato-
Mitgliedschaft der seit 2014 massiv mit westlichen Waffen auf-
gerüsteten Ukraine kurz bevorstand, hat Putin den laufenden 
Krieg begonnen – als „militärische Spezialoperation“, d.h. mit 
angekündigt begrenzter Reichweite und Dauer. Heute besteht 
das unmittelbare russische Kriegsziel wohl in der Sicherung der 
Donbass-Republiken sowie der Krim und der dort stationierten 
Schwarzmeer-Flotte.  
Wenn Russland sich damit durchsetzen könnte, wäre das aller-
dings – auf einer höheren Ebene – gleichzeitig ein Durchbre-
chen des Weltgewaltmonopols, wie es die USA für sich in An-
spruch nehmen: Nur sie dürfen ungestraft Krieg führen auf der 

                                                        
3 https://www.telepolis.de/features/Warum-die-USA-selbst-die-Uk-
raine-nicht-als-rote-Linie-akzeptierten-7519491.html 
4 https://zeitgeschehen-im-fokus.ch/de/newspaper-ausgabe/nr-1-
vom-18-januar-2023.html 
5 https://www.emma.de/artikel/erich-vad-was-sind-die-kriegsziele-
340045 
6 https://overton-magazin.de/top-story/deutschland-zahlt-den-
preis-fuer-den-von-den-amerikanern-gegen-russland-gefuehrten-
krieg/ 
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Welt und nur sie erlauben anderen Staaten, so etwas unge-
straft zu tun. Nur sie dürfen Grenzen verschieben, Separatisten 
ins Recht setzen oder verbieten. 

Insofern stellt dieser Krieg in der Tat einen Anschlag auf die 
geltende unipolare Weltordnung dar – ein Grund dafür, dass 
ihn viele Länder insbesondere aus dem globalen Süden keines-
wegs verurteilen und sich auch nicht an den geforderten Wirt-
schaftssanktionen beteiligen, die ihre miserable Lage in der 
Weltmarktkonkurrenz noch weiter verschlechtern würden.  

Die USA nutzen diesen Krieg gleich mehrfach. Sie schädigen 
Russland durch einen Stellvertreterkrieg auf dem Territorium 
der Ukraine und „bis zum letzten Ukrainer“ militärisch massiv. 
Durch den parallel geführten (und ebenfalls völkerrechtswidri-
gen7) Wirtschaftskrieg versuchen sie, die ökonomischen 
Grundlagen Russlands zu attackieren – den Handel mit Öl, Gas 
und Waffen. 

Sie schlagen ihrem guten „Freund und Alliierten“ Deutschland 
seine bislang vorteilhafte Energie-Versorgung mittels russi-
schem Öl und Gas aus der Hand, schrecken dabei auch vor 
staatsterroristischen Akten8 nicht zurück und verderben ihm – 
aus ihrer Sicht möglichst dauerhaft – sein Russland-Geschäft 
sowie seine (zeitweise) guten diplomatischen Beziehungen zu 
Moskau, die ihm auch eine gewisse Distanz zur verlangten Un-
terordnung unter die US-Politik erlaubt haben.  
Sie stellen ihren Hauptrivalen China vor die Gretchenfrage, ob 
es dem neuen „Paria“ der Weltordnung weiter die Stange 

                                                        
7 https://www.jungewelt.de/artikel/442322.kriegsmittel-keine-zi-
vile-alternative.html 
8 https://seymourhersh.substack.com/p/how-america-took-out-
the-nord-stream 



 18   

halten will und dafür erneut ökonomische Boykott-Maßnah-
men riskiert. Das in den letzten Jahren zustande gekommene 
Bündnis zwischen China, dem wichtigsten ökonomischen Riva-
len, und Russland, dem wichtigsten militärischen, war nämlich 
aus US-Sicht untragbar – ebenso übrigens, wie es ein „eurasi-
scher Wirtschaftsraum“ gewesen wäre, in dem die EU und 
Russland friedlich-produktive Beziehungen entwickelt hätten.  
Die einzige Einschränkung dieser Kriegspolitik, die zurzeit 
scheinbar ohne jede Furcht vor einer nuklearen Eskalation eine 
„rote Linie“ nach der anderen überschreitet, stellt bei US-Mili-
tärs und -Medien die Frage dar, ob die an und für sich nützliche 
Schädigung Russlands nicht zu viele Mittel bindet. Eigentlich 
werden die ja für Wichtigeres gebraucht und China soll nicht 
schon wieder Nutznießer einer weiteren Krise sein.  

Großbritannien nimmt den Ukraine-Krieg als Chance, sich 
durch seine forsche militärische Unterstützung der Kiewer Re-
gierung (die auch die Verhinderung eines „zu frühen“ Friedens-
schlusses mit den Russen durch Boris Johnson einschloss)  als 
die wirkliche europäische Führungsmacht jenseits der EU in 
Szene zu setzen – so etwa nach dem Motto: Ein potentes Mili-
tär hat das alte Empire immer noch und kann durch diese 
Machtentfaltung das „deutsche Europa“, mit dem London seit 
dem Brexit in einer neuen Konkurrenz steht, möglicherweise 
im seinem Sinne neu ordnen. Kein Wunder, dass dabei erneut 
die alten Bündnislinien (mit Polen gegen Deutschland) zum Zug 
kommen. 

Die aufstrebende Großmacht EU und ihre deutsche Führungs-
macht wollen nicht hinnehmen, dass Russland sich seiner wei-
teren Einkreisung entgegenstellt und sich herausnimmt, dafür 
Gewaltmittel einzusetzen. Das ist der Kern von Baerbocks Be-
hauptung, man sei in einer „neuen Welt“ aufgewacht, in der 
wieder Krieg in Europa geführt werde. „Krieg in Europa“ gab es 
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selbstverständlich auch schon vorher wieder – ob in Nordir-
land oder Jugoslawien, nur wurde er da von den „richtigen“ 
Mächten geführt. Russland dagegen soll das nicht erlaubt sein; 
ihm steht das Recht auf Kriegführen auf diesem Kontinent 
nicht zu. Deshalb „muss“ das Land in seine Schranken gewie-
sen werden. 

 Insofern will die EU, will Deutschland diesen Krieg – als erfolg-
reiche Verteidigung der Ukraine gegen Russland, an deren 
Ende ein russisches Staatswesen stehen soll, das nicht mehr in 
der Lage ist, Krieg zu führen und das dann idealiter in seine Ein-
zelteile zerfällt. Zugleich ist das ein – weiterer – Versuch der EU 
wie Deutschlands, sich im Rahmen der Kriegsbeteiligung zu 
profilieren und von den USA zu emanzipieren. 

Gleichzeitig wird innerhalb der EU die sowieso schon immer 
vorhandene Konkurrenz darum, wer in ihr das Sagen hat, an 
einem neuen Gegenstand ausgetragen: Wer macht Russland 
am entschiedensten, forschesten und rücksichtslosesten fer-
tig? lautet der neue innereuropäische Wettbewerb. (Nebenbe-
merkung: Es ist doch aufschlussreich, was eine „Führungs-
macht“ in der mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichneten EU 
ausmacht!) Das hat Folgen. Wie schon gesagt, schaden die 
Wirtschaftssanktionen Deutschland am meisten, weil es die 
profitabelsten Beziehungen zu Russland unterhielt (s.o.). Es 
musste im Zuge der westlichen Wirtschaftssanktionen den Zu-
griff auf die günstigen russischen Energielieferungen ebenso 
aufgeben wie einen Großteil seines Russland-Geschäfts. Dass 
es sich die Sprengung der Nordstream-Pipeline durch seine 
Verbündeten bieten lassen muss, sorgt sicher nicht nur in 
Washington für Freude, sondern auch bei den EU-Partnern, 
vor allem in Warschau, das diese Pipeline immer aufs Schärfste 
bekämpft hatte. Militärisch liefert Deutschland massiv – und 
gleichzeitig steht die deutsche Regierung angesichts der 
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stetigen Forderungen der osteuropäischen Staaten als ewiger 
„Zauderer“ da, der an „Führungskraft“ verliert. Aktuell ver-
sucht die deutsche Politik zwar, diesen Eindruck wieder umzu-
drehen angesichts dessen, dass nach dem vorherigen lauten 
Getöse inzwischen nur noch Deutschland Panzer zu liefern 
scheint. Es scheint allerdings fraglich, was damit aus der deut-
schen Kalkulation, sich keineswegs auf „gefährliche Allein-
gänge“ einzulassen, geworden ist. 

Polen jedenfalls sieht sich, wie die Tagesschau bestürzt fest-
stellt, inzwischen als das neue „Gravitationszentrum“ Europas, 
das gemeinsam mit den Balten die Eskalation gegen Russland 
vorantreibt. Und selbstverständlich ist sich auch Frankreich 
wieder schuldig, als stärkste Militärmacht der EU aufzutreten, 
an die eigene atomare Streitmacht zu erinnern und Selensky 
mit französischem Militärgerät zu beliefern…   

Nicht zuletzt will die Ukraine selbst diesen Krieg. Zwar wird von 
diesem Land und seinen Bewohnern vermutlich nicht viel übrig 
bleiben, wenn es so weitergeht. Das hindert seine politische 
Führung allerdings überhaupt nicht, immer weitere „schwere 
Waffen“ zu fordern und Verhandlungen vor einem „Siegfrie-
den“ auszuschließen, der, Stand heute, auch die Rück-erobe-
rung der Krim beinhalten soll (womit Russlands Schwarzmeer-
flotte und sein Zugang zum Mittelmeer attackiert wird). 

Dieses Land führt hier eine Art verspäteten Staatsgründungs-
krieg gegen Russland – und dafür ist offenbar kein Opfer zu 
hoch. Das Leben der eigenen Bevölkerung ist jedenfalls nicht 
der Maßstab, an dem Selensky seine Kriegsstrategie ausrichtet 
– und das russischer Soldaten und Bürger sowieso nicht, denn 
Russen hat „unser Held“ in Kiew längst zu einer Art von Unter-
menschen erklärt. Natürlich ist damit auch ein hartes Ausgren-
zungs- oder Unterordnungsprogramm gegenüber den 30 
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Prozent ethnischer Russen in der ukrainischen Bevölkerung auf 
der Tagesordnung. Russische Sprache, russische Literatur und 
Musik wurden im letzten Jahr als kulturelle Waffen des Feindes 
ebenso verboten wie elf Oppositionsparteien (die Kommunis-
tische Partei hatte es schon 2015 erwischt). Die Medien sind 
gleichgeschaltet; viele Kritiker der Regierung und des Maidan-
Putsches von 2014 verhaftet. Dass fast die Hälfte der Bevölke-
rung die „ukrainische Heimat“ inzwischen verlassen hat, stört 
nicht, auch wenn nach der inzwischen siebten Mobilisierung 
(Männer bis 60 Jahre) das menschliche Material knapp wird. 
Denn die Mittel für diesen Krieg bezieht das ukrainische Militär 
aus der westlichen Waffenhilfe. Die eigene Bevölkerung und 
die eigene Wirtschaft sind als Basis der staatlichen Ansprüche 
wesentlich weniger ertragreich. Also muss sich die Ukraine mit 
ihrem Krieg vor allem weiterhin für die westlichen Staaten in-
teressant machen: So viel Milliarden Dollar und so viel welt-
weite Aufmerksamkeit würde sie ohne den Gegner Russland 
jedenfalls nie bekommen. 

Fazit:  
Der jetzt seit einem Jahr laufende Krieg in der Ukraine ist kein 
singulärer russischer Verstoß gegen das Völkerrecht, wie er 
von Seiten westlicher Regierungen und der Mainstream-Me-
dien behauptet wird. Völkerrechtsverstöße dieser Art haben 
„westliche Staaten“ und ihre Verbündeten in den letzten drei-
ßig Jahren in großer Zahl begangen. Er ist auch kein Anschlag 
auf ein Prinzip namens Weltfrieden, das angeblich allen Staa-
ten dieser Welt am Herzen liegt. Und er ist, wenn es noch zur 
Eskalation oder gar zum Nuklearkrieg kommt, auch kein tragi-
scher Prozess, in den die Beteiligten wieder einmal „schlafge-
wandelt“ sind.  

Nein, die Gründe für diesen Krieg, die beteiligten Staaten und 
die Strategien ihrer Regierungen liegen in der von den USA 
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nach dem 2. Weltkrieg durchgesetzten „regelbasierten Welt-
ordnung“ selbst. 

Die Regel dieser Ordnung besteht darin, dass auf der ganzen 
Welt freier Handel und Kapitalverkehr zwischen souveränen 
Staaten stattfindet. Diese Konkurrenz um den Nutzen aus dem 
weltweit stattfindenden Geschäft enthält in sich notwendig 
die harten Gegensätze, die sämtliche Staaten dazu veranlas-
sen, ihre ökonomische Konkurrenz bereits im Frieden (!) durch 
eine geostrategische zu ergänzen und dafür prophylaktisch 
nach Kräften aufzurüsten. 

Im laufenden Krieg kämpfen Russland, die USA, Großbritan-
nien, das deutsche Europa mit all seinen inneren Widersprü-
chen und die Ukraine selbst um ihre Stellung in der internatio-
nalen Konkurrenz der Staaten – so etwas geht letzten Endes 
nicht anders als mit Krieg.  

Dafür sterben die ukrainischen Soldaten, die russischen Solda-
ten und die betroffenen Zivilisten in der Ukraine. Und dafür 
werden die Menschen in allen beteiligten Kriegsparteien in 
Haftung genommen. 

https://overton-magazin.de/top-story/abweichende-bemer-
kungen-zur-weltlage/ 
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„Zeitenwende“: Wie Deutschland den Krieg für einen  
nationalen Aufbruch nutzt  
 
Aufrüstung, Energiesouveränität, Kriegsmoral  
 
18.3.2023 

 „Der böse Mann, der böse Mann, der böse Mann 
Soll tot sein, dann 
Können wir wieder glücklich sein 
Können wir wieder glücklich sein 
Glücklich sein“ 
Peter Licht 2006 (Lieder vom Ende des Kapitalismus)  
 
Robert Habeck nimmt den laufenden Krieg als endgültiges Ar-
gument dafür, die Nation von ihrer „Abhängigkeit“ von russi-
schen Öl- und Gaslieferungen zu „befreien“ und stattdessen 
Fracking-Gas aus den USA zu importieren. Der Wirtschaftsmi-
nister spricht offen aus, dass der Kern der deutschen Klimapo-
litik die „Energiesouveränität“ der Bundesrepublik ist und kann 
sich dabei der Unterstützung durch fff gewiss sein. Und An-
nalena Baerbock verurteilt bei ihrer als „emotional“ gefeierten 
Rede vor den Vereinten Nationen Russland in einer Art und 
Weise, die den alten Weltkriegsverlierer Deutschland in die 
Rolle eines moralischen Richters hebt und demonstriert, was 
„wertebasierte Aussenpolitik“ meint. 
  
Mit Fingerzeig auf den „bösen Mann“ in Moskau wird einiges, 
was die deutsche Nation in der Vergangenheit zum Teil ent-
zweit und drangsaliert hat, mit Macht und ungeahnter Ge-
schlossenheit voran getrieben – unter freundlicher Schützen-
hilfe der Mainstream-Medien, die ihre „Debattenkultur“ noch 
einmal stark verbessert haben. 
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Bedenken gegen einen Militäretat, der 2 Prozent des nationa-
len Bruttoinlandsprodukts verschlingt, werden in dieser Situa-
tion der nationalen Panikmache gegen einen „wahnsinnigen 
Mörder“ aus Moskau, der quasi jederzeit auch über „uns“ her-
fallen könnte, beiseite geschoben. Der Ostausschuss der deut-
schen Wirtschaft gilt zurzeit als eine Art 5. Kolonne des „Fein-
des“, auch wenn er nur daran erinnert, dass Deutschland im-
mer gut und verlässlich am Russland-Geschäft verdient hat. 
Und Zweifel an der Klimaverträglichkeit von amerikanischem 
Fracking-Gas oder sonstigen „Lösungen“ des deutschen Ener-
giehungers werden angesichts der „unerträglichen Erpres-
sung“, in der uns der „russische Bär“ mit seinen Lieferungen 
hält, für unerheblich erklärt – auch wenn Russland, ganz im Ge-
gensatz zu Deutschland, seine Energie-Verträge bislang noch 
nie politisch-erpresserisch eingesetzt hat. 
  
Die deutsche Regierung nimmt den russischen Krieg in der Uk-
raine zum Anlass, einige der bisherigen Widersprüche ihres na-
tionalen Projekts offensiv zu bereinigen.  

Das deutsche Souveränitäts-Dilemma wird endlich gelöst 
 
Als Verlierer von Weltkrieg II hatte die Bundesrepublik seit ih-
rer Gründung ein Problem mit ihrer nur bedingten Souveräni-
tät. Weil sie als Frontstaat gegen die Sowjetunion im gerade 
anlaufenden Kalten Krieg gebraucht wurde, wurde sie von den 
USA ökonomisch kreditiert (Marshallplan) und auch militärisch 
wieder aufgerüstet (Bundeswehr, Nato-Mitgliedschaft), wo-
von die europäischen Nachbarn Großbritannien und beson-
ders Frankreich seinerzeit nicht gerade erbaut waren. Wäh-
rend diese beide Staaten in den folgenden Jahrzehnten mit 
letztlich fruchtlosen Kriegen um ihre Kolonien befasst waren, 
konnte sich die Bundesrepublik mit Hilfe der us-



 25   

amerikanischen Kreditierung ihrer Währung produktiv in den 
Weltmarkt einklinken. 
  
Der Aufstieg Deutschlands zu einer der weltweit grössten Ex-
portnationen und zur führenden Ökonomie in der EU liess 
schon in den 1980er Jahren die Rede vom „ökonomischen Rie-
sen und politischen Zwerg“ aufkommen, der die Unzufrieden-
heit deutscher Politiker mit der politisch-militärisch zweitran-
gigen Rolle ihrer „Bonner Republik“ zum Ausdruck brachte.  
 
Die Bundeswehr etwa war bestimmt als reine Bündnisarmee 
mit der Funktionszuweisung, „Stolperdraht“ für russische Pan-
zer zu sein. Mit dem Nato-Doppelbeschluss und der Stationie-
rung von Pershing-Raketen und Cruises Missiles machte sich 
Deutschland in den 1980er Jahren dann zwar wichtiger für den 
Krieg gegen die Sowjetunion und erlangte so etwas wie eine 
„nukleare Teilhabe“ – allerdings auf Kosten dessen, selbst po-
tenzielles Schlachtfeld eines Nuklear-Kriegs zu werden. 
  
Die Selbstauflösung der Sowjetunion brachte die deutsche Po-
litik 1990 schon enorm vorwärts: Mit dem Anschluss der DDR 
konnte die BRD die „Nachkriegsordnung“ ein erstes Mal korri-
gieren – eine Änderung übrigens, die nationale Jubelstürme 
auslöste! Das vergrösserte Deutschland begann in den Folge-
jahren, seine politisch-militärische Rolle eigenständiger zu de-
finieren und „mehr Verantwortung in der Welt zu überneh-
men“ – so hiess das jedenfalls in der Selbstinterpretation der 
deutschen Politik, ganz gleichgültig, ob irgendjemand das von 
Deutschland verlangt hatte oder nicht. Mit ihrer Politik der An-
erkennung separationswilliger Provinzen der Bundesrepublik 
Jugoslawien machte sich die deutsche Regierung Kohl/Gen-
scher stark für die nächste Änderung der Nachkriegsordnung: 
Titos Jugoslawien wurde zerschlagen und neue Grenzen gezo-
gen. 
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Ganz weg vom Dilemma deutscher Aussenpolitik war man al-
lerdings noch immer nicht. Als kapitalistische Wirtschafts-na-
tion erster Güteklasse – inzwischen war Deutschland jahrelang 
Exportweltmeister! – musste man in Sachen Aussenhandel 
(Zugriff auf Rohstoffe und Absatzmärkte, sichere Handels-
wege, Erpressung anderer Staaten zum freien Waren- und Ka-
pitalverkehr) noch immer auf die amerikanische Militärmacht 
zur Sicherung der „Weltordnung“ bauen und war auch nicht in 
der Lage, die weitere Zerlegung Rest-Jugoslawiens militärisch 
durchzusetzen; um die staatliche Autonomie von „Bosnien-
Herzegowina“ und „Kosovo“ durchzusetzen, brauchten 
Deutschland und die EU erneut amerikanische Schützenhilfe. 
Das hatte eine sehr bequeme und für Deutschland ungemein 
kostengünstige Seite. Das hatte aber auch die unangenehme 
Seite, dass die USA die Störfälle der Weltordnung definierten 
– was zum Teil nicht unbedingt mit deutschen Interessen zu-
sammenfiel. 
  
Dieses deutsche Dilemma – als kapitalistisch überaus potente 
Nation auch nach der Erledigung des kommunistischen Haupt-
feindes auf die militärische Potenz des „amerikanischen Freun-
des“ angewiesen zu sein – versuchte die rot-grüne 
Schröder/Fischer-Regierung 2003 erstmals zu attackieren. Sie 
liess sich von den us-amerikanischen Belegen über „Saddams 
Massenvernichtungswaffen“ nicht „überzeugen“ und verwei-
gerte, zusammen mit Frankreich, eine Teilnahme am zweiten 
Irak-Krieg, weil sie dessen Nützlichkeit für die deutsche Aus-
senpolitik bezweifelte – was Deutschen und Franzosen die Ver-
achtung der USA als „altes Europa“ einbrachte. Dagegen initi-
ierten die beiden europäischen Führungsmächte den Aufbau 
eigener EU-Streitkräfte, angeblich ohne damit der Nato Kon-
kurrenz machen zu wollen. Und Deutschland brachte North 
Stream I (und später II) auf den Weg, um sich mit dem Zugriff 
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auf russisches Gas ein Stück aus der Abhängigkeit vom us-do-
minierten Ölmarkt zu emanzipieren. 
  
Unter Angela Merkel stellte sich die deutsche Außenpolitik 
dann wieder auf die andere Seite des Widerspruchs: unver-
brüchliche Freundschaft mit Washington – was Frankreich er-
neut verärgerte und über eigene Wege nachdenken ließ. In 
Deutschland ließ die Unzufriedenheit wichtiger Politiker mit 
der Zweitrangigkeit des eigenen Militärs gleichzeitig nicht 
nach.  
 
Ob Horst Köhler in seinem Afghanistan-Interview 2010, 
Joachim Gauck vor der Münchner Sicherheitskonferenz 2014, 
das Weißbuch der Bundeswehr 2016 oder Annegret Kramp-
Karrenbauer bei ihrer Rede vor der Bundeswehrhochschule 
2019 – sie alle waren (erst Recht, als Trump kam und Deutsch-
land offen als problematischen Konkurrenten behandelte!) un-
zufrieden damit, dass diese Nation nicht eigenverantwortlich 
für ihre Interessen einstehen und weltweit „Verantwortung“ 
übernehmen kann. 
  
Der aktuelle Verlauf des Ukraine-Konflikts macht das deutsche 
Dilemma erneut handgreiflich. Scholz und Baerbock hatten mit 
ihrer Vorkriegs-Diplomatie in Kiew und Moskau vermutlich 
versucht, zwei für Deutschland wesentliche Ziele unter einen 
Hut zu bringen: Putin zur unverhandelbaren Hinnahme einer 
ökonomisch und militärisch „west-orientierten“ Ukraine zu be-
wegen und gleichzeitig Russland als billigen und zuverlässigen 
Energielieferanten und Absatzmarkt zu erhalten. 
  
Das hat, auch dank us-amerikanischer Hintertreibung, nicht 
funktioniert – und das nimmt die deutsche Regierung zum An-
lass, die Aufrüstung in Gang zu bringen, mit der der 



 28   

„ökonomische Riese“ dann auch endlich autonom über die ihm 
gebührende militärische Absicherung verfügen können kann. 
  
Mit der Erhöhung auf 2% des Brutto-Inlandsproduktes wird der 
laufende deutsche Militär-Etat um fast 50% auf 71,4 Milliarden 
Euro aufgestockt; dazu kommt im aktuellen Haushalt noch ein 
„Sondervermögen“ von 100 Milliarden Euro. 
  
Zum Vergleich: der russische Rüstungsetat lag 2020 bei 62, der 
britische bei 60 und der französische bei 52 Milliarden; 
Deutschland hat dieser Planung zufolge den drittgrößten Mili-
tärhaushalt der Welt hinter den USA und China und lässt die 
europäischen Konkurrenten deutlich hinter sich – wenn das 
nicht eine angemessene Ansage ist, die der von den Medien als 
„führungsschwach“ charakterisierte Kanzler macht! 
  
Von heute auf morgen eine Aufrüstung um 120 Milliarden Euro 
beschließen, das kann übrigens nur ein Land, dessen Wirt-
schaft so etwas auch liefern kann… Da zeigt sich der große Vor-
teil einer Rüstungsindustrie, die durch staatlich protegierte 
Rüstungsexporte so große Kapazitäten aufbauen konnte, dass 
sie nun auch spielend die neue heimische Nachfrage befriedi-
gen kann. Massive Aktiengewinne der Rüstungsfirmen er-
freuen die schwächelnde Börse.  

Energie-Autarkie statt Abhängigkeit von russischem  
Gas und Öl 
 
Was die USA seit langem verlangt haben, hat Deutschland als 
Teil der neuen Sanktionen gegen Russland zugestanden: Das 
Ende von North Stream 2. Bislang fließt zwar weiter russisches 
Öl und Gas nach Deutschland; aber auch das wird als Bestand-
teil ausgeweiteter Sanktionen eventuell noch zur Disposition 
gestellt.  
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Wirtschaftsminister Habeck hat deutlich gemacht, dass er in 
der „Abhängigkeit Deutschlands“ von diesen russischen Impor-
ten einen schweren Fehler vergangener Regierungen sieht – 
ganz so, als hätte sich die deutsche Wirtschaft auf diese Art 
und Weise nicht den Zugriff auf zuverlässige und billige Energie 
gesichert, mit der sie ihre Exportwaren für den Weltmarkt so 
konkurrenzlos günstig herstellen konnte. 
  
Zukünftig jedenfalls will Deutschland sich energiepolitisch au-
tark machen – von den „Grünen“ schon lange als der staatsma-
terialistische Kern ihrer Klima-Politik gehandelt. Idealiter soll 
das durch den weiteren Ausbau der regenerativen Energiefor-
men passieren, mit dem man ja schon relativ weit gekommen 
ist; aber auch durch Wasserstoff-Technik, auf die Koalitions-
partner FDP ja ganz besonders setzt. Finanzminister Lindner 
stellt dafür bis 2026 weitere 200 Milliarden zur Verfügung; 
Geld ist genug da – für die richtigen Vorhaben versteht sich. 
Das ganze Projekt bezeichnet Lindner als die „Freiheits-Ener-
gien“, womit er erheblich näher an der Wahrheit liegt als die 
Grünen mit ihrem Öko-Gelaber. 
  
Wenn „zwischenzeitlich“ aber das „dreckige“ amerikanische 
Fracking-Gas, Kohlekraftwerke oder sogar alte AKW‘s ge-
braucht werden, um russische Lieferungen zu substituieren, 
werden die Grünen das ihrer braven fff-Gefolgschaft, die der-
weil gegen „Putin“ demonstriert, auch noch verklickern kön-
nen. Hauptsache, alle sind bereit, an dieser Front Opfer zu 
bringen – und das ist ja zum Glück keine Frage mehr angesichts 
des „Bösen“, der Sibirien beherrscht.  
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Kriegsmoral auf höchstem Niveau 
 
Verantwortlich für die dritte weltkriegsmäßige deutsche Auf-
rüstung ist keineswegs deutsche Kriegslüsternheit. Das lässt 
sich Deutschland nicht vorwerfen – nach all der Läuterung, die 
die Nation in den letzten Jahrzehnten hingelegt hat. Verant-
wortlich ist niemand anderes als Putin, der „Irre aus Moskau“. 
Um das klarzustellen, hat Annalena Baerbock der Welt eine re-
gelrechte Lehrstunde über die „wertebasierte“ grüne Außen-
politik erteilt. 
  
Das kriegsmoralische Dilemma der deutschen Nation, sich als 
zweimaliger Weltkriegsverlierer besonders rechtfertigen zu 
müssen, wenn es ums Aufrüsten und Schießen geht, hat sie da-
bei mit Bravour gemeistert. Die deutsche Außenministerin hat 
es in ihrer Rede geschafft, sich aus der Rolle einer Vertreterin 
der deutschen Nation in die einer über allen stehende Richte-
rin zu begeben. Sie argumentierte nicht mit den ökonomi-
schen, politischen und militärischen Interessen, die Deutsch-
land an einer Westorientierung der Ukraine hat und die sich 
mit den russischen Interessen an einer neutralen und entmili-
tarisierten Ukraine nicht vertragen. 
  
Sie rief Russland vom Standpunkt der „Ordnung“ zur Raison, 
als deren Hüterin Deutschland auftritt und bezichtigte den Ver-
such des russischen Außenministers, die Invasion der Krim 
nach dem Muster des westlichen Kosovo-Kriegs zu rechtferti-
gen, ohne jeden Gegenbeweis der „infamen Lüge“. Gleichzeitig 
stellte sie die radikale Kehrtwendung deutscher Sicherheitspo-
litik, keine Waffen in Krisengebiete zu liefern, als alternativlose 
Notwendigkeit angesichts der russischen „Aggression“ dar und 
machte damit im obersten diplomatischen Gremium der Welt 
deutlich, dass Deutschland eher einen Weltkrieg riskiert als 
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eine neutrale Ukraine hinzunehmen. (Eine detaillierte Analyse 
der Rede findet sich im Artikel S. 46.) 
  
Man sollte festhalten: Wenn deutsche Medienmacher diese 
Rede der deutschen Außenministerin mehrheitlich gut finden, 
wenn Annalena Baerbock als die „positive Überraschung die-
ser Regierung“ gefeiert wird („Die Welt“), dann ist das eine 
Auskunft über den Geisteszustand der deutschen Gesellschaft. 
  
Diese Gesellschaft ist sich – mit Baerbock – einfach sicher, über 
die besten Werte dieser Welt zu verfügen. Im Augenblick sieht 
diese Welt demnach so aus, dass Demokratien gegen autori-
täre Regime kämpfen. Das macht nicht nur jede Frage danach 
überflüssig, was Herr Müller in Essen in seinem Niedriglohn-
Job von der „lupenreinen“ deutschen Demokratie eigentlich 
hat oder was Frau Orlowa im autoritären Putin-Russland ei-
gentlich fehlt (außer „lupenreiner Demokratie“). Das ersetzt 
nicht nur alles Nachdenken über Interessen und Gegensätze in 
wie zwischen den Nationen. Das versetzt vor allem in den Zu-
stand einer moralischen Selbstgerechtigkeit, die es dem Rest 
der Welt wieder einmal zeigen muss – was die „Grünen“ in ih-
rem Wahlkampf ja unmissverständlich klar gemacht haben 
(soll also hinterher keiner sagen, man habe nichts wissen kön-
nen!). Von diesem Standpunkt aus wird Putin auf eine Stufe 
mit Hitler und seine Invasion auf eine mit dem deutschen „Ver-
nichtungskrieg“ gestellt, etwa von der Grünen-Vorsitzenden 
Ricarda Lang. Das ist – so übel ein Krieg auch immer vor allem 
für die Zivilbevölkerung ist (erinnern wir uns an die monate-
lange Bombardierung Belgrads oder das „Kundus-Massaker“) 
– eine sachlich unangemessene Charakterisierung des laufen-
den russischen Kriegs in der Ukraine. Hier trifft tatsächlich ein-
mal der oft inflationär verwendete Vorwurf der Verharmlo-
sung Nazi-Deutschlands und seiner Kriege („Unternehmen Bar-
barossa“).  
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Ende der Nachkriegsordnung 
 
So bringt der Krieg, der Vater aller Dinge, einige nationale An-
liegen auf Trab. Deutschland bereinigt angesichts des Ukraine-
Kriegs einige Widersprüche der Nachkriegsordnung, die sich 
aus dem unglückseligen letzten Weltkriegsergebnisses erge-
ben hatten. 
  
Das Militär wird „endlich“ auf den Stand gebracht, den diese 
Nation zur autonomen Absicherung ihrer ökonomischen Inte-
ressen und der dafür notwendigen geostrategischen Macht-
entfaltung braucht. Was der in Deutschland so verhasste ame-
rikanische Präsident Trump dem Land vorgeworfen hatte: Dass 
es außerordentlich viel aus der von den USA gesicherten Welt-
ordnung profitiere und außerordentlich wenig zu den Kosten 
ihrer Absicherung beitrage – das lässt sich die aktuelle Regie-
rung einleuchten und bringt die fällige Aufrüstung auf den 
Weg. Friedensfreunde, die angesichts dessen mal wieder be-
jammern, dass das Geld „besser“ verwendet werden könnte, 
sollten sich fragen, wie viel denn ihrer Meinung nach ange-
bracht ist, um dieses Deutschland zu „verteidigen“.  
 
Das Streben nach Energie-Autarkie, mit der sich der rohstoff-
arme deutsche Exportweltmeister von seiner „Energie-Abhän-
gigkeit“ befreien will, erhält einen neuen Schub. Die Bürger 
müssen massiv erhöhte Kosten bei Sprit und Heizung zahlen; 
die Wirtschaft beschwert sich über die neuen Konkurrenz-
Nachteile. All das muss aber sein, damit Deutschland sich in 
dieser Frage endlich von einigen Rücksichten emanzipieren 
kann – nicht zuletzt von der Abhängigkeit von einem us-domi-
nierten Welt-Energie-Markt gehört, auch wenn jetzt nur von 
den schlimmen Russen die Rede ist. 
  
Die unangenehme Kriegsschuld, die Deutschland vom letzten 
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großen Versuch immer noch anhaftete, wird gerade in der Aus-
einandersetzung mit dem Land, bei dem die deutsche Wehr-
macht die mit Abstand meisten Kriegstoten verursacht hat (27 
Millionen), kriegsmoralisch produktiv gemacht. Mit dem 
selbstgerechten Verweis auf die angeblich so geglückte Ver-
gangenheitsbewältigung führen sich Führung wie Volk als Rich-
ter über „gut und böse“ in der Welt auf.  

Und die deutschen Bürger? 
 
Sie hören sich die diesbezüglichen Ansagen ihrer Regierung an. 
Dass Aufrüstung und Energie-Autarkie neben der sowieso 
schon deftigen Inflation ihren Lebensunterhalt weiter nach un-
ten drücken, führt in unserer „freien Gesellschaft“ vorläufig 
ebenso wenig zu Massenprotesten oder Streiks wie die Tatsa-
che, dass die deutsche Außenpolitik zurzeit alle paar Tage die 
„rote Linie“, die Putin mit seiner Atomkriegs-Drohung gezogen 
hat, gezielt überschreitet und auslotet, was der „Irre in Mos-
kau“ hinzunehmen bereit ist. 
  
Ebenso wenig stören sich die aufgeklärten deutschen Bürger 
anscheinend daran, dass in der unserer „freien Presse“ herz-
lich wenig über den wirklichen Verlauf des Kriegs zu erfahren 
ist. Für das Bedürfnis nach „Information“ reichen die Inter-
views mit Betroffenen (natürlich nur der richtigen Seite!), den 
Klitschko-Brüdern und die täglichen Videos von Selensky mit 
Drei-Tage-Bart und Militär-Tshirt anscheinend völlig aus. Über 
die Positionen anderer Staaten ist kaum etwas, über die des 
„Feindes“ nichts zu erfahren (außer sozialpathologischen Be-
schimpfungen).  
 
Feindsender wie RT und Sputnik sind in der meinungsfreien 
Bundesrepublik verboten; Gabriele Krone-Schmalz, die sich 
mit ihren Analysen in der Vergangenheit dafür stark gemacht 
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hatte, die russische Position wenigstens einmal intellektuell zu 
begreifen, wird als „Putin-Versteherin“ von der Mainstream-
Presse fertig gemacht – ihre „reißerisch aufgemachten Paper-
backs“ sollen am besten verschwinden. 
  
So geht es in der liberalsten Demokratie, die Deutschland je-
mals hatte, zu. Aber die „freie“ Ukraine darf keinesfalls neutral 
werden – eher ist man für den Weltkrieg!  
 
Jodtabletten sind übrigens ausverkauft.  
 

https://krass-und-konkret.de/politik-wirtschaft/zeitenwende-
aufruestung-energiesouveraenitaet-kriegsmoral/  
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Konferenz in Frankfurt „Jugend gegen Krieg“  
 
Am 23.4. fand im Frankfurter DGB-Haus eine Konferenz „Ju-
gend gegen Krieg“ statt, zu der eine Reihe von Jugendorgani-
sationen aufgerufen hatte. 
Zu Beginn der gut besuchten Veranstaltung gab es Workshops 
mit Jörg Kronauer, Jürgen Wagner, Horst Schmitthenner und 
Renate Dillmann. Was Renate Dillmann den Jugendlichen, die 
gegen den Ukraine-Krieg antreten wollen, zu sagen hatte, ist 
hier dokumentiert:  

Der Ukraine-Krieg und seine innen- und  
sozialpolitischen Konsequenzen 
 
Heftige Aufstockung des deutschen Rüstungshaushalts und zu-
sätzlich noch ein Sondervermögen für die Bundeswehr in Höhe 
von 100 Milliarden – da denkt man natürlich sofort: „Dafür ha-
ben sie also Geld“. Und sofort setzen auch die üblichen Be-
schwerden ein, die daran erinnern, dass in allen möglichen so-
zialen Haushalten „das Geld fehlt“, notorisch „Unterfinanzie-
rung“ beklagt wird undsoweiter. „Statt“ Gelder für die armen 
Rentner, die Kitas, Jugendzentren, die Förderung von Antifa-
Vereinen oder was man sich sonst noch an sinnvollen Zwecken 
vorstellt, locker zu machen, schiebt der Staat es „mal wieder“ 
dem Rüstungskapital in den Hals – so ungefähr heißen dann 
die Vorwürfe von links.  
 
Gegen diese populäre Kritik möchte ich hier ein paar Argu-
mente ins Feld führen und für eine andere, grundsätzlichere 
Kritik plädieren. 
 
a) In den letzten Jahren konnte man bei verschiedenen Gele-
genheiten merken, dass Geld nicht einfach „da ist“ oder 
„fehlt“. Bei der Finanzkrise, die in Deutschland eine 
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Bankenkrise war, wurden – obwohl in dieser Zeit die „schwarze 
Null“, die Leitlinie: keine Neu-Verschuldung des Staats den 
Charakter eines Dogmas hatte – 500 Milliarden zur Rettung der 
Banken bereit gestellt; zu Beginn der Corona-Pandemie 
machte Olaf Scholz 500 Milliarden allein für Deutschland lo-
cker, die EZB dann weitere 750 Milliarden. 
  
Erster Schluss an dieser Stelle: Der Staat steht irgendwie an-
ders zum Geld als wir mit unserem ziemlich begrenzten Geld 
im Portemonnaie und höchstens einem kleinen Dispo auf dem 
Konto. Er kann sich im Unterschied zu uns das Geld quasi selbst 
machen, wenn er es für nötig hält. Warum das geht, wie das 
funktioniert und was er trotz dieser offenbar enormen Freiheit 
an Grenzen zu beachten hat – das sind wichtige Fragen, die wir 
hier nicht beantworten können. 
  
Vielleicht so viel für eine allgemeine Vorstellung: Ein Staat 
kann sich in solchen Fällen verschulden, wenn und weil er über 
ein Land mit einem stetigen Wirtschaftswachstum regiert, das 
ihm auch zukünftig wachsende Steuereinnahmen bringt; so-
lange die Finanzwelt, die ihm seine Staatspapiere abkaufen 
soll, das glaubt, funktioniert das für ihn. 
  
b) Das funktioniert natürlich um so besser, je mehr die Finanz-
welt der Meinung ist, dass die Schulden, die der Staat auf-
nimmt, dafür tauglich sind, weiteres Wirtschaftswachstum an-
zustoßen.  
 
Hier stößt man also auf die Frage der Verwendung staatlicher 
Schulden. Wer aus dem ersten Punkt vielleicht den Schluss ge-
zogen hat, dass der Staat sich dann doch auch gefälligst mal für 
die guten, sozialen Zwecke verschulden könnte, wenn die 
Steuereinnahmen nicht reichen, der wird hier eines Besseren 
belehrt. 
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Wenn staatliche Verschuldung dazu taugen soll, das Wachs-
tum der Wirtschaft zu fördern, in der Krise auch mal Schlim-
meres (Firmen-, vor allem aber Bankenpleiten) zu verhindern, 
gibt es eine ganz wesentliche systematische Unterscheidung: 
  
Es gibt – grob gesagt – Kosten für die Förderung der Wirtschaft 
und ihres Wachsens bzw. ihres Gewinnemachens, und es gibt 
Kosten für die Erhaltung von Leuten; die ersten werden im 
staatlichen Haushalt investive Kosten genannt, die anderen 
konsumtive. 
  
Darin kommt eine kapitalistische Gesetzmäßigkeit zum Vor-
schein: Soziale Transferleistungen dienen in einer kapitalisti-
schen Wirtschaft, in der es um die Vermehrung von Geld geht, 
tatsächlich nur der Erhaltung von Menschen; sie dienen der 
Beseitigung von Schadensfällen dieser Wirtschaft (Arbeitslo-
sigkeit, Krankheit, Alter, Pflegebedürftigkeit), die den allgemei-
nen Fortgang der Geschäfte nicht weiter stören sollen und des-
halb staatlich verwaltet werden. Sie sind deshalb – im Gegen-
satz zur Förderung des allgemeinen gesellschaftlichen Ge-
schäftemachens – nicht Staatszweck, sondern gewissermaßen 
unvermeidliche Kosten. Das bedeutet aber auch: Diese Kosten 
müssen so niedrig gehalten werden wie möglich. Es ist tatsäch-
lich eine Gesetzmäßigkeit dieser Gesellschaft und nicht eine 
Frage des Wohlwollens mehr oder weniger sozial denkender 
(contra wirtschaftsliberaler) Politiker-Figuren, dass für diese 
Bereiche vom Standpunkt der Betroffenen aus (der Kranken, 
des Pflegepersonals, der Jugendlichen, der Menschen mit Be-
hinderung, der Alten usw.) immer „zu wenig“ Geld vorhanden 
ist. (Insofern auch kein Wunder, dass eine rot-grüne Regierung 
die härtesten Sozialstaats-Einschnitte der BRD beschlossen 
hat, die Hartz-IV-Gesetze; und auch kein Wunder, dass die 
Links-Partei in den Landesregierungen, in denen sie sitzt, 
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nichts grundlegend anderes zustande bringt.)  
 
Noch eine Nebenbemerkung: Unter Linken gelten die sozialen 
Leistungen eines kapitalistischen Staats als das Gute, Fürsorg-
liche am Staat (an dem man ja sonst einiges auszusetzen hat, 
wie etwa seine Polizei und sein Militär). Das trifft die Sache 
nicht, macht sie viel schöner als sie ist; die Sozialpolitik ist Ver-
waltung der in einer kapitalistischen Gesellschaft notwendig 
anfallenden Armut – nicht mehr und nicht weniger. Dass die 
lohnabhängige Bevölkerung sie zum Überleben unbedingt 
braucht, ist noch lange kein Grund, Sozialleistungen für etwas 
Positives zu halten. Und dass die Regierungen heute, im sog. 
„neoliberalen Staat“ versuchen, auch aus den ganzen Abteilun-
gen ihrer Armutsverwaltung noch ein Geschäft zu machen, 
setzt dem Ganzen die Krone auf, ist aber nicht der Grund dafür, 
dass Sozialpolitik eine schäbige Angelegenheit ist und bleibt.  
 
c) Man kann an dem gerade erörterten Beispiel etwas überaus 
Wichtiges für das eigene Denken lernen. Am Anfang habe ich 
die allgemein üblichen Kommentare zitiert: „Dafür haben sie – 
die Politiker – Geld…“. 
  
Man kann einen solchen Punkt als Auftakt dafür nehmen, sich 
zu überlegen, warum die Regierung Geld in die Rüstung steckt 
– das wäre mein Vorschlag. Dann würde man, Schritt für 
Schritt, die innere Gesetzmäßigkeit einer Gesellschaft begrei-
fen, in der um Geld konkurriert wird, die auf Wirtschaftswachs-
tum setzt, und den dazu passenden Staat mit seiner Sozial- wie 
Außenpolitik hat. Und übrigens auch Bürger, die die Reihen-
folge der staatlichen Prioritätensetzung im Wesentlichen ak-
zeptieren – selbst wenn es gegen ihre eigenen Interessen geht! 
Die Konsequenz daraus wäre: wer eine solche Gesellschaft mit 
ihren ständigen Schadensfällen nicht haben will, muss seine 
Gegnerschaft auch auf den Staat und selbst auf die lieben 
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Mitbürger ausdehnen; es reicht hinten und vorne nicht aus, ge-
gen das böse Kapital anzustänkern. Das habe ich am Anfang 
mit „grundsätzlicher Kritik“ gemeint, die nötig ist. 
  
Man kann aber auch anders fortfahren. Dann heißt die Fortset-
zung von „Dafür haben die Politiker Geld … statt dafür…“ und 
es folgt das, was der- bzw. diejenige eigentlich lieber hätte, 
sinnvoller fände etc. Damit schreibt man dem staatlichen Han-
deln einen Zweck zu, den es nach eigener Auffassung „eigent-
lich“ haben müsste: Der Staat müsste sich doch mehr um die 
Armen, die Unterprivilegierten, das überlastete Pflegeperso-
nal usw. kümmern. Wenn er es nicht tut, versäumt er Wesent-
liches; er vergeht sich an dem, was doch seine Aufgabe ist usw. 
– so wird dann vorwurfsvoll und empört weiter gedacht. Die 
Transparente bei der nächsten Demonstration sehen entspre-
chend aus: „Bildung statt Rüstung“, „soziale Gerechtigkeit statt 
Bundeswehr“…  
 
Man konfrontiert also das reale staatliche Handeln, in diesem 
Fall den Aufrüstungsbeschluss, mit der eigenen Vorstellung da-
von, wie der Staat zu handeln hätte: sozial statt militaristisch. 
Die Abweichung der Realität vom eigenen Wunschdenken 
macht man ihm dann zum Vorwurf – ein Denkverfahren, das 
man schlicht und ergreifend als Idealismus bezeichnen muss, 
in diesem Fall als Staatsidealismus. 
  
Diese Art von Kritik kann man übrigens ein Leben lang durch-
ziehen: man ist und bleibt dann ein Leben lang enttäuscht von 
diesem Staat – statt sich einmal im Wortsinn zu ent-täuschen, 
d.h. von den eigenen Täuschungen zu verabschieden. Natür-
lich wird der Staat nie den eigenen, besseren Vorstellungen 
von ihm gerecht; man selbst lässt aber auch nie die Vorstellung 
von einem „eigentlich“ guten, nützlicheren Staat sein. Weil 
man sich den Staat damit potenziell immer besser denkt, 
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verlegt man die Gründe, warum er real ständig anders, 
schlechter handelt, in: Korruption, neoliberale Ideologie und 
andere Verdächtige. 
  
Diese staatsidealistische Kritik hat die deutsche Arbeiterbewe-
gung in x-verschiedenen Varianten gekennzeichnet – von der 
alten SPD der Marx-Engels-Zeit bis zur heutigen Linkspartei. 
Auch darauf können wir hier nicht näher eingehen, obwohl das 
ein sehr wichtiges und lohnenswertes Thema ist. Wer interes-
siert ist, soll mir schreiben, ich schicke dann etwas zu.  
 
d) Ich komme zurück zum Aufrüstungsbeschluss. Nehmen wir 
ihn jetzt mal in der von mir vorgeschlagenen Art und Weise als 
Ausdruck davon, wie der deutsche Staat im Jahr 2022 seine Pri-
oritäten setzt.  
 
Also nicht als Verstoß gegen irgendwelche eingebildeten bes-
seren Zwecke und auch nicht als Resultat gelungener Beste-
chung durch das Rüstungskapital (das würde ja auch gar nicht 
den besonderen Zeitpunkt jetzt erklären), sondern als Aus-
druck dessen, was dieser Staat für notwendig hält. 
  
Dann können wir daran folgendes lernen: Unsere Regierung 
hält die Anschaffung von Kriegsmitteln in enormem Umfang 
für nötig. Sie strebt mit der angekündigten Summe den dritt-
größten Rüstungshaushalt der Welt an, nach den USA und 
China – weit vor Russland. 
  
Wofür ist das notwendig? Auch an dieser Stelle nutzt es nichts, 
sich auf den Standpunkt zu stellen, Staaten sollten doch mög-
lichst friedfertig miteinander umgehen und dann aus allen 
Wolken zu fallen, wenn das mal wieder nicht der Fall ist – er-
neut eine Form idealistischen Denkens (übrigens sind ja auch 
viele zurzeit sehr enttäuscht davon, dass Russland in ein 
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anders Land einmarschiert ist, weil sie sich von Russland auch 
eine andere, idealistische Vorstellung gemacht hatten). 
  
Dagegen ist zunächst folgendes allgemein festzuhalten: Staa-
ten sind – auf einer ganz abstrakten Ebene – Gewaltmonopole 
über Land und Leute. Als Staaten existieren sie, weil sie es ge-
schafft haben, der Gewalt anderer Staaten ihre entgegenzu-
setzen und sich in „ihrem Land“ zu behaupten. Erstens gehö-
ren Staat und Gewalt also ganz unmittelbar zusammen; zwei-
tens stehen Staaten damit von Beginn an in einem prinzipiell 
negativen Verhältnis zu ihresgleichen, zu anderen Staaten. 
Frieden zwischen ihnen ist der Zustand, der durch ein Kriegs-
ergebnis zustande gekommen ist. Das ist zunächst schon mal 
wichtig, um sich Staaten nicht falsch als Hüter von Frieden in 
der Welt vorzustellen, an die man appellieren könnte, wenn 
man etwas gegen kriegerische Auseinandersetzungen hat. 
  
Moderne kapitalistische Staaten machen ihre Außenpolitik im 
Normalfall nicht mehr, indem sie andere Länder überfallen, sie 
sich unterordnen oder ausplündern. Das ist seit dem Ende des 
2. Weltkriegs und des Kolonialismus eigentlich vorbei. Damals 
haben die USA, übrigens im Verbund mit der Sowjetunion, die 
heutige Weltordnung durchgesetzt: Eine Welt souveräner 
Staaten, die frei und gleich am Weltmarkt konkurrieren. Das 
haben die USA im vollen Bewusstsein dessen getan, dass sie 
damit die exklusiven Einfluss-Sphären der großen Kolonial-
mächte England und Frankreich aufknacken, um selbst dort 
Geschäft machen zu können. Und das haben sie im Bewusst-
sein dessen getan, dass sie als überlegene kapitalistische 
Macht mit dem produktivsten Kapital und ihrem Dollar den 
größten Nutzen aus einem freien Weltmarkt ziehen können. 
Zur Absicherung dieser Weltordnung verfügen sie zudem über 
das größte Militär, inklusive Atombombe (deren Wirkung sie 
am Ende des Weltkriegs noch demonstriert hatten).  
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Moderner Imperialismus besteht also – im Unterschied dazu, 
wie Lenin ihn noch kannte und sich erklärt hat – nicht mehr im 
Überfallen anderer Länder und ihrer unmittelbaren Ausplün-
derung.  
 
Imperialismus heute besteht im ersten Schritt darin, dass kapi-
talistische Staaten Handel und Kapitalexport in aller Welt be-
treiben, sich Rohstoffe für ihre heimische Kapitalakkumulation 
kaufen, ihre Waren auf allen Weltmärkten anbieten, überall in-
vestieren, also überall „friedliche Geschäfte machen“. 
  
Weil diese Geschäfte aber doch nicht so ganz friedlich sind, 
weil sie nicht – wie immerzu behauptet wird – zum allseitigen 
Nutzen laufen, „win-win“ bringen, sondern in einer kapitalisti-
schen Geschäftsbeziehungen Gewinne letztendlich immer auf 
Kosten anderer errungen werden, hat auch in einer solchen 
Welt das Militär seinen festen Platz. Es muss die freien Schiff-
fahrtsrouten sichern, Staaten im Zaum halten, die sich gegen 
ruinöse Resultate wehren oder gar auf die Idee kommen, bei 
dieser schönen Weltordnung nicht mitzumachen (wie die vie-
len sozialistischen Experimente von Vietnam, Kuba über Chile 
bis Venezuela). Es musste im Kalten Krieg einem ganzen Ost-
block einen zerstörerischen Rüstungswettlauf aufmachen, um 
die freie Welt überhaupt wirklich „global“ zu machen; es muss 
heute geostrategische Einfluss-Sphären der Großmächte absi-
chern, weil die bereits jetzt – im sog. „Frieden“ – wissen, dass 
es auf Dauer nicht gut geht zwischen ihnen (Stichwort: Kampf 
der USA gegen China um die Hegemonie in der Welt, dazu Vor-
träge von mir!). 
  
Soviel mal als kleiner imperialismus-theoretischer Exkurs mit 
der dringenden Bitte an euch, euch diesen Zusammenhang 
zwischen Geschäft und Gewalt klar zu machen. 
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e) Wir kommen von der Frage, was es mit der jetzt beschlosse-
nen Erhöhung des Rüstungshaushalts in Deutschland auf sich 
hat. Die Kritik von links heisst: Falsche Prioritätensetzung, das 
Geld gehört in den Sozialhaushalt. 
  
Die Bundesrepublik Deutschland hat eine der größten kapita-
listischen Ökonomien auf diesem Globus hingekriegt; sie war 
mit einer verhältnismäßig kleinen Bevölkerung jahrelang Ex-
portweltmeister. Ihr ökonomischer Aufstieg nach dem 2. Welt-
krieg hat massiv auf ihrem militärischen Bündnis mit den USA 
beruht. Das greifen die USA heute an, nicht erst seit Trump; sie 
wollen es sich nicht mehr bieten lassen, dass Deutschland öko-
nomisch ungemein von ihrer Weltordnung profitiert, ohne für 
die Kosten der Sicherung entsprechend einzustehen. Gleich-
zeitig ist mit China eine neue Großmacht entstanden. 
  
Ihr kennt alle die entsprechenden Regierungs-Aussagen, die es 
in dieser Frage seit Jahren gibt: Deutschland/die EU muss mehr 
Verantwortung in der Welt übernehmen. Nehmt die einfach 
mal ernst, sie sind es nämlich. Der deutsche Kapitalismus, also 
das ganze schöne Produzieren, Verkaufen, Investieren, kann 
nur dann weiter erfolgreich sein, wenn Deutschland das auch 
selbst militärisch absichern kann. Man kann das auch grün 
wertemäßig ausdrücken: Deutschland muss überall in der Welt 
für Freiheit und Menschenrechte zu sorgen – in China, Russ-
land wie im Nahen Osten. 
  
Das ist die Lage dieser Nation und das ist ihr Beschluss zur Auf-
rüstung: Man zählt sich zur ersten Liga der Weltmächte (grün-
wertemäßig: Wir sind die gute, demokratische und zivilisierte 
Macht auf der Welt und haben die Verantwortung, alle ande-
ren zu erziehen)! Entsprechend fällt künftig der Rüstungshaus-
halt aus; mit dem Krieg Russlands in der Ukraine hat man die 
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Legitimation, alle Beschränkungen der Nachkriegszeit (Kriegs-
verlierer und so) hinter sich zu lassen: der böse Putin verlangt 
das jetzt alles. Und alles andere in der Nation hat dahinter jetzt 
zurückzustehen (ob es die Wirtschaft mit ihren Interessen in 
Russland und an billiger Energieversorgung ist oder sonst was; 
selbst Enteignungen sind plötzlich denkbar! Hier sieht man 
klipp und klar, wie sehr sich der Staat im Ernstfall über alle In-
teressen, auch die der Wirtschaft, hinwegsetzt! 
  
f) Einige Schlüsse daraus: An diesen Staat zu appellieren, er 
solle sich doch auf seine friedlichen Qualitäten zurück besin-
nen, liegt daneben. Die Zeit der nach dem 2. Weltkrieg erzwun-
genen Zurückhaltung ist für Deutschland vorbei; die USA lassen 
das nicht mehr zu und Deutschland hat das ja auch schon lange 
nicht mehr gepasst. 
  
Die Bürger machen diese Schritte mit – nicht besonders begeis-
tert, das konnte man an der fehlenden Zustimmung zum Af-
ghanistan-Krieg noch sehen. Aber praktisch haben sie auch das 
mitgetragen. Heute, wo Russland der alte und neue Feind ist, 
gibt es eine enorme Zustimmung zu Waffenlieferungen – ob-
wohl klar ist, dass Deutschland damit de facto Kriegspartei ist 
und nach Putins Ansage mit entsprechenden Konsequenzen 
rechnen muss. Sehr mutig also, unsere Mitbürger! Auch hier 
gilt: auf einen angeblich vorhandenen Friedenswillen der Leute 
kann man nicht setzen – wer sich das anders vorgestellt hat, 
sollte sich schleunigst klar machen, mit wem er es eigentlich zu 
tun hat. Internationale Solidarität einer friedliebenden Arbei-
terklasse ist jedenfalls nicht – stattdessen: patriotische Bürger, 
die bereit sind, auf Ansage zur Waffe zu greifen.  
 
Und die bereit sind, Opfer zu bringen ohne groß Fragen zu stel-
len: Solidarität mit der Ukraine heiß das Gebot der Stunde 
(egal, was das eigentlich für ein Land ist – mit Repression, 
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Zwangsrekrutierung, Oligarchen, Nazis, durchgeknallten Patri-
oten). Frieren für die Freiheit, höhere Preise für die Energie-
versorgung und jetzt schon einsehen, dass alles, außer dem ei-
genen Lohn, teurer werden „muss“ – wegen Putin natürlich. 
  
Wenn ihr eure Kriegsgegnerschaft ernst meint, müsst ihr ge-
gen das alles antreten. Und dafür müsst ihr es zunächst mal 
begreifen: warum das demokratische Deutschland soviel Geld 
ins Militär steckt und warum die lieben Mitbürger so gute und 
gewaltbereite Patrioten sind.  
 
https://www.untergrund-blättle.ch/politik/deutschland/auf-
ruestung-jugend-gegen-krieg-konferenz-in-frankfurt-
7058.html 
 
Vortrag bei der Konferenz „Jugend gegen Krieg“ in Frankfurt, 
23.4.2022 
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Annalena Baerbock spricht vor den  
Vereinten Nationen 
Ein Meisterstück  
 
9.3.2022 
 
Annalena Baerbock hat in ihrer Rede vor den Vereinten Natio-
nen der Welt eine regelrechte Lehrstunde über die „werteba-
sierte“ grüne Außenpolitik erteilt. 

„Vor ein paar Tagen kam in einer U-Bahn-Station in Kiew ein 
kleines Mädchen zur Welt. Ich habe gehört, es heißt Mia. Ihre 
Familie musste Schutz suchen – wie Millionen anderer Men-
schen überall in der Ukraine. Schutz vor Bomben und Raketen, 
vor Panzern und Granaten. Sie leben in Angst, sie leben in 
Schmerz. Sie sind gezwungen, sich von ihren Liebsten zu tren-
nen. Weil Russland einen Angriffskrieg gegen die Ukraine be-
gonnen hat.“ 

So beginnt die deutsche Außenministerin Annalena Baerbock 
ihre von der deutschen Presse als „emotional“ bewertete Rede 
vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen. Sie hätte na-
türlich auch damit beginnen können, dass eine kleine Mariam 
in Sanaa unter dem Hagel saudi-arabischer Bomben zur Welt 
kommt – Bomben, die Deutschland geliefert hat. Oder dass 
eine kleine Mira in Nordsyrien vom Nato-Land Türkei (eben-
falls mit deutschen Waffen) bedroht wird. Leid und Elend gibt 
es nämlich wirklich mehr als genug auf diesem Globus; vieles 
davon unmittelbar verursacht durch Kriege, bei denen Staaten 
der Nato und ihre guten Bündnispartner mitschießen und bei 
denen deutsche Waffen im Spiel sind.  
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Wenn es denn, wie mit dem Schicksal von „Mia“ suggeriert, um 
die miese Lage kleiner Menschenkinder (Mädchen natürlich!) 
ginge, könnte unsere vom Kriegselend so aufgewühlte deut-
sche Außenministerin sicherlich an der ein oder anderen Stelle 
mäßigend einwirken – auch ganz ohne UNO. Darum geht es 
also nicht. Annalena Baerbocks Aufregung über das vom Krieg 
verursachte Elend transportiert tatsächlich ganz gezielt eine 
Anklage gegen einen bestimmten Staat, Russland. Dessen 
Krieg ist unerträglich und das von ihm verursachte Elend pran-
gert sie an. 

Selektives Geschichtsverständnis 

„Ich stehe hier vor Ihnen als Außenministerin meines Landes, 
aber auch als Deutsche, die das unglaubliche Privileg hatte, in 
Europa in Frieden und Sicherheit aufzuwachsen.“  

Annalena Baerbock spricht nicht nur als Außenministerin (wer 
sonst darf eigentlich in diesem Gremium reden?), sondern als 
„Deutsche, die das unglaubliche Privileg hatte, in Europa in 
Frieden und Sicherheit aufzuwachsen“. Als Deutsche, die sich 
genügend für „Nazi-Deutschland“ entschuldigt hat, hat sie of-
fenbar ebenso das Privileg zur selektiven Geschichtswahrneh-
mung. Baerbock ist 1980 geboren, war also mündige 19, als die 
rot-grüne (!) Regierung Schröder/Fischer Serbien mit-bombar-
diert hat – ein Krieg mitten in Europa, völkerrechtswidrig, weil 
ohne Plazet der Vereinten Nationen; ein Krieg, der die Grenzen 
in Europa neu gezogen hat und die „Nachkriegsordnung“ in 
Schutt und Asche gelegt hat. Aber hier geht es um die Kon-
struktion einer Anklage gegen Russland – und dafür muss man 
das ein oder andere vergessen bzw. ordentlich schwarz-weiß-
malen:  



 48   

„Die Grundsätze der Vereinten Nationen bilden den Rahmen 
für unseren Frieden: für eine Ordnung auf der Grundlage von 
gemeinsamen Regeln, dem Völkerrecht, Zusammenarbeit und 
friedlicher Konfliktbeilegung. Russland hat diese Ordnung bru-
tal angegriffen. Und deshalb geht es in diesem Krieg nicht nur 
um die Ukraine, nicht nur um Europa, sondern um uns alle.“ 

Richterin über das Wohlverhalten von Staaten  

Die studierte Völkerrechtlerin Baerbock (ein Witz über etwaige 
Unregelmäßigkeiten beim Abschluss wäre an dieser Stelle un-
passend) erinnert daran, dass die Grundsätze der Vereinten 
Nationen den „Rahmen“ „für unseren Frieden“ bilden. Natür-
lich kann man von examinierten und zertifizierten Akademi-
kern nicht verlangen, dass sie einen logischen Schluss ziehen 
könnten: Wenn so viel von „Völkerrecht“, „Zusammenarbeit“ 
und „friedlicher Konfliktbeilegung“ die Rede ist, dann wird es 
sich wohl um eine Welt harter Interessensgegensätze handeln; 
nicht um den immer beschworenen „allseitigen Nutzen“ und 
das „win-win“, sondern um eine Welt, in der es – auf der Basis 
der „gemeinsamen Regeln“ – zu ökonomischen Gewinnern 
und Verlierern kommt, und in der es eine geostrategische Kon-
kurrenz um Nutzen und Schaden aus dieser Welt gibt. Vor der 
„Geißel des Kriegs“ muss offenbar deshalb so viel geschützt 
werden, weil Krieg in dieser Welt für alle Staaten durchaus eine 
Option darstellt und sie sich deshalb auch bereits für den Krieg 
rüsten, wenn sie noch ganz „friedlich“ miteinander handeln. 
Mit anderen Worten: die Vereinten Nationen gibt es gerade 
deshalb, weil die Nationen dieser Welt sich überhaupt nicht 
friedlich und kooperativ gegenüberstehen – und sich deshalb 
always and everywhere in die Quere kommen und ständig et-
was auszuhandeln haben.  
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Aber das will Frau Baerbock als engagierte Kämpferin für „den 
Frieden“ natürlich alles gar nicht wissen. Man könnte geradezu 
Kaiser Wilhelm in modernisierter Form zitieren: Wir kennen 
keine Interessen (und ihre Gegensätze) mehr! Wir kennen nur 
noch einen, der gegen diese „regelbasierte Ordnung“ verstößt: 
„Russland hat diese Ordnung brutal angegriffen.“  

Die deutsche Außenministerin schwingt sich hier aus der Rolle 
einer Vertreterin der deutschen Nation auf in die einer über 
allen stehenden Richterin. Sie argumentiert nicht mit den öko-
nomischen, politischen und militärischen Interessen, die 
Deutschland an einer Westorientierung der Ukraine hat und 
die sich mit den russischen Interessen an einer neutralen und 
entmilitarisierten Ukraine nicht vertragen – nein, in diese ma-
terialistischen Niederungen begibt sie sich erst gar nicht. Sie 
ruft Russland vom Standpunkt der „Ordnung“ zur Raison, de-
ren Hüterin sie – Annalena Baerbock – offenbar höchstpersön-
lich ist. Für „uns alle“ natürlich.  

Angriff auf das Weltgewaltmonopol 

 „Russlands Krieg bedeutet ein neues Zeitalter. Wir stehen an 
einem Scheideweg. Die Gewissheiten von gestern gelten nicht 
mehr. Heute sind wir mit einer neuen Realität konfrontiert, die 
sich niemand von uns ausgesucht hat. Es ist eine Realität, die 
uns Präsident Putin aufgezwungen hat.“  

Die Behauptung von der „neuen Realität“, die mit diesem Krieg 
im Jahr 2022 in die Welt kommen soll, ist natürlich eine geis-
tige Zumutung angesichts der Kriege, die allein seit 1990 statt-
gefunden haben und stattfinden: zwei US-Kriege gegen den 
Irak, die jeweils mit einer inzwischen nachgewiesen falschen 
Begründung legitimiert wurden und mehr als eine Million Tote 
zur Folge hatten; die wochenlange Bombardierung Serbiens 
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durch die Nato zugunsten der Kosovo-Separatisten (begründet 
damit, dass ein angeblich drohender Genozid, der sich dann als 
Vorwand herausstellte, das Völkerrecht außer Kraft setzte); 
der jahrzehntelange „Krieg gegen den Terror“ mit mehr als ei-
ner Million Toten; der Krieg gegen Gadafis Libyen, die Kriegs-
drohung gegen den Iran, der Krieg Saudi-Arabiens gegen den 
Jemen, die Kriege der Türkei in Nordsyrien und dem Nordirak 
usw. usf..  
 
Sinn macht diese Behauptung nur in einer Hinsicht: Es ist in der 
Tat eine neue Realität, dass Russland einen Krieg führt. Russ-
land verstößt damit gegen die us-definierte „Realität“, dass 
sich der Westen das Recht auf Kriegführen ganz exklusiv ange-
maßt hatte. Was „Präsident Putin uns aufgezwungen hat“, ist 
der Sache nach eine Infragestellung des Welt-Gewaltmono-
pols“, das die USA seit Auflösung der Sowjetunion in Form ih-
rer damals ausgerufenen „Neuen Weltordnung“ praktiziert ha-
ben und das nun dadurch in Frage gestellt ist, dass man Putin 
nicht dazu zwingen konnte, sich eine weitere Etappe der Nato-
Osterweiterung gefallen zu lassen.  
 
Alles Weitere an dieser „neuen Realität“ ist allerdings nicht Pu-
tin zuzuschreiben. Was die Nato aus diesem neuen Störfall ih-
rer Weltordnung macht, was insbesondere Deutschland an 
Schlüssen zieht und in Sachen Aufrüstung und Energie-Politik 
(Stichwort: „Zeitenwende“) praktisch auf den Weg bringt – das 
ist keineswegs die Leistung des russischen Präsidenten, son-
dern geht auf das Konto seiner Kontrahenten. 
   
Es ist sicher keine geringe Funktion dieser Rede, genau das ver-
gessen zu machen und allen Gehirnen einzutrichtern, wer Ver-
antwortung für die „die neue Realität“ trägt – sprich: all das, 
was jetzt noch kommen wird (nach westlicher Vorstellung lie-
ber ein Weltkrieg als eine neutrale Ukraine!).  
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Russlands Krieg ist nicht gerechtfertigt 

 „Russlands Krieg ist ein Angriffskrieg. Und seine Grundlage 
sind infame Lügen, die Außenminister Lawrow heute im UN-
Menschenrechtsrat erneut wiederholt hat. Sie sagen, Sie han-
deln aus Selbstverteidigung. Aber die ganze Welt hat gesehen, 
wie Sie über Monate zur Vorbereitung dieses Angriffs Ihre 
Truppen zusammengezogen haben.“ 

Die deutsche Außenministerin stuft Russlands Krieg als „An-
griffskrieg“ ein. Sie weiß sehr genau, dass nur so eine Verurtei-
lung eines Kriegs nach der UN-Charta möglich ist. Die vom rus-
sischen Außenminister vorgetragene Begründung, der Krieg 
diene der russischen „Selbstverteidigung“ (was ihn als Krieg 
rechtfertigen würde) weist sie ohne großes Federlesen oder 
weitere Beweisanstrengungen als „infame Lüge“ zurück. Damit 
macht sie diplomatisch unmissverständlich klar, dass Deutsch-
land nicht bereit ist, die Einwände Russlands gegen die Expan-
sion der Nato seit 1990 auch nur zu würdigen, geschweige 
denn, den mehrfach vorgetragenen russischen Sicherheitsinte-
ressen entgegenzukommen – und sei es nur, um eine weitere 
Eskalation in der Ukraine oder Europa zu vermeiden. 

Mit der Art und Weise, wie Baerbock Lawrows Stellungnahme 
als „infame Lügen“ aburteilt, demonstriert sie zugleich, dass 
sie aus der Position der Stärke redet. Sie muss nicht überzeu-
gen, sie muss nicht argumentieren, Beweise erbringen oder 
ähnliches; die ganze Überzeugungskraft ihrer Argumente be-
zieht sie daraus, dass sie hier für „den Westen“ und damit das 
größte Militärbündnis der Weltgeschichte spricht, weshalb sie 
(zu Recht) darauf zählt, dass ihre Lügen Geltung beanspruchen 
können.  
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Russische Panzer schaffen keinen Frieden 

„Sie sagen, Russland schickt Friedenstruppen. Aber Ihre Panzer 
bringen kein Wasser, Ihre Panzer bringen keine Babynahrung, 
Ihre Panzer bringen keinen Frieden. Ihre Panzer bringen Tod 
und Zerstörung. Und in Wahrheit missbrauchen Sie Ihre Macht 
als ständiges Mitglied des Sicherheitsrats. Herr Lawrow, Sie 
können sich selbst täuschen. Aber uns täuschen Sie nicht. Un-
sere Völker werden Sie nicht täuschen – und auch Ihr eigenes 
Volk werden Sie nicht täuschen.“ 

Hut ab. Russische Panzer bringen also kein Wasser. Keine Ba-
bynahrung. Keinen Frieden. Das ist übel, wirklich übel. Und 
sehr im Unterschied zu deutschen Panzern vermutlich. Dass 
deutsche Panzer Frieden bringen, ist ja quasi per Definition so. 
(Und in der Tat: Ebenso wie der Krieg im Frieden vorbereitet 
wird, so wird auch der Frieden durch die Ergebnisse des Kriegs-
verlaufes herbei geführt. In diesem, ganz und gar tödlichen 
Sinne, stiften deutsche Panzer tatsächlich weltweit Frieden.) 
Aber dass sie Wasser und Babynahrung bringen, ist selbst für 
gestandene Analytiker und Dialektiker wirklich neu. Und natür-
lich hoch erfreulich – weiter so! Und: Herr Lawrow, Ihre Legiti-
mationen werden nicht geglaubt – im Unterschied zu unseren!  

Tote Flüchtlinge und gute Flüchtlinge 

„Uns kommen Gerüchte zu Ohren – auch hier in diesem Raum 
–, dass Menschen afrikanischer Herkunft, die aus der Ukraine 
fliehen, an den EU-Grenzen diskriminiert werden. Ich war 
heute Vormittag in Polen. Und mein polnischer und mein 
französischer Kollege und ich haben sehr deutlich gemacht: Je-
dem Geflüchteten muss unabhängig von seiner Nationalität, 
Herkunft oder Hautfarbe Schutz gewährt werden.“  



 53   

Ja, so kann man das auch sagen. Dass die EU seit Jahren Tau-
sende von Flüchtenden an ihren Grenzen sterben lässt; dass 
noch vor kurzem die Polen ihre Grenze mit Stacheldraht und 
Sondertruppen gegen die „Flüchtlingswaffe aus Belarus“ „ver-
teidigt“ haben und dabei „Frauen und Kinder“ an Hunger und 
Kälte umkommen ließen und zurzeit an die tausend Flüch-
tende vor allem arabischer Herkunft in Gefängnissen festhal-
ten – all das vergisst unsere gute Annalena mal ganz fix. Ange-
sichts dessen, dass die neuen Flüchtenden die Opfer des 
(Haupt-)Feindes sind, ist ohne weiteres klar, dass sie aufge-
nommen werden. Polen, das bis gestern angeblich noch „voll“ 
war und heute angibt, jeden Tag 50.000 Ukrainer aufnehmen 
zu können, wird nicht einer „infamen Lüge“ bezichtigt, sondern 
gelobt – und gleichzeitig dazu ermahnt, der Glaubwürdigkeit 
halber jetzt aber auch mal einen Afrikaner oder Araber heil 
über die Grenze zulassen.  

Sich bekennen ist Pflicht 

„Jede und jeder einzelne von uns muss jetzt eine dezidierte 
und verantwortungsvolle Entscheidung treffen und Partei er-
greifen.“ 

Dass jeder einzelne von uns „eine dezidierte und verantwor-
tungsvolle Entscheidung treffen und Partei ergreifen“ muss, 
heißt natürlich: Da gibt es gar nichts zu entscheiden, sondern 
alles ist längst klar! Nachfragen, Güterabwägungen treffen, gar 
abweichende Meinungen vertreten im Land der Meinungsfrei-
heit – das war gestern. Das war nämlich, bevor „Putin“ uns 
diese „neue Realität“ beschert hat – siehe oben! 

Man sollte festhalten: Wenn deutsche Medienmacher diese 
Rede der deutschen Außenministerin mehrheitlich gut finden, 
wenn Annalena Baerbock als die „positive Überraschung 
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dieser Regierung“ gefeiert wird („Die Welt“), dann ist das eine 
Auskunft über den Geisteszustand der deutschen Gesellschaft.  

Diese Gesellschaft ist sich – mit Baerbock – einfach sicher, über 
die besten Werte dieser Welt zu verfügen. Demnach sieht es 
zurzeit so aus, dass auf dem Globus Demokratien gegen auto-
ritäre Regime kämpfen, Freiheit gegen Unterdrückung. Das 
macht nicht nur jede Frage danach überflüssig, was Herr Mül-
ler in Essen in seinem Niedriglohn-Job von der „lupenreinen“ 
deutschen Demokratie eigentlich hat oder was Frau Orlowa im 
autoritären Putin-Russland eigentlich fehlt (außer „lupenrei-
ner Demokratie“ natürlich). Das ersetzt nicht nur alles Nach-
denken über Interessen und Gegensätze in wie zwischen den 
Nationen. Das versetzt vor allem in den Zustand einer morali-
schen Selbstgerechtigkeit, die es dem Rest der Welt wieder 
einmal zeigen muss – was die „Grünen“ in ihrem Wahlkampf ja 
unmissverständlich klar gemacht haben (soll also hinterher 
keiner sagen, man habe nichts wissen können!). 

Frieden schaffen mit deutschen Waffen 
 
Vom Standpunkt dieser gefestigten deutschen Kriegsmoral aus 
kommt es natürlich nicht in Frage, auch nur festzuhalten, dass 
die NATO in den letzten Jahrzehnten Russland durch die Auf-
nahme von 14 Staaten und das Vorrücken um 1.000 km nach 
Osten so sehr in die Enge getrieben hat, dass dessen Führung 
nun eine letzte „rote Linie“ überschritten sieht. Ebenso wenig 
sind da Kompromisse möglich, z.B. eine „neutrale Ukraine“ – 
was übrigens dem lauthals bedauerten „Leiden der Ukrai-
ner_innen“ schnell ein Ende bereiten würde.  
 
Statt dessen lautet der Tagesbefehl der Außenministerin: „Wir 
haben uns dafür entschieden, die Ukraine militärisch zu unter-
stützen – damit sie sich im Einklang mit Artikel 51 unserer 
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Charta gegen den Aggressor verteidigen kann. Deutschland ist 
sich seiner historischen Verantwortung in vollem Umfang be-
wusst. Deshalb bekennen wir uns heute und für alle Zukunft 
zur Diplomatie und werden immer nach friedlichen Lösungen 
suchen. Aber wenn unsere friedliche Ordnung angegriffen 
wird, müssen wir dieser neuen Realität ins Gesicht sehen. Wir 
müssen verantwortungsvoll handeln. Und deshalb müssen wir 
heute vereint in den Krieg eintreten!“  

Nein, der letzte Satz ist jetzt böswillig falsch zitiert! Tatsächlich 
lautet Baerbocks letzter Satz „Und deshalb müssen wir heute 
vereint für den Frieden eintreten!“ Interessanter Weise be-
deutet das aber dasselbe: „Waffenlieferungen in Kriegsge-
biete“ (bisher untersagt in Deutschland) müssen ab jetzt und 
in diesem Fall unbedingt sein. Die Außenministerin erinnert an 
unsere „historische Verantwortung“, die ja bekanntermaßen 
darin besteht, dass Nazi-Deutschland die Ukrainer_innen fast 
ausgerottet hatte.  

Der Schluss daraus: Weil Putin „unsere (!) friedliche Ordnung“ 
angegriffen hat, müssen eben diese Ukrainer_innen dringend 
in einen Guerilla-Krieg gegen die russischen Invasoren gehetzt 
werden – für den Frieden natürlich! Kein böses Wort übrigens 
gegen einen ukrainischen Präsidenten, der alle Männer zwi-
schen 18 und 60, die vor dieser Hölle weglaufen wollen, fest-
hält und zwingt, ihr Leben zu opfern für seine Machterhaltung. 
Kein böses Wort gegen polnische und rumänische Grenzer, die 
die ukrainischen Männer gewaltsam in „ihr Vaterland“ zurück-
treiben. 

Nebenbei bemerkt: Praktisch schicken die westlichen Frie-
densbewahrer inzwischen freiwillige Fremdenlegionäre und 
US-Veteranen an die Front und unter dem Stichwort „keine 
Flugverbotszone durch die Nato“ ist auch schon von 
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Kampfflugzeugen die Rede – es kommt also voran mit dem 
Kampf der Demokratien. 

Kampf auf Leben und Tod 

„Aber jetzt geht es um die Gegenwart. Es geht um Familien, die 
in U-Bahn-Stationen Schutz suchen, weil ihre Häuser bombar-
diert werden. Es geht um Leben und Tod der ukrainischen 
Bevölkerung. Die Sicherheit Europas steht auf dem Spiel. Die 
Charta der Vereinten Nationen steht auf dem Spiel. Fast jedes 
Land, das hier vertreten ist, hat einen größeren, einen mächti-
geren Nachbarn. Es geht hier um uns alle, meine Damen und 
Herren.“ 

Das Leben der ukrainischen Bevölkerung wäre ganz schnell ge-
rettet, wenn die Nato auf eine mögliche Mitgliedschaft des 
Landes verzichten würde. Gehört zur „Sicherheit Europas“ ei-
gentlich nicht auch die Russlands? „Die Charta der Vereinten 
Nationen steht auf dem Spiel“ – wegen eines Kriegs? Dann 
dürfte es sie schon lange nicht mehr geben. Und wer schützt 
eigentlich vor dem „mächtigsten“ Militärbündnis der Welt?   

Logik und Wahrheit? Hier geht es um Höheres. Und hier spricht 
die Außenministerin des Landes, das gerade beschlossen hat, 
den drittgrößten Militäretat der Welt auf den Weg zu bringen.  

„Bischof Desmond Tutu sagte einst: ,Wer sich in Situationen 
der Ungerechtigkeit neutral verhält, stellt sich auf die Seite des 
Unterdrückers.‘ Heute müssen wir uns alle entscheiden. Zwi-
schen Frieden und Aggression. Zwischen Gerechtigkeit und 
dem Willen des Stärksten. Zwischen Handeln und Wegsehen. 

Zwar dürfte es Desmond Tutu mit dieser Aussage um den har-
ten Rassismus im südafrikanischen Apartheitsstaats gegangen 
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sein, der übrigens die Unterstützung des Westens genossen 
hat. Aber das Zitat eines Friedensnobelpreisträgers ist natür-
lich immer schön und was nicht passt, wird passend gemacht. 
Also wird das Zitat kurzerhand auf die Ebene der Staatenkon-
kurrenz bezogen. Und auf dieser Ebene ist es nicht etwa so – 
wie man naiv vielleicht denken könnte – dass die USA und ihre 
Nato-Verbündeten mit ihrem Militär (zusammen laut Sipri 56 
% der Weltmilitär-Ausgaben) den „Willen des Stärksten“ reprä-
sentieren. Es ist natürlich umgekehrt und längst klar, welches 
Land mit seinen 3 % der Weltmilitärausgaben für „Aggression“ 
und „Unterdrückung“ steht.     

Meine Damen und Herren, Sie sollten selbst entscheiden, in 
welcher Disziplin Annalena Baerbock ein Meisterstück abgelie-
fert hat.  

https://www.heise.de/tp/features/Baerbock-vor-UNO-Frie-
densrede-fuer-mehr-Krieg-6543949.html?seite=all 
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Putin gegen die „regelbasierte Weltordnung“? 

5.6.2022 

Der russische Krieg in der Ukraine dauert jetzt hundert Tage. 
Tausende Menschen sind gestorben – Ukrainer wie Russen. 
Millionen Ukrainer sind auf der Flucht. Häuser sind zerstört, 
ebenso Brücken, Bahnlinien, Umspannwerke, viel materieller 
Reichtum. 

Warum das alles? Dumme Frage, Putin natürlich! Er ist der „Ag-
gressor“, der „brutal das Völkerrecht bricht“, schwerste Kriegs-
verbrechen direkt aus seinem Amtssitz anordnet, mit einem 
Wort: Er ist der „böse Mann“, der diese ansonsten friedliche 
Welt massiv stört und deshalb niedergerungen werden muss. 
Russland muss „ruiniert werden“ (Baerbock), Putin und 
Lawrow als die Hauptverantwortlichen vor „Gericht gestellt“ 
(von der Leyen). 

Und dann? Dann ist alles wieder gut? Sind Zweifel erlaubt an 
dieser Kinder-Vorstellung? 

Verteidigung gut, Aggression böse? 

Da ist zum Beispiel die Frage, ob „Aggression“ und „Verteidi-
gung“ überhaupt sinnvolle Kategorien sind. In dieser Welt ste-
hen sich immerhin Staaten gegenüber, die ihre Interessen auf 
dem gesamten Globus verfolgen und demzufolge auch „vertei-
digen“. Erinnern wir uns noch daran, dass die deutsche Freiheit 
„am Hindukusch verteidigt“ werden musste? Wieso eigent-
lich? Dass die Nato, die dem russischen Präsidenten Gor-
batschow versprochen hatte, „not an inch“ nach Osten zu rü-
cken, seit 1990 1000 Kilometer Richtung Moskau voran gekom-
men ist und ihr sowieso größtes Militärbündnis der 
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Weltgeschichte dabei um 14 Staaten vergrößert hat – Staaten, 
die sie nun natürlich „schützen“ muss, wenn das dem von Ver-
folgungswahn befallenen „Irren im Kreml“ nicht ganz so gut ge-
fällt. 

Völkerrechtsbruch: Messen mit zweierlei Maß? 

 Da ist zum Beispiel die Frage, ob Politik und Mainstream-Me-
dien Russland deshalb Tag für Tag so laut seinen „brutalen Völ-
kerrechtsbruch“ vorwerfen, weil „Völkerrechtsbruch“ für 
Nato-Staaten eine ziemlich normale Angelegenheit ist: Kosovo 
1999, Afghanistan 2001, Irak 2003, US-Aktionen in Syrien nach 
2011 – um nur einige zu nennen. Die selbstverständlich eben-
falls völkerrechtswidrigen Dauer-Kriege westlicher Verbünde-
ter und Waffenempfänger Türkei, Israel und Saudi-Arabien, 
ihre Toten und ihre Verwüstungen schaffen es ja sowieso kaum 
in den Mainstream-Diskurs… 

Wurden diese Rechtsverstöße von den UN sanktioniert, gab es 
militärische Strafaktionen der Weltstaatengemeinschaft? In-
ternationale Boykott-Aufrufe der „Willigen“, die den Bruch des 
Völkerrechts nicht ertragen konnten? Anscheinend funktio-
niert das Völkerrecht so nicht – jedenfalls nicht, wenn es sich 
um die Nato-Staaten und ihre guten Verbündeten handelt. 

Die Staaten haben sich auf Initiative der USA nach dem 2. Welt-
krieg ein Völkerrecht gegeben, in dem sie sich selbst (!) dazu 
aufrufen, ihre Konflikte ohne Gewalt auszutragen. Gleichzeitig 
halten sie sich nicht daran, wenn es ihren Interessen wider-
spricht. Richter über Fälle von Gewaltanwendung im Verkehr 
der Staaten sind – wiederum die Staaten selbst, die insofern 
alles gleichzeitig sind: Gesetzgeber, Täter und Richter. Eine 
ziemlich vertrackte Angelegenheit also, dieses Völkerrecht – 
und sehr viel eher ein Instrument in der Auseinandersetzung 
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der Staaten als eines der Kriegsverhinderung, wie die populäre 
und friedens-idealistische Vorstellung lautet. 

Offenbar ist weniger der Völkerrechtsbruch an sich so schreck-
lich und „brutal“, sondern die Tatsache, wer ihn begangen hat. 
Putin/Russland darf so etwas offenbar nicht – und deshalb sind 
„wir“ am 24. Februar „in einer anderen Welt aufgewacht“. Und 
haben angeblich erstmals wieder einen „Krieg in Europa“ – was 
die Frage aufwirft, wo eigentlich Olaf Scholz am 23. März 1999 
war, als die Nato begonnen hat, Serbien zu bombardieren. 

Kriegsverbrechen begeht immer nur die Gegenseite 

Da ist weiter die Frage, ob Kriegsverbrechen nicht zum Krieg 
gehören9 wie der Topf zum Deckel. Wie soll es auch anders ge-
hen, wenn Staaten ihre Soldaten als Kampfmaschinen losschi-
cken, um den Willen anderer Staaten zu brechen? Die westli-
chen Staaten wissen das natürlich nur zu gut: mehr als 66.000 
tote Zivilisten im Irak und mindestens 80.000 in Afghanistan 
(seit dem Kosovo-Krieg heißt das übrigens „Kollateralschä-
den“); dazu Abu Graib und Guantanamo sowie diverse weitere 
geheime oder öffentlich betriebene Foltergefängnisse (Die seit 
Jahren laufende Vernichtung von Julian Assange soll allzu eifri-
gen Journalisten, die offenbar nicht so richtig verstanden ha-
ben, wie das Mutterland der Menschenrechte die Sache mit 
der Pressefreiheit meint, verdeutlichen, über welche Kriegs-
verbrechen informiert werden muss – und über welche nicht). 
Nicht zu vergessen das speziell deutsche Kriegsverbrechen in 
Kunduz (100 bis 150 Tote, die meisten Zivilisten, viele davon 
Kinder und Jugendliche), wobei der verantwortliche Oberst 
Klein vom deutschen Rechtsstaat von allen Vorwürfen und 

                                                        
9 https://overton-magazin.de/krass-konkret//der-krieg-in-der-ukra-
ine-eine-hoch-zeit-der-heuchelei/ 
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Schadensersatzansprüchen freigesprochen und inzwischen 
zweimal befördert wurde. 

Und schließlich die Überlegung, ob die Publikation von Kriegs-
verbrechen nicht ein wichtiges Instrument der Kriegsführung 
darstellt. So etwas dient dazu, Recht und Moral weltöffentlich 
für sich zu vereinnahmen, indem man dem Gegner schweres 
Unrecht nachweist und Entrüstung gegen seine „Unmensch-
lichkeit“ schürt. Das soll in ihrer Parteinahme schwankende Re-
gierungen beeinflussen und natürlich die Opferbereitschaft 
derer, die als Soldaten und Helfer an der Heimatfront ge-
braucht werden, mobilisieren, während der Feind bei seinem 
Volk de-legitimiert wird. 

Dass für diesen Mehrfach-Bedarf nachgeholfen wird, wenn nö-
tig – wen wundert das? Von der „Brutkastenlüge“10 über den 
„Hufeisenplan“11 bis zu Saddams „Massenvernichtungswaf-
fen“12 gibt es da genügend einschlägige Beispiele; auch in Sy-
rien waren zuverlässig „Giftgaseinsätze“13 des „Assad-Re-
gimes“ zu konstatieren, wenn den dschihadistischen Kämpfern 
eine Niederlage bevorstand. 

Und wenn diese weltweit publizierten Aufreger dann Monate 
oder ein paar Jährchen später als fake entlarvt werden – wen 
schert’s? Dann ist der Käse gegessen, das Land kaputt, der 
Krieg gewonnen (oder auch nicht), und nachts um halb zwei 

                                                        
10 https://de.wikipedia.org/wiki/Brutkastenl%C3%BCge 
11 https://de.wikipedia.org/wiki/Hufeisenplan 
12 https://www.faz.net/aktuell/politik/europaeische-union/irak-
krieg-powell-schandfleck-meiner-karriere-1255325.html 
13 https://www.focus.de/politik/ausland/usa/militaerschlag-von-us-
praesident-trump-us-enthuellungsjournalist-hersh-syrien-angriff-
basierte-auf-luege_id_7285529.html 
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macht sich ein ehemaliger CIA-Chef lustig über die gelungene 
Finte, mit der man damals die Welt verarscht hat… 

Das bisherige Top-Verbrechen der Russen, „Butscha“ (auch da 
gibt es zahlreiche Ungereimtheiten und auch damals liefen ge-
rade Verhandlungen zwischen Russland und der Ukraine) wird 
insofern sicherlich Nachfolger finden, wenn das den an einer 
Fortdauer dieses Kriegs Interessierten nötig erscheint. Auf alle 
Fälle hat „Butscha“ bereits dazu getaugt, dass nicht nur die 
deutschen Außen- und Verteidigungsministerinnen mit ent-
setzt aufgerissenen Augen die Lieferungen „schwerer“ Waffen 
rechtfertigen konnten, sondern dass auch bisher eher antimi-
litaristische Linke einschwenken in die Regierungs-Logik, dass 
Frieden dieses Mal nur mit noch mehr Waffen erreicht werden 
kann. 

Zwischenfazit: Entgegen anderslautenden Meldungen des 
Mainstreams geht es in der Ukraine nicht um „heimatliebende 
Verteidigung“ gegen „brutale Aggression“ oder um „Recht“ ge-
gen „Unrecht“. Und übrigens auch nicht um „Demokratie“ ge-
gen „Diktatur“. 

Denn die „unfassbar schöne“ (Michael Roth, SPD) Ukraine, für 
die jetzt bis in die Kindergärten „unser aller Solidarität“ einge-
fordert wird, ist als Staatswesen nichts anderes als eine här-
tere Ausgabe des einhellig als autoritär verachteten Russland. 

Korrupte Oligarchen-Republik: Fackelträger der Freiheit 

Die hierzulande von Politik und Mainstream-Presse hochge-
lobte Demokratie in Kiew war seit der Loslösung der Ukraine 
aus der Sowjetunion vor allem Mittel eines mit harten Banda-
gen geführten Machtkampfs der ukrainischen Oligarchen um 
Ressourcen und Pfründe dieses Landes. 
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Zu den landesüblichen Gepflogenheiten gehörte es, die Vor-
gänger-Regierung unter Anklage zu stellen und ins Gefängnis 
zu bringen. Dass sich in einem solchen Staatswesen (ökonomi-
sche Dauerkrise und von innen wie außen angekratzte Souve-
ränität) eine faschistische Bewegung bildet, ist insofern eben-
falls nicht wirklich überraschend, wird im Westen allerdings bis 
heute mehr oder weniger ignoriert, weil es nicht so gut ins Bild 
passt: Nicht das grausame Massaker im Gewerkschaftshaus 
von Odessa (2.5.2014 mit mindestens 42 Toten)14, nicht das 
„Asow-Bataillon“ und seine Verbindungen in die ukrainische 
Regierung und auch nicht die Umbenennung des „Moskowski-
Prospekts“ in Kiew in „Stepan-Bandera-Prospekt“, also nach ei-
nem bekennenden Faschisten, der mit seiner Bewegung OUN 
nach 1941 mehr als hunderttausend jüdische, polnische und 
russischen Zivilisten ermordet hat. 

Im Zuge der Euro-Maidan-Proteste fand ein von den USA or-
chestrierter Putsch (5 Milliarden Dollar gaben die USA dafür 
aus)15 statt, der im Februar 2014 den demokratisch gewählten 
Präsidenten Janukowitsch gewaltsam aus dem Amt entfernte. 
Das war Ausgangspunkt der Separatisten-Bewegung im Don-
bass, die die nachfolgenden ukrainischen Regierungen blutig 
bekämpfen16 ließen. Auch das interessiert die westliche 
Mainstream-Presse allerdings nicht sonderlich, denn mit Ja-
zenuk war ja ein dem Westen genehmer Ministerpräsident an 
die Macht gekommen – wenn auch ohne verfassungsmäßige 
Grundlage. Der Oligarch Poroschenko ließ sich kurz darauf zum 

                                                        
14 https://de.wikipedia.org/wiki/Ausschreitungen_in_O-
dessa_am_2._Mai_2014 
15 https://www.youtube.com/watch?v=L2XNN0Yt6D8 
16 https://www.youtube.com/watch?v=yFItdCLP6wA 
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Präsidenten wählen – und seitdem gilt „uns“ die Ukraine ein-
fach als das demokratische Gegenbild zum üblen Putin-Staat. 

Aktueller Amtsinhaber ist der „Diener des Volks“ Selenskij, 
dessen Wahl der Oligarch Kolomoiskij organisierte – was der 
Süddeutschen Zeitung 2019 noch ein paar kritische Bemerkun-
gen wert war. Solche gibt es inzwischen selbstverständlich 
nicht mehr – Selenskij gilt im demokratischen Westen seit 
Kriegsbeginn als strahlender Held und lupenreiner Demokrat. 
Dafür ist es auch kein Problem, dass er Mitte Mai elf Oppositi-
onsparteien und ihre Zeitungen verboten hat (die KP ereilte 
das bereits 2015) und das Volk per Einheitssender gegen alles 
Russische aufhetzen lässt. Gewählte Abgeordneten werden öf-
fentlich aufgefordert, „sich lieber still aus dem Parlament zu 
schleichen, solange sie noch gehen könnten“.17 

Nebenbei sollte vielleicht nicht unerwähnt bleiben, dass der 
Krieg dem „Diener seines Volks“, der sich seitdem Abend für 
Abend mit olivgrünem Militär-Shirt und tapfer wachsendem 
Bart in der Rolle seines Lebens zeigt, sehr zupass kam. Se-
lenskijs Zustimmungswerte in der Ukraine waren vorher rapide 
gesunken, nachdem er per Gesetz den Verkauf ukrainischen 
Landes an ausländisches Kapital erlaubt hatte (was zwei Drittel 
der Bevölkerung ablehnten) und im Oktober 2021 im Zuge der 
„Pandora-Papers“ interessante Machenschaften ans Tages-
licht kamen, die sein (im Wahlkampf erfolgreiches) Sauber-
mann-Image ziemlich beschädigten.18 

                                                        
17 https://www.jungewelt.de/artikel/426964.kriminalisierung-der-
opposition-auf-linie-gebracht.html 
18 https://www.bpb.de/themen/europa/ukraine-analy-
sen/342240/dokumentation-offshore-geschaefte-selenskyj-und-ko-
lomojskyj-in-den-pandora-papers/ 
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Im Unterschied zu Russland interessiert all das ebenso wie der 
repressive Umgang mit der Opposition in der Ukraine aller-
dings nicht sonderlich. Weder wollte der Mainstream-Journa-
lismus in den letzten Jahren über die 14.000 Toten im ukraini-
schen Krieg gegen die Separatisten-Republiken berichten noch 
aktuell darüber, dass dessen Bezeichnung als „innerukraini-
scher Konflikt“ oder „Bürgerkrieg“ nach einem kürzlich verab-
schiedeten Gesetz inzwischen ein Verbotsgrund ist und die Uk-
raine ihr unliebsame Oppositionelle zurzeit per Interpol in ganz 
Europa verfolgen lässt (wie den Videoblogger Anatolij Scharij) 
in Spanien.19 

< Auf den Abdruck des restlichen Artikels wird verzichtet, da er 
inhaltlich weitgehend identisch ist mit den Argumenten des Ar-
tikels „Kriegs-Erklärung“.> 

https://overton-magazin.de/krass-konkret/putin-gegen-die-
regelbasierte-weltordnung/ 
 
  

                                                        
19 https://www.jungewelt.de/artikel/426964.kriminalisierung-der-
opposition-auf-linie-gebracht.html 
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Lehrstück über kleine Unterschiede 
 
Drei Länder, eine Krise, verschiedene Reaktionen 
 
2.11.2022 
 
Die Berichte zur Lage sehen in Deutschland, Großbritannien 
und Frankreich ziemlich gleich aus: Steigende Energiepreise, 
eine bereits ziemlich heftig „trabende“ Inflation, massive Zu-
nahme der Staatsschulden, sinkende Wechselkurse der Lan-
deswährung. Überall stehen die Regierungen nach eigener 
Darstellung angesichts des Kriegs gegen Russland, den sie mit-
veranstalten und eskalieren, vor „harten Herausforderungen“. 
Ausgetragen wird das auf dem Rücken der Lohnabhängigen, 
denen die Regierungen deshalb allesamt „schwere Zeiten“ an-
sagen.  
Die deutsche Bevölkerung lässt sich das gefallen. In Frankreich 
wird gestreikt. Im Vereinigten Königreich kommt der Wider-
stand von der anderen Klasse. Ein Lehrstück über kleine Unter-
schiede. 

Deutschland: „Wir haken uns unter“     
 
Deutschland scheint in dieser Situation gerade erneut das 
Kunststück hinzukriegen, Unzufriedenheit und Existenzängste 
der vom Lohn abhängigen Bevölkerungsmehrheit annähernd 
lautlos zu bewältigen. Wieder einmal schafft es die Regierung 
– eine durchaus beachtliche Leistung! – sich mit ihren Entlas-
tungspaketen als überaus fürsorglicher Löser von Problemen 
darzustellen, mit deren Zustandekommen sie angeblich nichts 
zu tun hat. 
 
Natürlich: Die deutsche Regierung hat gleich vierfach Glück. 
Erstens gibt es den Darth Vader „Putin“, auf den man mit 
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ausgestrecktem Zeigefinger deuten und damit so tun kann, als 
lägen die Gründe der aktuellen Lage ganz außerhalb der eige-
nen Einflussmöglichkeiten und Nutzenerwägungen. 
 
Zweitens assistiert gerade bei dieser Art von Volksverblödung 
wie stets die Mainstream-Presse. Dass die kontinuierliche In-
anspruchnahme staatlicher Schulden zur Bewältigung der Fi-
nanzkrise und der Corona-Politik die Inflation schon lange vor 
dem Ukraine-Krieg in Gang gesetzt hatte; dass Inflation kein 
sachgesetzlich ablaufender Prozess wie etwa die Schnee-
schmelze ist, sondern Resultat der Preistreiberei diverser und 
gar nicht russischer, sondern extrem deutscher Kapitale (z.B. 
der Wohnungs- und Energieunternehmen) – das blendet sie 
sowieso schon mal aus. Aber auch die politischen Beschlüsse 
der Regierung zu Waffenlieferungen, Aufrüstungskosten und 
Wirtschaftskrieg (den man im Land der Meinungsfreiheit nicht 
einmal so nennen darf) und die dafür rasant wachsenden 
Staatsschulden sind derzeit eher kein Thema im nationalen 
Diskurs – dafür aber alle Sorten von Gerechtigkeitsfragen, die 
man daran in sehr sehr großen Überschriften aufmachen kann. 
 
Drittens nimmt das deutsche Publikum praktische wie geistige 
Zumutungen klaglos hin. Die Aufforderung des Kanzlers funk-
tioniert: „Wir“ haken uns lieber unter und stehen diese Sache, 
sprich: den Kampf gegen Putin „gemeinsam“ durch – auch 
wenn „diese Sache“ keineswegs gemeinsam beschlossen 
wurde und auch keineswegs alle trifft, schon gar nicht gleich-
ermaßen. Mit den ökonomischen und sozialen Folgen des 
Wirtschaftskrieges haben die „Mitglieder der Gemeinschaft“ 
nach ihren Möglichkeiten und ihrer Stellung „solidarisch“ um-
zugehen. Das heißt praktisch: Kein Inflationsausgleich bei den 
Löhnen, stattdessen Einmalzahlungen, Abwälzung der höhe-
ren Energiekosten auf „die Verbraucher“ und staatliche Hilfen 
dabei, dass jeder „das Seine“ leisten und ertragen kann. 
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Und viertens hat die Regierung bei ihrer nationalen Linie auch 
noch das Glück, dass Linksopposition und Gewerkschaften ihr 
nicht in die Parade fahren, sondern ihr ganz im Gegenteil tat-
kräftig und sozialpartnerschaftlich zur Seite stehen, um even-
tuell doch aufkommende Forderungen und Proteste in staats-
konstruktive Bahnen zu lenken und aus dem von allen Seiten 
lauthals befürchteten „Heißen Herbst“ ein bestenfalls laues 
Lüftchen bzw. besser: eine nationale Einheitsfront20 zu ma-
chen. Damit kann die Ampel-Koalition offenbar gut leben (im 
Unterschied zu vielen ihrer Bürger) – solange man, das ist na-
tionaler Konsens, „die Rechten“ da raus hält. 
 
Das läuft in anderen europäischen Staaten gerade nicht so ge-
schmeidig. England und Frankreich bieten da gerade zwei inte-
ressante Beispiele. 

Großbritannien: Finanzkapital erzwingt neue  
Regierung(slinie) 

„Die Macht der Märkte“ titelt die FAZ (22.10.22) und unter 
dem Titel „Parkettnotizen“21 war in den VDI-Nachrichten zu le-
sen: „Die Kapitalmärkte zwingen Liz Truss zum Einlenken. 
Großbritanniens Regierung kassiert die geplante Steuerreform 
wieder ein. Die Bonität des Landes hätte unter der enormen 
Neuverschuldung zu sehr gelitten.“  

Inzwischen ist die Premierministerin von der Herrschaft über 
das Vereinigte Königreich und einen der größten Finanzplätze 

                                                        
20 https://www.telepolis.de/features/Heisser-Herbst-oder-natio-
nale-Einheitsfront-7317017.html 
21 https://www.vdi-nachrichten.com/wirtschaft/finanzen/parkett-
notizen-die-kapitalmaerkte-zwingen-liz-truss-zum-einlenken/ 
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der Welt bekanntlich zurückgetreten. Der Grund: Liz Truss 
wollte nationales Wachstum in neoliberaler Logik durch dras-
tische Steuersenkung durchsetzen und den steuerlichen Aus-
fall für den Fiskus mit zusätzlichen Staatsanleihen kompensie-
ren. Im Prinzip bewährt und erfolgreich. Das haben „die Kapi-
talmärkte“ ihr in dieser Lage allerdings nicht durchgehen las-
sen. 

Die vereinigten Finanzanleger befürchteten gravierende öko-
nomische Folgen: Abwertung des britischen Pfunds, Ruinie-
rung der Pensionsfonds, Verlust der Bonität für britische 
Staatsanleihen usw. Um das zu verhindern, haben sie einfach 
ihre ökonomische Macht ins Spiel gebracht und damit politi-
schen Druck erzeugt – mit Erfolg: die Steuerpläne wurden zu-
rückgenommen; der Finanzminister und die Premierministerin 
sind zurückgetreten. 

Bemerkenswert daran sind die folgenden Punkte: Eine kapital-
freundliche Entscheidung der Regierung wurde zurückgewie-
sen – und zwar von den Kapitalmärkten. Die Kreditgeber und 
Profiteure der Kapitalvermehrung zweifelten offenbar daran, 
dass weitere Steuerentlastungen ihrem Bereicherungsinte-
resse dienlich sind. Und sie bezweifelten die Vertrauenswür-
digkeit neuer britischer Staatsschulden, die unter dem Vorzei-
chen einer hohen Inflation und künftiger Leitzinserhöhungen 
wenig rentabel erscheinen. Ihr Zweifel an den Devisen- und 
Rentenmärkten, nicht der Einspruch der Opposition, nicht die 
Wut der Arbeiterklasse, fegte zunächst die Steuerpläne, dann 
den zuständigen Minister und schließlich die Premierministe-
rin weg. 

Darin liegt auch ein Lehrstück in Sachen Demokratie: Liz Truss 
wurde weder gewählt noch abgewählt. Ihre brutale Kriegspo-
litik interessiert im Königreich anscheinend kaum jemand 
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(außer Ex-Labour-Chef Corbyn). Die Briten haben auch nicht 
auf der Straße rebelliert gegen die Frau und ihre Pläne. Über 
die Herrschaftsausübung von Frau Truss wird eben auf dem 
„Börsenparkett“ entschieden. Dort fragt man sich, ob die wei-
tere Fortsetzung des Neoliberalismus zur Kriegswirtschaft 
passt. 

Fazit: Nicht Wahlen, Proteste, Streiks, sondern das anerkannt 
eigennützige Urteil der Finanzkapitalisten, inwiefern politische 
Beschlüsse ihrer Bereicherung dienen, entscheiden über die 
Politik. Die hat sich also damit zu legitimieren und sich daran 
zu bewähren, inwiefern ihr Handeln dieser Klasse dient. 

Frankreich: Gewerkschaft kämpft gegen  
Verschlechterung der Lebensverhältnisse 
 
„Streiks in Frankreich weiten sich aus. Die Protestwelle in 
Frankreich reißt nicht ab. Nach wochenlangen Streiks an den 
Raffinerien dehnen sich die Protestveranstaltungen nun auch 
auf weitere Branchen aus. Die seit etwa drei Wochen andau-
ernden Streiks an französischen Raffinerien haben sich am 
Dienstag auf die Eisenbahn, den Pariser Nahverkehr und wei-
tere Branchen ausgeweitet. Auch Gymnasien, Berufsschulen, 
ein Atomkraftwerk und ein Elektrizitätswerk waren betroffen. 
Die Streikenden fordern etwa höhere Gehälter angesichts der 
Inflation.“ (Die Welt, 18.10.22) 
In der Folge werden Raffinerien, Treibstofflager und Eisenbah-
nen sowie ein Dutzend Atomkraftwerke bestreikt, was zu er-
heblichen Problemen für alle möglichen Teilbereiche des kapi-
talistischen Produzierens und Vermarktens führt – unter ande-
rem sind ein Viertel bis ein Drittel der Tankstellen ohne Treib-
stoff, es bilden sich riesige Schlangen. 
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Die Kämpfe der Gewerkschaften, vor allem der CGT, drehen 
sich um die Punkte: 
a) Echter Inflationsausgleich für die Beschäftigten (ein Angebot 
von TotalEnergies von 7% und 6.000 € Jahresprämie wurde von 
der CGT als ungenügend abgelehnt). 
b) Rücknahme der Rentenreform, die das Renteneintrittsalter 
auf 65 hochsetzt. Stattdessen eine Rückkehr zur Rente mit 60 
(!) (eine Forderung, über die die deutsche Presse meist extrem 
unscharf berichtet – offensichtlich, um ihr Publikum, dem ge-
rade eine Erhöhung des Renteneintritts-Alters auf 69 (!) Jahre 
als Sachzwang einer „sicheren Rente“ in Aussicht gestellt wird, 
nicht zu verwirren). 
c) Keine Kriminalisierung der Streiks bzw. der Streikenden in 
der Energieversorgung und der Logistik. Über eine Kritik der 
französischen Kriegsbeteiligung ist nichts bekannt. 
 
Die Streiks vor allem der Gewerkschaft CGT treffen dabei 
durchaus auf breite Sympathie in der Bevölkerung – auch die 
der negativ betroffenen Pendler, wie selbst die Tagesschau be-
richtet: „Ein paar Meter weiter schaut Sabrine hin und her zwi-
schen den Anzeigen am Gleis und ihrem Handy. Obwohl ihr die 
Zugausfälle das Leben schwermachen, nimmt sie es den strei-
kenden Lokführern nicht übel: ,Ich kann das verstehen in Bezug 
auf die Gehälter.‘ Evelyne, eine weitere Passantin, ist auf dem 
Weg zu einem Seminar. Sie unterstützt die Streiks: ,Es ist im-
mer die einfache Bevölkerung, die die Konsequenzen ausba-
den muss. Aber es gibt gute Gründe für die Streiks. Und es ist 
vielleicht Zeit, dass Frankreich aufwacht.‘“22 Unterstützt wer-
den die Forderungen auch durch Proteste der Berufsschüler 
und Gymnasiasten. 
 

                                                        
22 https://www.tagesschau.de/ausland/europa/streiks-frankreich-
133.html 
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Bemerkenswert an den anhaltenden Streiks (wie bereits an 
den Aktionen der Gelbwesten 2018) ist einerseits, was eine 
Gewerkschaft anrichten kann, die im Vergleich mit deutschen 
Gewerkschaften ziemlich mitgliederschwach ist (die CGT hat 
unter 700.000 Mitglieder, Stand 2017) und sich laut Friedrich-
Ebert-Stiftung in einer bereits Jahrzehnte anhaltenden Krise 
befindet,. Falls deutsche Lohnabhängige also – allen bereits 
abgehandelten Tendenzen zum Trotz – auf abweichende Ideen 
kämen: Hier könnten sie sich in Sachen Organizing bzw. ge-
schicktem Aufbau von Streikmacht bedienen! 
 
Andererseits wird allerdings auch deutlich, wie kaltschnäuzig 
der Protest von unten von der Macron-Regierung zurückge-
wiesen wird. Der Präsident verlangt seinem Volk seit Beginn 
des Ukraine-Kriegs eine „Beschränkung des Konsums“ ab und 
fordert aktuell ein Ende der Blockaden. Um sich durchzuset-
zen, hat er mit Zwangsrekrutierungen nicht nur gedroht, son-
dern sie laut einem Bericht der Jungen Welt vom 14.10.2022 
auch bereits umgesetzt: 
„Drei Arbeiter von einer Raffinerie bei Dünkirchen wurden 
zwangsrekrutiert, um ab 14 Uhr ihre Arbeit für zwölf Stunden 
wieder aufzunehmen. Nach Angaben der CGT erschien die Po-
lizei bei den Beschäftigten zu Hause und benachrichtigte sie 
über ihre von der Präfektur unterzeichnete Zwangsrekrutie-
rung. Als Reaktion auf dieses Vorgehen rief CGT-Generalsekre-
tär Philippe Martinez zum Generalstreik auf.  
Macron und seine Premierministerin Élisabeth Borne forder-
ten bereits seit Montag das Ende der »Blockade«, die vor allem 
in Paris und Umgebung sowie in den nördlichen Departements 
und der Hafenstadt Marseille im Süden zu Problemen bei der 
Benzinversorgung führt. Das französische Gesetz zur Funktion 
der Gebietskörperschaften erlaubt Regierungen die Zwangs-
rekrutierung eines Teils der streikenden Beschäftigten eines 
privaten Betriebs, ,wenn dieser für die lebensnotwendigen 
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Bedürfnisse der Bevölkerung wichtig ist und der Ausstand die 
öffentliche Ordnung gefährdet‘.“ 
 
Die Macht der französischen Lohnabhängigen ist insofern – bei 
allem Einsatz, den sie an den Tag legen – nicht mit dem lautlo-
sen Tritt des Zinsfußes auf dem britischen „Parkett“ zu verglei-
chen. Ohne Rechtsbruch – etwa bei den Blockaden – ist sie „auf 
der Straße“ nicht einmal in Frankreich zu entfalten, wo der po-
litische Generalstreik als Einflussnahme auf die Politik immer-
hin rechtlich anerkannt ist. 
Und natürlich steht die freie Presse auch in Frankreich mehr-
heitlich ganz wie von selbst auf Seiten der Regierung, fragt sich 
besorgt, wie der Präsident die Proteste in den Griff kriegt und 
tut ihr Bestes, eventuelle Ausschreitungen in den Vordergrund 
ihrer Berichterstattung zu rücken, um die Bewegung zu krimi-
nalisieren und sympathisierende „brave Bürger“ abzuschre-
cken.   
 
Schon 2016 berichtete das Handelsblatt in ähnlicher Situation: 
„Die den Kommunisten nahestehende Arbeitnehmerorganisa-
tion (die CGT, RD) verhinderte auch die Auslieferung vieler Zei-
tungen. Ihr Vorsitzender Philippe Martinez hatte verlangt, die 
Medien müssten eine ausführliche Stellungnahme von ihm 
veröffentlichen, sonst würden sie nicht erscheinen. Offenbar 
verwechselte er Frankreich mit Venezuela. Als die Presse sich 
weigerte, seiner Erpressung zu folgen, blockierten CGT-Anhä-
nger die Druckereien.“ 
 
In der Tat: Wo käme denn da die Meinungs- und Pressefreiheit 
in den europäischen Demokratien hin, wenn Unzufriedene, 
linke Gewerkschaften oder irgendwelche Aktivisten ihre „aus-
führlichen Stellungnahmen“ publizieren könnten? 
 
 



 74   

Lehrstück über den kleinen Unterschied 
 
Anders als in Deutschland lassen sich die Franzosen manchen 
Angriff auf ihre Lebensverhältnisse nicht bieten. Das bewun-
dern viele Deutsche an ihren westlichen Nachbarn und be-
schweren sich – ein Fall von mittelschwerer Schizophrenie – 
über ihre eigene Untertanen-Mentalität. Ohne es beim nächs-
ten Mal anders zu machen… Insofern eine stetige Wiederauf-
lage und Steigerung der beliebten Lebenslüge der deutschen 
Lohnabhängigen, dass sich die erzwungene Unterordnung un-
ter das Krisen- und Kriegsprogramm der Regierung letztlich ir-
gendwie doch rechnet (jedenfalls mehr als das französische 
Gegenprogramm: Widerstand lohnt sich nicht! als die deut-
sche Lehre aus der Weltgeschichte). 
 
Wenn in Frankreich die lohnabhängig Beschäftigten mit schö-
ner Regelmäßigkeit gegen die staatlich verordneten Ver-
schlechterungen ihrer Arbeits- und Sozialversicherungsbedin-
gungen mobil machen, zeigt das allerdings auch die Grenzen, 
auf die für ihre Interessen kämpfende Arbeiter treffen – ob das 
nun Gewerkschaften oder Gelbwesten sind. 
Sie können mit Streik, Generalstreik und Randale einiges an 
Verschlechterungen verhindern; sie können die Regierung im 
Einzelfall sogar zur Rücknahme ganzer Gesetzesvorhaben 
zwingen. Was sie aber – jedenfalls solange sie sich im Rahmen 
dieser Wirtschaftsordnung bewegen (wollen) – nicht erreichen 
können, ist: den Willen und die Mittel von Kapital und Staat 
außer Kraft zu setzen, die dank der „Sachgesetze“ der Stand-
ortkonkurrenz dafür sorgen, dass sich die vom Lohn Abhängi-
gen immer und immer wieder derselben Frage ausgesetzt se-
hen: Ob ihr Verdienst und ihre soziale Absicherung nicht un-
verträglich mit den Erfordernissen des Marktes sind. Weshalb 
sie sich immer und immer wieder gegen diese Angriffe wehren 
müssen. 
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Da hat es das protestierende Finanzkapital in England einfa-
cher. Seine Interessen an mehr money sind nicht Kosten für die 
Kapitalvermehrung (wie die Löhne der Arbeiterklasse), son-
dern ihr Zweck. Sein partikulares Interesse an steigenden Ren-
diten und der dafür nötigen Stabilität von Finanzplatz und 
Währung fällt auf’s Schönste mit dem britischen Allgemein-
wohl zusammen: dem Wachstum des Standorts. Kein Wunder 
also, dass die Bedenken der Banker die Regierungspartei be-
eindrucken; kein Wunder auch, dass sie dafür nicht zu den 
plumpen Mitteln des Straßenkampfs greifen müssen… 
 

Aktuelle Ergänzung im Februar 2023: 
 
Inzwischen gab es in Großbritannien mehrere von den deut-
schen Medien als „historisch“ bezeichnete Streikwellen. An-
fang Februar legten eine halbe Million „Lehrer und Lokführer, 
Hochschuldozenten und Regierungsmitarbeiter, Busfahrer und 
Sicherheitskräfte“ die Arbeit nieder. Es folgte der National 
Health Service mit Lohnforderungen über 10 Prozent, die zum 
Teil auch rückwirkend in Kraft treten sollen. 
Weil die britische Regierung auf die immer häufigeren Streiks 
mit einer Gesetzesänderung antworten will, die das Streik-
recht in „systemwichtigen“ Bereichen aushebeln soll, richten 
sich die laufenden Streiks auch dagegen.  
Den Willen der Regierung, die Kosten des laufenden Ukraine-
Kriegs durch steigende Energie- und sonstige Preise auf die 
Bevölkerung abzuwälzen, hat all das bisher nicht brechen 
können… 
 
https://www.nachdenkseiten.de/?p=89898 
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Was für „unsere Werte“ alles sein muss 
 
Zur Not auch ein Atomkrieg?  
 
23.9.2022 
 
Nach etwas mehr als sechs Monaten Ukraine-Krieg haben sich 
alle an die Fakten und die dazu gehörenden „Narrative“ ge-
wöhnt – was sie nicht richtiger macht.  
 
Es gibt einen weiteren Krieg. Der ist unerträglich, im Gegensatz 
zu sonstigen Kriegen. Während normalerweise die USA, „wir“ 
oder unsere guten Verbündeten die Welt befrieden und ord-
nen – in Ex-Jugoslawien, im Irak, in Afghanistan, Libyen, Syrien, 
Gaza, Jemen oder sonstwo – wird dieser Krieg nämlich von 
Russland geführt. Deshalb ist er „brutal“, ein „Angriffskrieg“ 
und „völkerrechtswidrig“. 
 
Dieser Krieg und das ganze Leid der ukrainischen Bevölkerung 
muss aufhören. Putin hat nämlich kein Recht, ihn zu führen. 
Der Krieg dient auch keinen Interessen, die „wir“ irgendwie 
nachvollziehen könnten, sondern ist einfach eine Ausgeburt 
des Bösen oder eines irren Machtwillens. Dass unsere Nato 
sich nach Osten erweitert hat, sind fake news. Russland ist da 
etwas überempfindlich nach zwei Weltkriegen, aber das muss 
man nicht so ernst nehmen. Dass es einen westlichen Auf-
marsch mit entsprechenden Militärmanövern von Litauen bis 
Rumänien gibt, entspricht dagegen dem Sicherheitsbedürfnis 
dieser Länder, das wir sehr ernst nehmen.  
 
Aufhören muss der Krieg allerdings zu unseren Bedingungen 
und die heißen „freie Ukraine“. Die Volksrepubliken, die Putin 
„befreien“ will (dieser Mann nimmt sich wirklich was raus! 
klaut sogar unsere Propaganda!) gehören nunmal zu einer 
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freien Ukraine – egal, wie die Menschen das in Luhansk und 
Donetzk sehen nach dem von den USA finanzierten und or-
chestrierten Putsch gegen die gewählte Regierung. Und nach 8 
Jahren Krieg ihrer Kiewer Zentrale mit 14.000 Toten. Einem 
Kompromiss in diesen Fragen kann der wertebasierte Westen 
wegen seiner Werte nicht zustimmen – da muss die Bevölke-
rung dort und im Rest der Ukraine schon weiter leiden. Die 
Krim muss übrigens auch zurückerobert werden. Ein separatis-
tisches Referendum widerspricht nämlich dem Völkerrecht. 
Außer im Kosovo, im Südsudan und demnächst in Taiwan.  
 
Frieden schaffen in der Ukraine heißt für „uns“ und unsere 
Werte deshalb: Lieferung von Waffen. Waffen, schwere Waf-
fen, noch mehr schwere Waffen. Wieviel Milliarden inzwi-
schen? Wer kann da noch mitzählen? Wer daran erinnert, dass 
damit der Krieg verlängert, die Zahl der Toten erhöht, die Uk-
raine mehr und mehr zerstört wird, verhält sich unsolidarisch 
mit den Helden, die für „unsere“ „Freiheit“ kämpfen. In der 
freien Ukraine kommt man für diese Äußerung sofort in den 
Knast; im freien Deutschland vorläufig nur auf die Liste der Va-
terlandsverräter und Putinversteher. 
 
Wenn Putin „uns“ jetzt daran erinnert, dass die fortlaufenden 
Waffenlieferungen und die westliche Hochrüstung der Ukraine 
zur drittstärksten Armee in Europa ein Angriff des Westens auf 
die russische Souveränität sind und er bereits zu Beginn des 
Kriegs darauf aufmerksam gemacht hat, dass sein Land über 
Atomwaffen verfügt, heißt das nur eins: dass Russland auf dem 
letzten Loch pfeift. Unsere Annalena bleibt standhaft: Die rus-
sische Atombombe ist ein Papiertiger. Kein Grund, einge-
schüchtert zu sein. Kein Grund, über Kompromisse oder Ver-
handlungen nachzudenken. Das Volk mal fragen, wie es über 
Inflation und Bedrohungslage denkt? Auf keinen Fall – das 
wäre extrem populistisch, sprich undemokratisch. Schließlich 
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hat es gewählt und die Regierung muss jetzt tun, was sie tun 
muss, egal was ihre Wähler denken.  
 
„Wir“ (hier: die gewählte Regierung) halten also an „unserem“ 
Wirtschaftskrieg, den man im freien Deutschland nicht so nen-
nen darf, und „unseren“ Waffenlieferungen fest – komme was 
wolle, „wir“ (hier: das Volk) haben schließlich schon Schlimme-
res durchgestanden. Und unsere besten Freunde, die USA, 
können sich eine Drohung mit Atomwaffen durch Russland 
nicht bieten lassen – das würde ihre finale Oberhoheit über die 
Welt einschränken. Also ja: zur Not auch ein Atomkrieg! 
 
PS: Wenn der Wirtschaftskrieg dazu führt, dass die Nahrungs-
mittel-Produktion auf der Welt nach unten kracht, weil Russ-
land und Belarus bisher 20 Prozent der Düngemittel hergestellt 
haben, ist das bedauerlich, aber leider nötig. Auch wenn die 
UN dagegen ist. Die Hungerleider der Dritten Welt, die people 
of colour, denen wir unseren ganzen Respekt entgegen brin-
gen, werden sich „trotz“ all unserer Entwicklungshilfe die Nah-
rungsmittel auf unserem schönen, regelbasierten Weltmarkt 
nicht mehr kaufen können – dumm gelaufen. Aber schuld da-
ran an der laufenden wie der kommenden Hungerkatastrophe 
ist ja sowieso „der Russe“, „wir“ sollten uns von Horrornach-
richten an dieser Front nicht beirren lassen.  
 

https://overton-magazin.de/krass-konkret/was-fuer-unsere-
werte-alles-sein-muss-zur-not-auch-ein-atomkrieg/ 
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Teil 2: Die Medien und der Krieg 
 

Deutsche Medien zum Ukraine-Krieg 
 
Staatswohl vor Aufklärung 
 
23.5.2023 
 
Seit Beginn des russischen Kriegs in der Ukraine arbeiten die 
deutschen Mainstream-Medien unermüdlich daran, die nötige 
moralische Unterstützung für die Regierungs-Linie zu erzeugen 
– mit Erfolg. Ohne es bislang mit großen und praktisch stören-
den Protesten zu tun zu bekommen, liefert Deutschland immer 
mehr und immer schwerere Waffen direkt in ein Kriegsgebiet 
und rüstet seine Bundeswehr mit viel Geld zur drittstärksten 
Armee der Welt auf.  
 
Kritische Nachfragen gelten allenfalls dem Zaudern des Kanz-
lers bei den „notwendigen“ Waffenlieferungen in die Ukraine 
und der Frage, ob die Hundert Milliarden für die „Zeiten-
wende“ nicht viel zu knapp gerechnet sind. Pazifismus und die 
früher üblichen Bedenken gegen Aufrüstung und eine offen 
militante Außenpolitik sind in der deutschen Öffentlichkeit 
mittlerweile völlig out.  
 
Auch die durchaus harten finanziellen Folgen, die massiv stei-
gende Preise als Folge der deutschen Sanktions- und Verschul-
dungspolitik für abhängig Beschäftigte hierzulande bedeuten, 
werden von der Bevölkerung geschluckt. Die Gewerkschaften 
handeln zurzeit eine Reallohnsenkung nach der anderen aus.  
 
Die Medien haben maßgeblich zu dieser Haltung der 
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deutschen Bevölkerung beigetragen. Werfen wir einen prüfen-
den Blick auf ihre Leistungen im letzten Jahr. 
 

Verwandlung von Gründen in Schuldfragen 
 
Der vielleicht wichtigste Schritt in der Herstellung eines natio-
nalen Konsenses war die Durchsetzung des Narrativs von der 
Alleinschuld Russlands. Nun ist das nicht ganz so einfach in ei-
nem Konflikt zwischen zwei oder sogar mehreren beteiligter 
Parteien; wenn Kinder im Sandkasten streiten, ist sofort jedem 
klar: „Zum Streiten gehören immer zwei!“ Die Medienprofis 
der deutschen Öffentlichkeit konnten sich für ihre Deutung al-
lerdings erstens auf die anti-kommunistischen beziehungs-
weise heute anti-russischen Reflexe23 zumindest der west-
deutschen Bevölkerung verlassen, die sie nur wach kitzeln 
mussten. Zweitens verwandelten sie die Frage nach den Grün-
den für den Krieg in der Ukraine in die nach den Schuldigen – 
auch das ist den meisten Zeitgenossen (leider) eine alltägliche 
Gewohnheit.  
Und darauf hatten sie dann auch eine klare Antwort parat: Es 
wurde derjenige für „verantwortlich“ erklärt, der den ersten 
Schuss in diesem Krieg abgegeben hatte. Und er sollte nun 
auch für alles verantwortlich sein – auch für das, was die west-
lichen Staaten ihm entgegensetzten. Um es konkret zu ma-
chen: Die heftig gestiegenen Energiepreise und die zweistellige 
Inflation sind dieser Logik nach nicht Resultat der Sanktionen, 
die die deutsche Regierung gegen Russland in Gang gesetzt hat 
und auch nicht einer Staatsverschuldung, mit der der laufende 
Krieg und die Aufrüstung der Bundeswehr zur drittgrößten 

                                                        
23 https://www.telepolis.de/features/Mit-verordneter-Amnesie-in-
die-neue-Weltkriegslage-7526086.html?seite=all 
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Armee der Welt ohne großes Federlesen finanziert werden. 
Verantwortlich dafür ist alleine Putin. 
 

Moralisierende Sprachregelungen 
 
Journalist*innen weisen gerne darauf hin, wie schwer es die 
russischen Kolleg*innen hätten, denen die Verwendung be-
stimmter Worte vorgeschrieben werde. So ist etwa die Be-
zeichnung „Krieg“ in Russland verboten und ihre Verwendung 
zieht strafrechtliche Konsequenzen nach sich. Umso bemer-
kenswerter ist angesichts dessen die freiwillige Uniformität 
der hiesigen Mainstream-Medien: Der russische Präsident Pu-
tin gilt als Aggressor. Er habe aus heiterem Himmel und ohne 
ersichtliche Gründe (mehr dazu später) einen „brutalen völker-
rechtswidrigen Krieg“ begonnen  – wobei der Vorwurf vom 
„brutalen völkerrechtswidrigen Krieg“ über Monate hinweg 
täglich wiederholt wurde, damit er sich auch wirklich in allen 
Köpfen festsetzte.  
 
Eine Erläuterung dessen, was ein völkerrechtswidriger Krieg 
ist, hielten die deutschen Medien mithin für überflüssig. Dass 
es sich dabei um Kriege ohne UN-Mandat handelt (nur neben-
bei gesagt: an Kriegen mit Mandat ist demnach gar nichts aus-
zusetzen!) und dass dementsprechend die westlichen Kriege 
der letzten dreißig Jahre in Jugoslawien, Afghanistan und dem 
Irak allesamt völkerrechtswidrig waren, fiel vornehm unter 
den Tisch. Gleiches gilt für  die Tatsache, dass „Brutalität“ ein 
allgemeines Kennzeichen des Kriegführens ist und die westli-
chen Kriege natürlich nicht minder „brutal“ waren (für den Af-
ghanistan- und den Irak-Krieg nennt das Bundeswehr-Journal 
bereits 2015 sage und schreibe  1,3 Millionen Tote).  
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In Moskau sitzt in der Darstellung fast aller deutschen Nach-
richten übrigens gar keine Regierung, sondern ein „Regime“; 
Vladimir Putin firmiert nicht als Präsident, sondern als „Macht-
haber“, im Bildzeitungs-Jargon: als „Kreml-Tyrann“, obwohl er 
gewählt wurde – auch wenn hiesige Journalisten an dieser 
Wahl eine Menge auszusetzen haben mögen. Umgekehrt gibt 
es Staaten, die nicht einmal ansatzweise Wahlen zulassen, 
ohne als Regime tituliert zu werden, Saudi-Arabien etwa oder 
Katar. In wiederum anderen Staaten gibt es demokratisch ge-
wählte Regierungen, die der Westen nicht will und gegen die 
er deshalb einen Putsch fördert und diplomatisch anerkennt 
(Beispiele aus jüngerer Zeit: Ägypten 2013, die Ukraine 2014 
und – nicht erfolgreich – in Venezuela 2018). 
  
Der Begriff Regime soll ausdrücken, dass die so bezeichneten 
Regierungen aus Sicht der jeweiligen Journalist*innen oder 
Publikationen nicht zur Herrschaft legitimiert sind. Eine Be-
gründung für diese Einschätzung wird dabei nicht immer mit-
geteilt. Zumindest mitgedacht ist allerdings die Aussage, dass 
die Regierenden in „Regimes“ nicht von ihrer Bevölkerung ge-
wollt sind, dass diese daher vermutlich mit Unterdrückung, Re-
pression, diktatorischen oder autoritären Maßnahmen herr-
schen. Sie seien also, trotz eventuell formell demokratischer 
Wahlen, nach Auffassung der hiesigen Medien letztlich unde-
mokratisch. In diesem Wording steckt eigentlich so etwas wie 
ein halber Aufruf zur Revolution, zum Umsturz – allerdings 
nicht, weil man so viel Mitleid mit der dort ausgebeuteten Ar-
beiterklasse oder den unterdrückten Massen hat, sondern weil 
diese Staaten der hiesigen Politik irgendwie in die Quere kom-
men.  
 
Dass der russische Präsident Putin sein Vorgehen als „militäri-
sche Spezialoperation“ bezeichnete, wurde von den deutschen 
Medien sofort als ideologischer und zynischer Versuch der 
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Vertuschung enttarnt. Dies steht im Gegensatz zu den eigenen 
Sprachregelungen von der „humanitären Intervention“ in Ju-
goslawien und dem Afghanistan-„Einsatz“, die ohne Zögern 
von deutschen Journalist*innen mitgetragen wurden (bis 2010 
der deutsche Verteidigungsminister Karl Theodor von Gutten-
berg (CSU) begann, von Krieg zu sprechen). Im Fall des russi-
schen Kriegs wusste jede*r Journalist*in sofort, dass eine sol-
che Wortschöpfung eine unfassbare Verharmlosung des Sach-
verhalts darstellt, ausgegeben, um das Volk zu beruhigen – was 
in der Tat die verharmlosende Seite am Ausdruck „militärische 
Spezialoperation“ ist – und um vor der Welt moralisch besser 
dazustehen.  

Dämonisierung des Gegners 
 
Die diplomatische Ansage, die der russische Präsident seinen 
westlichen Kontrahenten damit gemacht hat – nämlich die, 
dass Russland nur begrenzte Kriegsziele verfolgt – wollten die 
Medienprofis hierzulande allerdings nicht herauslesen. Statt-
dessen lancierten sie die Vorstellung, dass der „Massenmörder 
Putin“, wie ihn die Bildzeitung im März 2022 bezeichnete, sich 
gerade anschicke, ganz Europa zu erobern, wenn man ihn nicht 
stoppen könne. Putin wurde als der „Wahnsinnige im Kreml“ 
vorgestellt, der demnächst auch „über uns“ (dabei soll man na-
türlich an harmlose Bürger in ihren Vorgärtchen denken und 
nicht etwa an Staaten, die sich in ihrer geopolitischen Konkur-
renz an den Kragen gehen) herfallen werde und „jegliche 
menschliche Grenzen“ (Annalena Baerbock, BZ 9.3.2022) über-
schreite. So wurde Panik vor einem unberechenbaren Feind 
geschürt. Gleichzeitig sollte sich das Publikum nicht davon be-
irren lassen, dass Reportagen über den Dilettantismus der rus-
sischen Armee, die maroden Sowjet-Panzer Marke Uralt und 
fehlende Munition liefen. Die standen nämlich dafür, dass der 
Westen zweifellos siegen würde… 
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Das Russland-Bild der demokratischen freien Medien in 
Deutschland ist seit Kriegsbeginn also wieder sehr schlicht – 
um es vornehm auszudrücken. Wie der Journalist Johannes 
Schillo schreibt: Der alte Feind ist auch der neue (Telepolis, 
29.3.2022  Entsprechend kriegen „die Russen“ die erneuerte 
Feindschaft zu spüren. Im öffentlich-rechtlichen Fernsehen 
darf gesagt werden, dass sie im „kulturellen Sinn“ „keine Euro-
päer“ seien, „auch wenn sie europäisch aussehen“ (so die Po-
litologin Florence Gaub bei Markus Lanz im März 2022). Im 
Spiegel räsonnierte Juno Vai (Spiegel, 29.6.2022) über die Ge-
waltaffinität der Russen, die „in wohliger Trägheit Verantwor-
tung abgeben“ und so „zum Objekt, zur Verschiebemasse, zum 
Kanonenfutter“ würden – offenbar im Unterschied zu den 
zwangsrekrutierten ukrainischen Männern.  
 
Das sind rassistische Aussagen, weil sie politisch-gesellschaftli-
che Tatbestände naturalisieren beziehungsweise kulturalisie-
ren und damit als unveräußerliche Eigenschaften der Men-
schen ausgeben. „Die Russen“ werden so aus dem Kollektiv der 
Europäer*innen ausgegrenzt – fast möchte man ihnen wün-
schen, dass sie gar nicht dazugehören wollten. Zu guter Letzt 
wird an ihnen noch entdeckt, dass sie besonders zur Unterord-
nung neigten, angeblich im Unterschied zu anderen Völkern. 
Letzteres „entdeckt“ eine deutsche Journalistin natürlich nur, 
weil sie es eigentlich gut fände, wenn die russischen Unterta-
nen den Krieg ihres Staats nicht so brav mitmachen würden 
wie es die ukrainische, amerikanische oder deutsche Bevölke-
rung tut, sondern stattdessen ihren Chef zum Teufel jagten.  
 
Das von der Bundeszentrale für Politische Bildung herausgege-
bene Magazin „Fluter“, das sich mit der Ukraine beschäftigt, 
thematisiert unter der Überschrift „Was ist hier passiert?“ die 
„Verbrechen, die von den russischen Truppen begangen 
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werden“ (Heft 86, März 23). Nichts findet sich hingegen zu den 
selbstverständlich gleichzeitig stattfindenden ukrainischen 
Kriegsverbrechen, nichts über das, was die Asow-Brigade und 
ähnliche Truppen von 2014 an im Donbass angerichtet haben. 
Die Einseitigkeit der Berichterstattung verstoßt gegen die Kri-
terien der Politikdidaktik, die sich die Bundeszentrale im Beu-
telsbacher Konsens selbst gegeben hat: genauer gesagt, gegen 
das „Überwältigungsverbot“ und das Gebot kontroverser Dar-
stellung komplexer Themen. Was in der Politik kontrovers ver-
handelt wird, muss demnach auch in der politischen Bildung 
kontrovers dargestellt werden. So verhetzt man die Jugendli-
chen gegen Russland und die Russe*innen… 

Dekontextualisierte Informationen 
 
Natürlich weiß man in den deutschen Redaktionen trotzdem, 
dass die Behauptung einer alleinigen Verantwortlichkeit Putins 
für den Konflikt nicht stimmt. Schließlich hatte man ja selbst 
die Nachrichten der letzten Jahre und Jahrzehnte geliefert. 
Aber jetzt, in der Berichterstattung über den laufenden Krieg, 
war man nicht bereit, den Zusammenhang herzustellen zwi-
schen all den Fakten, die in den eigenen Archiven schlummern: 
Das Versprechen an Gorbatschow zu Beginn der 90er Jahre, die 
Nato „not an inch“ nach Osten auszudehnen und die folgende 
Nato-Osterweiterung um 14 Länder und 1000 km ; der von den 
USA finanzierte Euro-Maidan-Protest zum Putsch gegen die ge-
wählte ukrainische Regierung (2013) und den Reaktionen da-
rauf mit Gründung der Volksrepubliken und dem Referendum 
auf der Krim, weil Russland um die Sicherheit seiner Schwarz-
meer-Flotte fürchtete (2014); der Kampf der Ukraine gegen die 
separatistischen Republiken mit 14.000 Toten; die stetige Auf-
rüstung des Landes durch die westlichen Staaten – welche An-
gela Merkel als den eigentlichen Zweck von „Minsk II“ einge-
standen hat; die Ankündigung Wlodomir Selenskyjs, dass sein 
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Land in die Nato eintreten und eventuell wieder über Atomra-
keten verfügen wolle; die Zurückweisung aller russischen Be-
schwerden und Sicherheitsbedenken durch die Mitglieder der 
Nato usw. usf.  
 
Gleichgültig, wie man die einzelnen Punkte bewertet, wird je-
denfalls klar, dass einige essentielle Dinge zwischen Russland 
und der Nato umstritten sind, und das seit Jahrzehnten. Eine 
solche Zusammenfassung des Stands der Auseinandersetzung 
hatte in der medialen Darstellung des Ukraine-Kriegs aber vom 
ersten Tag an keinen Platz. Und zwar nicht, weil in der Aufre-
gung keine Zeit mehr war, nun auch noch eine komplizierte 
Vorgeschichte miteinzubeziehen. Wäre das so gewesen, hätte 
man ja geradezu dankbar sein müssen, für diejenigen (weni-
gen) Stimmen, die diese Vorgeschichte ergänzen wollten. Tat-
sächlich war das Gegenteil der Fall: Alle, die es gewagt haben, 
in dieser Zeit an die oben genannten Fakten auch nur zu erin-
nern, sahen sich harten Angriffen ausgesetzt, von denen „Pu-
tin-Versteher“ noch eine der harmlosen Varianten war. 
 
Der Hinweis auf die existierenden Konflikte und die Vorge-
schichte inklusive der russischen Beschwerden gegenüber der 
Nato wurde als Relativierung der feststehenden und ständig 
laut verkündeten Alleinschuld Putins aufgefasst. So etwas 
durfte im Land der Meinungs- und Pressefreiheit nicht sein, 
wer gegen das »Nato-Narrativ« verstieß, bekam das zu spü-
ren.24 Diejenigen, die diese Linie nicht widerspruchslos mitma-
chen, wurden nach allen Regeln der demokratischen Kunst öf-
fentlich bedrängt, vom Verfassungsschutz und den neu ge-
schaffenen Stellen für „Desinformation“ beobachtet, finanziell 
und in ihren Wirkmöglichkeiten geschädigt – und zwar ganz 

                                                        
24 https://www.nachdenkseiten.de/?p=91673 
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ohne gerichtliche Entscheidungen und ohne  nennenswerte 
Protesten in der „lebendigen Zivilgesellschaft“.  

Selektive Berichterstattung 
 
Hinzu trat eine ausgesprochen selektive Berichterstattung. Für 
deutsche Redaktionen sind nämlich keineswegs alle brutalen 
Kriege auf dem Erdball gleich wichtig. Auch wenn gerne mit ei-
nem humanistischen Entsetzen über die „zivilen Opfer“ ge-
sprochen wird – ein Entsetzen, das sich allerdings niemals auf 
junge Männer in Uniform bezieht – ist festzuhalten: Es gibt glo-
bal noch weitere Kriege von großer Brutalität und mit horren-
den Opfern unter der Zivilbevölkerung, die auf ein relativ ge-
ringes Medien-Interesse stoßen, darunter etwa der seit 2015 
laufende Jemen-Krieg, bei dem bislang nach offiziellen Zahlen 
500.000 Menschen getötet wurden und den das UN-Flücht-
lingshilfswerk als „die größte humanitäre Katastrophe welt-
weit“ bezeichnet. Im Unterschied zum Ukraine-Krieg scheint 
sich über diese Opfer in Deutschland weniger „Fassungslosig-
keit“ einzustellen – vielleicht, weil dieser Krieg von Saudi-Ara-
bien mit deutschen Waffen geführt wird und sich gegen irani-
schen Einfluss in der Region richtet?  

Und auch Kriegsverbrechen gibt es natürlich vor allem da, wo 
man sie sehen will. Im Ukraine-Krieg finden sie deshalb auf rus-
sischer Seite stat. Im Fall von Butscha wurde ein solches Ver-
brechen zufällig genau zu dem Zeitpunkt festgestellt, als sich 
die ukrainische Seite bereit zeigte für Friedensverhandlungen 
mit Russland, was zu diesem Zeitpunkt im Westen, insbeson-
dere in Großbritannien, nicht erwünscht war. Während russi-
sche Medien – so sie noch zu uns durchdringen; die deutsche 
Ausgabe von Russia Today etwa wurde de facto verboten – 
ebenso wie Human Rights Watch oder Amnesty International 
Meldungen über die ukrainische Kriegsführung bringen, die 
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ebenfalls auf Kriegsverbrechen hinweisen, hat die deutsche 
Presse in dieser Frage nichts zu melden.  

Dabei gehören Brutalität und Grausamkeiten zum Kriegführen 
naturgemäß auf allen Seiten notwendig dazu und die ukraini-
schen Nazi-Bataillone haben ihre Absicht, das „russische Böse“ 
in ihrem Land auszulöschen, längst offen ausgesprochen. Aber 
Nazis in der Ukraine (jedenfalls in nennenswerter Zahl oder mit 
Einfluss in Regierung oder Armee) wollten die deutschen Me-
dien sowieso nicht mehr bemerken, seit der Krieg läuft . Im Un-
terschied zur innenpolitischen Situation im „autoritären Russ-
land“ interessierte  die Lage in Hinblick auf die Nazis in der Uk-
raine die Medien ebensowenig wie der repressive Umgang mit 
der Opposition. Weder wurde – im Unterschied zum Fall Assad 
in Syrien – gegen die Volksrepubliken der Vorwurf erhoben, 
dass ein Präsident „das eigene Volk bombardiert“ (so gesche-
hen in Donezk und Lugansk). Noch informierten deutsche 
Nachrichten darüber, dass die Bezeichnung der militärischen 
Aktionen Kiews gegenüber den Volksrepubliken als „inneruk-
rainischer Konflikt“ oder „Bürgerkrieg“ zum Straftatbestand 
erhoben wurde und die Ukraine unliebsame Oppositionelle 
per Interpol in ganz Europa verfolgen lässt, etwa  den Vide-
oblogger Anatolij Scharij in Spanien (R. Lauterbach Junge Welt, 
21.5.2022).  
 
Präsident Selenskyj, der „Diener des Volks“, dessen Wahl der 
Oligarch Kolomoiskyj organisiert hat – was der Süddeutschen 
Zeitung 2019 noch ein paar kritische Bemerkungen wert war – 
gilt den deutschen Medien seit Kriegsbeginn als strahlender 
Held im Military Look und selbstverständlich lupenreiner De-
mokrat. Berichte darüber, dass Selenskyj Mitte Mai 2022 elf 
Oppositionsparteien und ihre Zeitungen verboten hat (die 
Kommunistische Partei der Ukraine hatte dieses Schicksal be-
reits 2015 ereilt) und die Bevölkerung per Einheitssender 
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gegen alles Russische aufhetzen lässt, suchte man in den 
Mainstream-Medien vergebens. Ebenso fehlen Informationen 
darüber, dass auch nur die theoretische Erörterung eines Waf-
fenstillstands als „Infragestellung der territorialen Integrität 
der Ukraine“ gilt, auf die nach dem bei Kriegsbeginn neuge-
fassten Artikel 110 des Strafgesetzbuchs drei Jahre Haft und 
Konfiskation des Vermögens als Mindeststrafe stehen – inso-
fern kein Wunder, dass keine politische Partei oder Gruppie-
rung offen für einen Waffenstillstand eintritt. (R. Lauterbach 
Junge Welt 15.5.2023). 

Bemerkenswert ist auch, dass Vorfälle wie die Sprengung der 
Nordstream-Pipelines, die ansonsten als staatsterroristische 
Akte große Aufmerksamkeit auf sich ziehen würden, ziemlich 
unter den Teppich gekehrt wurden. Nach einigen Tagen mit 
abstrusen Meldungen wie der, dass Russland seine eigenen 
Pipelines in die Luft gesprengt habe, gaben sich die deutschen 
Journalist*innen weitgehend damit zufrieden, dass die Ermitt-
lungen laufen und das „Staatswohl eine weitere Auskunft un-
möglich macht“ (Staatssekretärin Baumann und Staatssekretär 
Graichen auf eine Kleine Anfrage der Linkspartei, Oktober 
2022). Der Hinweis auf einen (staats-)terroristischen Akt recht-
fertigt normalerweise öffentliche Empörung und praktische 
Vergeltungsmaßnahmen. Das ist in diesem Fall, wo höchst-
wahrscheinlich deutsche Verbündete am Werk waren, offen-
bar nicht so. Und dass Staatswohl vor Aufklärung geht, wurde 
von der freien Presse in Deutschland ohne weitere Beschwer-
den akzeptiert.  
 
Die Standpunkte auswärtiger Regierungen und Konfliktpar-
teien zu dokumentieren, etwa Putins Reden zum Ukraine-
Krieg, aber auch die der indischen oder der südafrikanischen 
Regierung zu ihrer Ablehnung der Wirtschaftssanktionen ge-
gen Russland – hält die deutsche Presse weitgehend für 
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überflüssig. Dabei wäre die Zeichnung eines vollständigen Bil-
des von einer um Aufklärung und sachliche Beurteilung be-
mühten Presse unbedingt zu erwarten – zumal angesichts der 
Bedeutung dieses spezifischen Kriegs. Aber offenbar ist eine 
Berichterstattung, welche auch die gegnerische Partei mit ih-
ren Überlegungen und Beschwerden zu Wort kommen lässt 
und den Leser*innen und Zuschauer*innen damit eine umfas-
sende, kontroverse und globale Urteilsbildung erlaubt, nicht 
gewollt.   

Emotionalisierung der Informationen 
 
Dafür hat die Kriegsberichterstattung mit dem Ukraine-Krieg 
im deutschen Journalismus ein Maß an Emotionalisierung her-
vorgebracht, das den Opfern westlicher Kriege in den letzten 
dreißig Jahren nicht zuteil wurde. Seit dem ersten Tag bemü-
hen sich die Medien Abend für Abend, dem Publikum die Bru-
talität dieses Krieges anhand drastischer Bilder und menschli-
cher Schicksale eindringlich nahezubringen: Bombardierte 
Häuser in ukrainischen Städten, Menschen, die in U-Bahn-
Schächten Schutz suchen, Interviews mit Ukrainer*innen, die 
russische Angriffe verfluchen und nach westlichen Waffen ver-
langen. „Angesichts dieser Bilder“ – so soll man sich denken 
und so wird es ab und an auch explizit ausgesprochen – ist je-
des weitere Räsonieren über die Ursachen des Krieges und die 
Interessen der Konfliktparteien überflüssig. Hier geht es nur 
noch um eines: Hilfe für diese armen Menschen – und die be-
steht fraglos in immer mehr Waffen. Genau das sagen die be-
troffenen Ukrainer*innen, ob Soldaten oder Zivilist*innen, ja 
selbst in die Kameras.  
  
Dass nur hundert Kilometer südöstlich ebenso Häuser bombar-
diert, Menschen getötet und ins Elend gestürzt werden, dieses 
Mal eben von der ukrainischen Armee, zählt nicht für eine 
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Berichterstattung, die sich selbst als ausgewogen bezeichnet. 
Ebensowenig kommt vor, dass mit Sicherheit auch eine Menge 
Menschen in der Ukraine die Lage anders sehen. 
  
»Unsere« Frontreporter konnten in diesem Krieg übrigens zum 
ersten Mal seit Weltkrieg Nr. 2 ihren Gefühlen freien Lauf las-
sen, ohne auf irgendeine friedensbewegte Political Cor-
rectness Rücksicht zu nehmen: Die militärischen Leistungen 
der ukrainische Soldaten wurden überschwänglich gelobt und 
die »unseres« 1A-deutschen Kriegsmaterials mit viel Stolz als 
buchstäblich umwerfend präsentiert.  

Fazit 
 
Resümierend lässt sich feststellen: Würde man die Leistung 
der deutschen Medien im Ukraine-Krieg an Zielen wie Informa-
tionsweitergabe und nüchterne Aufklärung messen, wäre die 
Bilanz düster. Das erlaubt den Rückschluss, dass Journalist*in-
nen in Deutschland ihre Aufgabe mehrheitlich darin sehen, 
eine Parteinahme für die Nato-Linie und die unbedingte Verur-
teilung Russlands zu erzeugen. Das wiederum sollte man als 
Lehrstück über die Funktion der Medien in der Demokratie auf-
fassen. Mit ihrer parteilichen und moralisierenden Berichter-
stattung tun Journalist*innen alles dafür, eine loyale Heimat-
front herzustellen. Faktizität, Rationalität, Kontroversität und 
Logik werden von den Medienschaffenden in Kriegszeiten ge-
opfert für die „gute Sache“. Mögen sie in Friedenszeiten die 
Regierung kritisch am Maßstab von Erfolg und Anstand bei der 
Ausübung ihrer Ämter beobachten, sind sie im Krieg ganz um 
die ideologische Unterstützung „ihrer“ Nation bemüht. Und 
genau darin sind sie die „Vierte Gewalt“. Die Frage im An-
schluss müsste nun übrigens heißen: Warum wird ihnen das 
eigentlich alles geglaubt…? 
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https://www.nd-aktuell.de/artikel/1173377.vierte-gewalt-uk-
raine-krieg-und-medien-staatswohl-vor-aufklaerung.html 
 
  



 93   

Der Kornkrieg 
Welthunger als Waffe 
 
13.7.2022 
 
Die »Tagesschau« meldet: »Bundesaußenministerin Annalena 
Baerbock hat Russland vorgeworfen, den Hunger in der Welt 
›ganz bewusst als Kriegswaffe‹ einzusetzen. Russland ›nimmt 
die ganze Welt als Geisel‹, sagte Baerbock zu Beginn einer in-
ternationalen Ernährungskonferenz in Berlin. Baerbock kriti-
sierte, Russland versuche die Schuld an den explodierenden 
Nahrungsmittelpreisen ›anderen in die Schuhe zu schieben‹, 
doch das seien ›Fake News‹. Die Regierung in Moskau trage al-
lein die Verantwortung dafür. Russland blockiere Häfen und 
beschieße Getreidespeicher; es gebe auch keine Sanktionen 
gegen russische Getreideexporte. Ähnlich äußerte sich US-Au-
ßenminister Antony Blinken (…). Russland lasse ›zielgerichtet 
Lebensmittelpreise explodieren (…), um ganze Länder zu de-
stabilisieren‹. Es gebe keinen anderen Grund für die steigen-
den Lebensmittelpreise weltweit als Russlands Blockade der 
ukrainischen Schwarzmeerhäfen sowie Beschränkungen eige-
ner Ausfuhren durch Moskau, so Blinken weiter. Russland 
handle aus ›politischen Gründen‹.«¹ Vom gerade beendeten 
Außenministergipfel der G20 in Bali berichtet ebenfalls die 
»Tagesschau«: »Laut Aussage westlicher Offizieller hatte US-
Außenminister Antony Blinken dem Russen zugerufen: ›Die 
Ukraine ist nicht euer Land. Ihr Getreide ist nicht euer Ge-
treide.‹«² 
Stimmen diese Vorwürfe? Was sind Fakten, was sind Fake 
News? Was sind die Interessen der am Ukraine-Krieg beteilig-
ten Parteien? Und – eine Frage, die in der besorgten Debatte 
gar nicht vorkommt – warum gibt es überhaupt soviel Hunger 
auf dieser Welt? 
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»Giftiger Cocktail« 
 
Fangen wir mit dem Gegenstand der Vorwürfe an. Antony Blin-
ken und Annalena Baerbock sorgen sich also öffentlich um die 
Hungernden. Man könnte denken, dass sie als wichtige Regie-
rungsmitglieder der mächtigsten Wirtschaftsnationen auf der 
Welt reichlich Gelegenheit gehabt hätten, auf dieses Thema zu 
kommen und gegebenenfalls etwas zu unternehmen. Denn 
Menschen, die verhungern und unter den Folgen von Unterer-
nährung leiden, gibt es natürlich nicht erst seit Beginn des Uk-
raine-Kriegs. 
Ein kurzer Klick hätte genügt: »Laut dem Welternährungspro-
gramm der Vereinten Nationen leiden rund 821 Millionen 
Menschen weltweit an Hunger (Stand 2017), also etwa jeder 
neunte (11 Prozent). Nach Angaben der FAO (Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen; R. D.) ist 
die Zahl der Hungernden zwar von 1990 bis 2015 um 216 Mil-
lionen zurückgegangen, in den folgenden Jahren aber wieder 
signifikant gestiegen. An den Folgen von Hunger und Unterer-
nährung sterben mehr Menschen als an HIV/AIDS, Malaria und 
Tuberkulose zusammen. Jedes Jahr sterben laut dem ehemali-
gen UNO-Sonderberichterstatter für das Recht auf Nahrung 
Jean Ziegler etwa 30 bis 40 Millionen Menschen an Hunger 
bzw. den unmittelbaren Folgen (Stand 2007). Häufig sind Kin-
der unter fünf Jahren betroffen. Jedes siebte ist weltweit un-
tergewichtig (Stand 2014) und jedes vierte ist chronisch unter-
ernährt (Stand 2012). Unterernährung trägt jährlich und welt-
weit zum Tod von 3,1 Millionen Kindern unter fünf Jahren bei, 
was mehr als 45 Prozent aller Sterbefälle von Kindern unter 
fünf Jahren entspricht (Stand 2013). 98 Prozent der Hungern-
den leben in Entwicklungsländern (779,9 Millionen).«³ Für 
2020 gibt die FAO die Zahl der Hungernden mit 768 Millionen 
an.4 
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Hunger und Unterernährung sind ein Dauerphänomen in der 
schönen »regelbasierten Weltordnung«, die Blinken und 
Baerbock so vehement gegen die Bedrohungen aus Russland 
und China verteidigen. Die Geschichte der Hungerkatastro-
phen in Südasien und Afrika will bekanntlich, allen »Milleni-
umszielen« zum Trotz, einfach nicht abreißen – ebensowenig 
wie die der Hilfe von »Brot für die Welt«, »Misereor« und allen 
anderen, für die der Bundespräsident am jährlichen »Welthun-
gertag« (16. Oktober) zu Spenden aufruft. 
Oxfam, eine der großen Not- und Entwicklungshilfeorganisati-
onen, teilt dazu mit: »Geschichte droht sich zu wiederholen: 
Beim letzten G7-Gipfel in Elmau hatten sich die Staats- und Re-
gierungschefs verpflichtet, die Zahl der Hungernden um 500 
Millionen Menschen zu verringern. Doch passiert ist nichts. 
Statt dessen gibt es sieben Jahre später 335 Millionen mehr 
Hungernde auf der Welt, verbunden mit unermesslichem Leid. 
Wir brauchen jetzt dringend neue Ansätze, um die zugrunde 
liegenden Ursachen von Hunger wie wirtschaftliche Ungleich-
heit und die Klimakrise zu bekämpfen.«5 
David Beasley, der Direktor des Welternährungsprogramms 
(WFP), wird mit den Worten zitiert: »Die aktuelle Hungerkrise 
ist ein ›giftiger Cocktail‹ aus Konflikten, Klimawandel, Katastro-
phen, struktureller Armut und Ungleichheit. Covid-19 hat alles 
noch schlimmer gemacht.« Laut Welternährungsprogramm 
wird eine globale Hungersnot dann ausgerufen, wenn Unter-
ernährung weitverbreitet ist und Menschen an Hunger ster-
ben, weil sie keinen Zugang zu ausreichender Nahrung haben. 
Menschen in 43 Ländern seien derzeit »am Rande einer Hun-
gersnot und des Hungertods«, darunter Afghanistan, die Zent-
ralafrikanische Republik, die Demokratische Republik Kongo, 
Äthiopien, Haiti, Honduras, Südsudan, Sudan, Uganda, Vene-
zuela, Jemen und Simbabwe. Um möglichst viele Leben zu ret-
ten, habe die Organisation einen Nahrungsmittelnothilfeplan 
aufgelegt.6 So der Chef des WFP im Jahr 2021(!), als er Elon 
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Musk und Jeff Bezos aufforderte, je zwei Prozent ihres Vermö-
gens für die Hungerhilfe zu spenden. 
Offensichtlich geht es also um etwas anderes, wenn sich der 
US-Außenminister und die deutsche Außenministerin plötzlich 
dieses Themas annehmen. 

In Moskaus »Geiselhaft«? 
 
Betrachten wir zunächst die Vorwürfe gegen Russland. Russ-
land ist inzwischen mit einem Anteil von 19 Prozent der größte 
Weizenexporteur auf dem Weltmarkt. Das Land hat Ende März 
seine Exporte mit Hinweis auf die westlichen Sanktionen ein-
gestellt. Baerbock hat das als »Fake News« bezeichnet. Und 
tatsächlich sind die Getreidelieferungen selbst von den Sankti-
onen der EU nicht betroffen. Allerdings fallen die Versicherun-
gen für solche Transporte, das Einlaufen und Warten russi-
scher Schiffe in ausländischen Häfen sowie die finanzielle Ab-
wicklung unter die Sanktionen. Im Klartext heißt das: Russland 
dürfte liefern, kann aber nicht mit Sicherheit Geld dafür erwar-
ten und müsste zudem befürchten, dass seine Schiffe be-
schlagnahmt werden. 
 
Wenn Russland darauf reagiert und seine Exporte zunächst 
einmal eingestellt hat, wird ihm das Ausbleiben seiner Liefe-
rungen – eine Folge der westlichen Sanktionen – als »gezielte 
Destabilisierung« vorgeworfen. Interessant daran ist, wie man 
sich in den maßgeblichen westlichen Staaten Russlands Teil-
nahme am Weltmarkt vorstellt: Geld »für seinen Krieg« soll es 
natürlich nicht verdienen; andererseits soll es seinen Weizen 
zuverlässig liefern, damit das Maß an Stabilität, das der Wes-
ten für die Länder der sogenannten Dritten Welt vorsieht, ge-
währleistet bleibt und es nicht zu Aufständen oder neuen 
Fluchtwellen kommt. 
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Russland hat in dieser Frage Angebote gemacht: »›Die Russi-
sche Föderation ist bereit, zig Millionen Tonnen ihres Getrei-
des über den Hafen von Noworossisk zu exportieren, aber dazu 
müssen die restriktiven Maßnahmen des Westens aufgehoben 
werden.‹ Das teilte Alexej Polischtschuk, Direktor der zweiten 
Abteilung der GUS-Staaten des Außenministeriums der Russi-
schen Föderation, mit. ›Wir sprechen über ein Verbot der Ein-
fahrt ausländischer Schiffe in russische Häfen, die Einfahrt und 
Wartung russischer Schiffe in ausländischen Häfen, eine Rück-
kehr zur Schifffahrtsversicherung, kostenlose Banküberwei-
sungen‹, teilte der russische Diplomat die Details mit.«7 Diese 
Vorschläge sind auf EU-Seite bisher allerdings ins Leere gelau-
fen. 
 
Nebenbei: Der derzeitige Vorsitzende der Afrikanischen Union, 
Senegals Präsident Macky Sall, hat sich sehr zum Unmut west-
licher Politiker und Journalisten auf »Russlands Seite gestellt«: 
»AU-Präsident Macky Sall forderte jüngst die Aufhebung der 
internationalen Sanktionen gegen das Putin-Regime und rief 
die Regierung in Kiew zur Räumung der Minen auf, die von der 
Ukraine zum Schutz vor einem russischen Angriff im Schwarzen 
Meer verlegt worden waren. Sanktionen und Minen verhinder-
ten den Export von Millionen Tonnen Getreide aus Russland 
und der Ukraine, sagte Sall: Sie würden aber zur Verhinderung 
von Hungersnöten und astronomisch steigender Getreide-
preise in Afrika dringend gebraucht.«8 

Die Exporte der Ukraine 
 
Die Ukraine ist der siebtgrößte Exporteur von Weizen, also 
nicht ganz unwichtig. Sie hat 2021 16 Millionen Tonnen Wei-
zen ausgeführt und dabei insbesondere Ägypten, Indonesien 
und Bangladesch beliefert. Allerdings gehen die Angaben über 



 98   

die Mengen, um die es zur Zeit noch geht (mehr als die Hälfte 
ihres Exportweizens hat die Ukraine bereits vor Kriegsbeginn 
ausgeführt), stark auseinander. So schreibt etwa das Handels-
blatt: »Die Dimensionen sind gewaltig: In der Ukraine lagern 
derzeit rund 40 Millionen Tonnen Getreide, während in vielen 
Ländern der Welt Hungersnöte befürchtet werden. Gleichzei-
tig bereiten sich die ukrainischen Landwirte auf die Ernte 
vor.«9 
 
Dazu eine Anmerkung: »Getreide« umfasst neben Weizen, der 
als sogenanntes Brotgetreide besondere Bedeutung für die un-
mittelbare Nahrungsmittelversorgung hat, auch noch andere 
Samen von Süßgräsern (Dinkel, Roggen, Gerste, Hafer etc.) so-
wie Reis und Mais. Während hier suggeriert wird, dass rund 40 
Millionen Tonnen Getreide für die Ausfuhr bereitstünden – 
also auch nichts mehr für die Selbstversorgung der Ukraine be-
nötigt werde –, spricht selbst der ukrainische Landwirtschafts-
minister Mykola Solsky von höchstens 20 Millionen Tonnen: 
»Vor dem Krieg hat die Ukraine etwa fünf Millionen Tonnen 
Getreide pro Monat exportiert. Jetzt ist das Gebiet der Seehä-
fen blockiert. Wir haben noch mindestens 20 Millionen Tonnen 
Altgetreide (also nicht nur Weizen! R. D.), das in diesem Früh-
jahr nicht exportiert werden konnte.«10 Das stellt für die wei-
tere Produktion in der Ukraine auch deshalb ein Problem dar, 
weil die Silos nicht geräumt werden und damit für die neue 
Ernte nicht zur Verfügung stehen. 
 
Halten wir fest: Die Ukraine hat in den letzten Jahren einen Teil 
des Weltweizenmarkts bestückt (2021: 8,5 Prozent). Allerdings 
werden die ukrainischen Lieferungen in ihrer Bedeutung für 
die Welternährung momentan stark übertrieben. Stellt man 
die Überlegungen oben in Rechnung, geht es um etwa zehn 
Millionen Tonnen Weizen (oder etwas mehr). Daran soll sich 
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die Frage der aktuellen Hungerkatastrophe entscheiden? Das 
darf bezweifelt werden. 
 
So umstritten wie die Menge, um die es gehen soll, sind die 
Gründe für den Exportausfall. Die Ukraine macht die Seeblo-
ckade russischer Schiffe verantwortlich, Russland nennt als Ur-
sache umgekehrt die Verminung des Hafens von Odessa (es 
sollen auch eine ganze Menge ukrainischer Minen im Schwar-
zen Meer umherschwimmen, die den Schiffsverkehr gefähr-
den). Beides trifft zu, denn beide Parteien operieren im 
Schwarzen Meer vor dem Hintergrund ihrer strategischen In-
teressen: Russland blockiert mit seiner Flotte Häfen, um den 
militärischen Nachschub der Ukraine über den Seeweg zu ver-
hindern; umgekehrt hat die Ukraine den Hafen von Odessa 
vermint, damit Russland nicht vom Schwarzen Meer aus an-
greifen kann. 
 
Neben den militärstrategischen sind auch finanzielle Interes-
sen im Spiel. Russland will verhindern, dass sich die Ukraine 
durch den Verkauf des Getreides Geld beschafft, um damit 
Waffen zu kaufen. Umgekehrt haben die Ukraine und der Wes-
ten, der den ukrainischen Haushalt und die Waffenkäufe mo-
mentan finanziert, durchaus ein Interesse daran, dass diese 
Einnahmen erzielt werden – die Ukraine, weil sie dringend auf 
Devisen angewiesen ist, die westlichen Regierungen, um die 
Kosten ihrer Unterstützung für das Land zu senken. 
 
Die Ukraine und ihre westlichen Unterstützer wollen erstens, 
dass die Ukraine mit ihren Getreidelieferungen Geld verdient, 
zweitens wollen sie die militärische Blockade im Schwarzen 
Meer beenden, um auf diesem Weg mehr Nachschub an 
»schweren Waffen« zu bekommen. Dass sie Putin in diesem 
Fall als Verantwortlichen einer drohenden Hungerkatastrophe 
anklagen, soll der propagandistische Hebel dafür sein, 
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Russland zur Aufhebung der Blockade im Schwarzen Meer zu 
bewegen. 
 
Auch in der Blockadefrage gab es diplomatische Angebote der 
Russen zur sicheren Schwarzmeerdurchfahrt für ukrainische 
Getreidefrachter, die übrigens vom NATO-Mitglied Türkei mit-
verhandelt wurden. Zuletzt wiederholte der russische Außen-
minister Sergej Lawrow diesbezügliche Angebote auf dem 
G20-Gipfel in Bali.¹¹ Auch daran, dass daraus bisher nichts ge-
worden ist, wird deutlich, dass es um den Weizen und seine 
Weiterleitung an die angeblich in »Geiselhaft« genommene 
Welt offenbar weniger geht. 

Erfolgreich spekuliert 
 
Die Probleme der afrikanischen Staaten und der internationa-
len Hungerhilfe bestanden in den letzten Wochen und Mona-
ten allerdings weniger darin, dass wirklich Weizen gefehlt 
hätte. Sie bestanden vielmehr darin, dass »sich« der Preis in 
nicht gekannte Höhen geschraubt hat. Der Weizenpreis wird 
an internationalen Warenterminbörsen gebildet, die zwei 
wichtigsten davon in Chicago und in Paris. Anfang Februar die-
ses Jahres lag der Weizenpreis in Paris bei etwa 265 Euro pro 
Tonne; am 24. Februar – also mit Kriegsbeginn – stieg er auf 
422 Euro.¹² 
 
Das ist eine Wirkung davon, dass Lebensmittel in unserer »re-
gelbasierten Weltordnung« Geschäftsmittel sind – und damit 
auch Anlageobjekte des Finanzkapitals. Die Konsequenzen in 
diesem Fall: Ohne dass nur eine Tonne Weizen weniger expor-
tiert worden war; ganz ohne Sanktionen gegen Russland (die 
kamen später) und ganz ohne den Beschluss Russlands, darauf 
seinerseits mit einem zumindest zeitweiligen Exportstopp zu 
antworten; ganz ohne Blockade des Schwarzen Meers von 
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welcher Seite auch immer – der Preis für Weizen ist als Ergeb-
nis einer Spekulation auf steigende Preise nach dem Beginn 
des Krieges in der Ukraine innerhalb von Tagen enorm ange-
stiegen. 
 
Die Fachleute für die Vermehrung von Geld an den Warenter-
minbörsen haben den Kriegsbeginn ebenso wie einige ganz an-
dere Parameter¹³ zum Anlass genommen, den Preis des Wei-
zens spekulativ in die Höhe zu treiben und so innerhalb kürzes-
ter Zeit annähernd zu verdoppeln. Dabei nahmen sie, als ge-
wiefte Kenner dessen, wie »es« eben so läuft im Kapitalismus, 
schon im Februar vorweg, was erst der Kriegsverlauf, die poli-
tischen Maßnahmen der am Krieg direkt oder mittelbar Betei-
ligten und die verschiedenen Kapitalfraktionen zustande 
brachten; sie versuchen, mit Wetten auf die Preisentwicklung 
ein Extrageschäft zu machen – mit dem Effekt, dass der Preis 
tatsächlich in die Höhe schießt. 
 
Das also hat den Ankauf von Weizen für viele Länder, die da-
rauf angewiesen sind, unerschwinglich gemacht; und das hat 
zur Konsequenz, dass die Hilfsorganisationen der Vereinten 
Nationen inzwischen in einigen afrikanischen Ländern die Ra-
tionen halbiert haben.14 Von diesen Gründen findet sich kein 
Wort bei Baerbock und Blinken, Politikern also, die diese Ge-
schäftsordnung und ihre Werte entschieden gegen alle An-
griffe verteidigen. Und auch keines in der deutschen Qualitäts-
presse, die lieber mit neuen herzzerreißenden Berichten über 
hungernde Kinder und ihre verzweifelten Mütter aufwartet – 
und dabei stets mit dem moralisch ausgestreckten Zeigefinger 
auf Russland deutet. Dabei kann sie sich darauf verlassen, dass 
sie ihre Behauptungen gar nicht weiter beweisen muss – es ist 
ja allseits bekannt, wer für alle gegenwärtigen Übel verant-
wortlich ist. 
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Inzwischen sind die Getreidepreise übrigens wieder deutlich 
gesunken. »Die Weizenpreise stürzten am Freitag (1.7.2022) 
auf ein Niveau, das nicht mehr gesehen wurde, seit die russi-
sche Invasion in der Ukraine begann und die Getreidepreise in 
eine neue Dimension gestiegen waren. Der Markt hatte da-
mals gewissermaßen den Verlust der alten und neuen ukraini-
schen Ernte und deren Export von den blockierten Schwarz-
meerhäfen eingepreist.« Jetzt hat »der Markt« also die Konse-
quenzen seines eigenen Handelns »gewissermaßen« wieder 
ausgepreist (jedenfalls zu einem guten Teil) – nachdem der 
russische Außenminister Lawrow und UN-Generalsekretär 
António Guterres eine Vereinbarung über die Lieferung von 
russischem Weizen und Düngemitteln getroffen haben.15 Dür-
fen die Hungernden also wieder hoffen? Fragt sich nur worauf 
– auf Vernunft in der Weltwirtschaft sicher nicht. 

Haltlose Vorwürfe 
 
Halten wir fest: Die zitierten Vorwürfe westlicher Politiker an 
Russland sind sachlich unwahr. Bezüglich der russischen Ex-
porte unterschlagen sie die Wirkung der westlichen Sanktio-
nen, während sie in Bezug auf die ukrainischen die in Frage ste-
henden Weizenmengen und ihre Bedeutung nach oben aufbla-
sen. Für die Blockade im Schwarzen Meer weisen sie die Ver-
antwortung einseitig einer Kriegspartei zu. Die Bedeutung der 
Finanzspekulation an ihren (!) Börsen lassen sie schlicht ganz 
weg. 
 
Und eine weitere, naheliegende Frage kommt in der gesamten 
öffentlichen Debatte gar nicht vor: die Frage danach, warum in 
dieser Welt eigentlich so viele Menschen an Hunger und Man-
gelernährung leiden. 
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Anmerkungen: 
1 https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/lebensmittel-
baerbock-101.html 
2 https://www.tagesschau.de/ausland/asien/g20-bali-lawrow-
103.html 
3 https://de.wikipedia.org/wiki/Welthunger 
4 https://www.fao.org/3/cb4474en/online/cb4474en.html#chap-
ter-2_1 
5 https://www.oxfam.de/presse/pressemitteilungen/2022-06-28-
historisches-versagen-g7-angesichts-multipler-krisen 
6 https://www.agrarheute.com/management/finanzen/elon-musk-
will-6-milliarden-hungerhilfe-spenden-bedingungen-586919 
7 https://www.mk.ru/politics/2022/06/29/mid-rossii-prizval-zapad-
otmenit-sankcii-radi-eksporta-zerna.html 
8 https://www.fr.de/politik/wenn-weizen-zur-strategischen-waffe-
wird-91606670.html 
9 https://www.handelsblatt.com/politik/international/nahrungs-
mittelkrise-40-millionen-tonnen-getreide-lagern-in-der-ukraine-
wie-der-weizen-aus-dem-land-kommen-soll/28333358.html 
10 https://www.agrarheute.com/markt/marktfruechte/  
11 So Reinhard Lauterbach in junge Welt, 9./10. Juli 2022 
12 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1293736/um-
frage/taeglicher-preis-von-weizen/ 
13 Laut einer Agrar-Studie, die die FAZ (2.7.2022) zitiert, spielen im 
Jahr 2022 auch die Wetterbedingungen eine Rolle: »Zehn Millionen 
Tonnen fehlen allein durch den durch Trockenheit bedingten gerin-
geren Aufwuchs auf den Feldern.« Ein weiterer Faktor sind westli-
che Sanktionen gegen Düngemittel aus Belarus, die 2021 erlassen 
und die im April 2022 auf Russland ausgedehnt wurden. 
https://www.heise.de/tp/features/Sanktionen-gegen-Russland-Die-
Top-Ten-des-Scheiterns-7153896.html?seite=all »Russland und 
Belarus produzierten 2019 rund 37 Prozent des weltweit verwende-
ten Kalidüngers.« (Tomasz Konicz in: Konkret 7/2022) 
14 https://www.zeit.de/politik/ausland/2022-06/uno-afrika-hun-
gersnot-essensrationen-geld 
15 https://www.agrarheute.com/markt/marktfruechte/getreide-
preise-stuerzen-dramatisch-ab-weizen-faellt-vorkriegsniveau-
595303 
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https://www.jungewelt.de/artikel/430674.ukrainekrieg-welt-
hunger-als-waffe.html 
 
 
Der 2. Teil dieses Artikels ist unter dem Titel „Regelbasiert 
hungern“ erschienen: 
https://www.jungewelt.de/artikel/430602.ukrainekrieg-regel-
basiert-hungern.html?sstr=dillmann%7Ckornkrieg 
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Medien-Kampagne für „Leos“  
 
Momentaufnahmen aus der deutschen  
Öffentlichkeit im Januar 23  
 
31.1.2023 
 
Die deutsche Regierung hat sich für die Lieferung von Leopard-
Panzern in die Ukraine und damit für ein Fortschreiten der Es-
kalation entschieden, die der Westen – rücksichtslos gegen-
über weiteren Opfern oder atomaren Risiken – in seinem 
„Krieg gegen Russland“ (Annalena Baerbock) betreibt. 
 
Vorausgegangen war eine außerordentliche Kampagne in den 
deutschen Mainstream-Medien mit klarer Stoßrichtung. Unter 
dem Deckmantel „Information“ wurde Stimmung gemacht für 
die Lieferung von Kampfpanzern, vierzehn Tage lang, 24/7.  

Deutsche Medien befeuern den Kriegswillen 
 
Ich zitiere wirklich nicht gerne einen deutschen General, auch 
wenn er inzwischen ausser Dienst ist. Aber wo Harald Kujat 
Recht hat, hat er Recht: „In diesem Informationskrieg kann 
man zu einem Kriegsteilnehmer werden, wenn man sich Infor-
mationen und Argumente zu eigen macht, die man weder ve-
rifizieren noch aufgrund eigener Kompetenz beurteilen kann.“  
 
Tatsächlich kann von sachhaltigen Informationen und verifi-
zierbaren Nachrichten zu den Interessen der Kriegsparteien 
und zum Stand der militärischen Auseinandersetzung in die-
sem Land, das sich seines öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
und seiner freien Presse rühmt, nur sehr ausnahmsweise die 
Rede sein. Das aber wäre die Basis, um überhaupt ein 
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fundiertes Urteil zu fällen. Wer so etwas haben will, muss 
schon in der Jungen Welt oder den alternativen Online-Medien 
(German Foreign Policy, Overton, Telepolis, 99:1 u.ä.) suchen 
oder politische Analysen in der Konkret oder dem Gegenstand-
punkt nachlesen. 
  
Die Mainstream-Medien haben offenbar andere Ziele. Von 
Kriegsbeginn an haben sie – neben den grünen Fundamenta-
listen (gerade die ehemaligen „Realos“ sind nämlich welche!) 
– dafür gesorgt, einen moralischen Kreuzzug gegen Russland 
zu initiieren. 
  
In dem steht Gut gegen Böse, die Freiheit gegen die Repres-
sion, unsere – neuerdings „queere“ – Lebensart gegen die sla-
wische Homophobie, gediegene Regeln und Werte des Wes-
tens gegen einen (zwar gewählten, aber egal:) „Autokraten“ 
Putin, den „Irren aus dem Kreml“ bzw. den „Massenmörder“. 
  
Kriegsverbrechen begehen in dieser Darstellung nur Russen. 
Nur die russischen Rekruten desertieren in Scharen, während 
die Ukrainer angeblich aus freien Stücken ihre Heimat vertei-
digen (seltsam nur, dass die Ukraine ein Gesetz zur Zwangsrek-
rutierung aller Männer zwischen 18 und 60 erlassen hat, und 
seltsam auch, dass man in Deutschland nicht wenige ukraini-
sche Männer im waffenfähigen Alter sieht, die offensichtlich 
vor der Zwangsrekrutierung geflohen sind). 
  
Nazis spielen unseren Medien zufolge in der Ukraine keine we-
sentliche Rolle und die Demokratie in diesem Land ist anders 
als die im schlimmen Russland lupenrein. Dass im letzten Jahr 
elf weitere Parteien (die Kommunistische Partei hatte es schon 
2014 erwischt) verboten wurden, die Medien des Landes völlig 
gleichgeschaltet sind und geringste Zweifel an den offiziellen 
Aussagen reichen, um strafrechtlich verurteilt zu werden, ist 
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wohl angesichts des ganzen Kriegstrubels irgendwie durchge-
rutscht. 
  
Dafür wurde als Täter bei der Sprengung von Nord Stream 2 
von den deutschen Medien mit bemerkenswerter Logik Russ-
land, der Eigentümer der Pipeline, ermittelt – Motto: Die Rus-
sen sind ja sowieso für jeden Mist verantwortlich, auch wenn 
es Null Sinn macht. Ebenso bemerkenswert, dass in Deutsch-
land die Anweisung der Bundesregierung, „im Sinne des 
Staatswohls“ könnten hier keine weiteren Auskünfte erfolgen, 
von unseren unbeugsam der Wahrheit verpflichteten Journa-
list:innen einfach geschluckt wurde. Zum Glück gibt es in die-
sem Land nämlich keine staatliche Zensur! Daher herrscht zu 
diesem Thema seit bald fünf Monaten in der deutschen Presse 
ganz freiwillig dröhnendes Schweigen, während fünf ukraini-
sche Demonstranten vor einem russischen Konsulat gleich eine 
Meldung im Lokalblatt wert sind.  
 
Unser Friedensengel Annalena stellt sich derweil furchtlos und 
kameraversiert vor die ukrainischen Frauen und Kinder und 
verkündet lauthals, dass sie keine Angst vor Putins Atom-
bombe hat. Das ist für die Qualitätspresse kein Anlass, zum 
Geisteszustand der Außenministerin kritisch nachzufragen, 
sondern man unterstützt diese vielmehr bei den bereits übli-
chen Umdefinitionen, die sich Bert Brecht zur Verhöhnung der 
bürgerlichen Presse nicht besser hätte ausdenken können: Un-
sere Waffen schützen Leben. Und in George Orwells „1984“ 
steht es ja auch schon: Krieg ist Frieden. Da „wir“ ja bei den 
Waffengattungen inzwischen ordentlich vorangekommen 
sind, gilt nach Adam Riese: je mehr Panzer und je tollere Pan-
zer, desto mehr Leben schützen sie. Jegliches Zögern empfin-
det man in den deutschen Redaktionen deshalb prinzipiell als 
völlig unverständlich.  
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Tatbestand Desinformation 
 
Wie man sieht, ist schon das ganze Jahr 2022 ein munterer de-
mokratischer Diskurs mit sehr verschiedenen Meinungen un-
terwegs gewesen. Andererseits, und das ist jetzt wirklich er-
schreckend: Es gab mitten in diesem „brutalen völkerrechts-
widrigen Angriffskrieg Putins“ Stimmen von Leuten, die so wei-
ter gemacht haben wie immer. Sie haben nach Ursachen ge-
fragt – als seien die mit dieser Verurteilung nicht hinreichend 
geklärt; sie dokumentieren die Vorgeschichte, ziehen Verglei-
che mit dem Verhalten westlicher Staaten in ähnlichen Fällen, 
untersuchen die vom öffentlich-rechtlichen Fernsehen mitge-
teilten Informationen, denken über die laufenden Waffenlie-
ferungen und die Konsequenzen einer weiteren Eskalation 
nach, fahren in die Donbass-Gebiete und machen dort unge-
fragt Reportagen usw. usf. – was nicht als investigativer Jour-
nalismus gelobt wird, sondern sofort die Frage aufwirft: Geht’s 
noch?  
 
Nein, das geht nicht – und die betreffenden „Desinformanten“ 
werden entsprechend belehrt. Natürlich nicht in einer De-
batte, in denen sie ihre Informationen vortragen und ihre Po-
sition begründen könnten und ihre Kritiker dann dagegen ar-
gumentieren würden. Soviel Freiheit für die Feinde der Freiheit 
– und nichts anderes sind ja die „Putinversteher“, zu denen 
man sie im ersten Schritt erklärt hat, – darf nicht sein, denn 
dann könnte ja der gesamte Freiheitsstall zusammenbrechen. 
Also werden sie, wenn man sie ausgemacht hat, dort fertig ge-
macht, wo man sie treffen kann: Entzug der Vortragsräume, 
der Publikationsmöglichkeiten, der Jobs, zur Not auch per An-
zeige und Geldstrafe. 
  
Ein paar Beispiele:  
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• Ulrike Guérot wurde wegen eines Buchs, das vom 
Standpunkt des europäischen Friedensprojekts aus für 
diplomatische Lösungen mit Russland argumentiert 
und bis gestern völlig d’accord mit den deutschen Ide-
alen war, öffentlich gebrandmarkt; der Professorin 
werden Konsequenzen in der Hochschule angedroht. 
Gabriele Krone-Schmalz, langjährige ARD-Korrespon-
dentin in Moskau, wollte über die Vorgeschichte des 
Ukraine-Kriegs informieren („Russland und die Ukra-
ine“) und bekam neben Schmähungen in der 
Mainstream-Berichterstattung wie im Internet Prob-
leme mit Vortragsräumen. 

• Patrik Baab, ein Journalist, der im Donbass Reportagen 
gemacht und dabei auch über die Referenden berich-
tet hat, wurde mit Entzug seiner Lehraufträge in Berlin 
und Kiel bestraft. Der Vorsitzende des DJV (Deutscher 
Journalistenverband) Frank Überall sah übrigens kei-
nen Anlass, dagegen tätig zu werden – im Gegenteil: 
„Propaganda für einen Kriegsverbrecher ist per Defini-
tion keine journalistische Tätigkeit.“ Wer aus einem 
Feindesland berichtet, ist demnach Helfershelfer des 
Feindes und wird zurecht sanktioniert (und zwar nicht, 
wie sonst üblich, mit Ignoranz und Nichtabdrucken sei-
ner Beiträge, sondern mit Entzug seiner Lehraufträge, 
ganz gleich, mit welchen Themen die sich beschäfti-
gen). 

• Der Friedensaktivist Heinz Bücker wurde zu einer Geld-
strafe von 2.000 €, ersatzweise 40 Tage Haft plus Ver-
fahrenskosten, verurteilt. „Sein Vergehen? Er hatte bei 
einer Rede anlässlich des 81. Jahrestages des deut-
schen Überfalls auf die Sowjetunion am 22. Juni 2022 
erklärt, man müsse ,offen und ehrlich versuchen, die 
russischen Gründe für die militärische Sonderopera-
tion in der Ukraine zu verstehen‘. Diese Aussage, so die 
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Begründung im Strafbefehl vom 3. Januar 2023 …, bil-
lige den völkerrechtswidrigen Überfalls Russland (sic!) 
auf die Ukraine‘ und hätte, das Potential, das Ver-
trauen in die Rechtssicherheit zu erschüttern und das 
psychische Klima in der Bevölkerung aufzuhetzen.‘“ 
(NachDenkSeiten) Die Logik ist also: 1. Wer begreifen 
will, billigt damit bereits. Und 2. Wer billigt, hetzt auf. 
Das sind doch mal klar vorgezeichnete Grenzen der 
Meinungsfreiheit. 

• Gegen die für Ende März geplante Veranstaltung von 
Daniele Ganser zur „Vorgeschichte des Ukraine-
Kriegs“ in den Dortmunder Westfalenhallen wird öf-
fentlich Sturm gelaufen – alle Parteien, vor allem die 
Grünen, bis hin zur Antifa und der „Partei“; als Vorwurf 
werden frühere antisemitische Äußerungen ins Feld 
geführt (gemeint ist der vor Jahren geäußerte Ver-
dacht Gansers, dass es sich bei Nine-Eleven um einen 
„Inside Job“ unter der Bush-Administration gehandelt 
haben könnte, bei dem auch der Mossad-Geheim-
dienst mit im Spiel war). 

Das alles auszugrenzen, totzuschweigen oder zu verbieten, ist 
selbstverständlich nicht die Putinsche Repressionslogik, son-
dern das ist die nötige Selbstverteidigung unserer demokrati-
schen Werte gegen Menschen, die diese Werte so wenig zu 
schätzen wissen, dass sie keinen Atomkrieg dafür riskieren 
wollen, und die nicht an die lebensschützende Rolle von Pan-
zern glauben.  

Kampagne für Panzer 
 
Soweit war die vorzügliche Stimmung in der Republik bereits 
gediehen, als die Kampagne für den nächste Eskalationsschritt, 
die Lieferung von „Leopard-Panzern“ in die Ukraine, los ging. 
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Die blieb ab dann für fast vierzehn Tage lang erstmal die Nach-
richt Nr. 1 in Fernsehen und Zeitungen, bis die so genannte 
„Hängepartie“ „endlich“ beendet war. 
  
Die Kampagne operierte mit allem, was aufzubieten war. Zu-
nächst wurden Meldungen vom anstehenden Problem „feh-
lender“ Lieferungen im nüchternen Ton der Nachrichtenspre-
cher:innen aufgefahren. Dann folgten Interviews mit den übli-
chen Verdächtigen, Strack-Zimmermann natürlich an vorders-
ter Front und gleich mehrfach, aber auch Oppositionsführer 
Merz sowie Koalitionspolitiker, die bereit waren, ihr unfassba-
res „Unverständnis“ über den zaudernden Kanzler in Worte zu 
fassen.  
 
Weiter allabendlich Meldungen, wer in aller Welt sich bereits 
dafür ausgesprochen hatte, dass Deutschland endlich liefert – 
am 23.1. waren es demnach eine Reihe britischer Parlaments-
abgeordneter und der lettische Ministerpräsident, Stimmen 
also, die man sonst eher nicht zu hören bekommt. Dazu die 
Ankündigungen verbündeter Staaten, wie Polen, die deut-
schen Panzer auch ohne die deutsche „Endverbleibsgenehmi-
gung“ zu liefern – eine Ankündigung, die von den deutschen 
Medien nicht als dreister Vertragsbruch gewürdigt, sondern 
als Zeichen der Dringlichkeit interpretiert wurde. 
  
Im Wirtschaftsforum Davos wurde – folgt man der Berichter-
stattung hierzulande – dieses Jahr auch nicht viel anderes dis-
kutiert als die Frage nach den … Sie wissen schon. Und wenn 
Isabel Schayani mitten aus dem ukrainischen Kampfgetümmel 
sendete, gaben die von ihr interviewten Ukrainer in ihren 
Wohnungen wie Schützengräben zum Besten, dass nur „Leo-
pards“ ihnen aus ihrer miesen Lage helfen können. 
  
Alles in allem wuchs also „der Druck auf Olaf Scholz“ (ZDF-
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Heutejournal 23.1.). „Der Druck wuchs“ (wieder mal ein schö-
nes „Geistersubjekt“!), weil die deutschen Mainstream-Me-
dien ihn Tag für Tag erhöht haben. Hier wurde nicht über Poli-
tik berichtet, sondern Politik gemacht – ein bemerkenswertes 
Beispiel dafür, wie in diesen Redaktionen die Formel von der 
„4. Gewalt“ aufgefasst wird. Offenbar waren sich die Entschei-
der in Berlin in der Frage der Lieferungen eine Zeitlang nicht so 
ganz einig und die hiesige Presse sah sich aufgerufen, mit ih-
rem entschieden-vorwärtsweisenden Kriegsmoralismus nach-
zuhelfen. 
  
Gleichzeitig zielte die Kampagne auf die deutsche Öffentlich-
keit. Die war nämlich bis zur letzten Woche tatsächlich noch 
mehrheitlich der Meinung, dass Deutschland keine weiteren 
„schweren Waffen“ liefern solle, in Ostdeutschland dachten 
sogar zwei Drittel so. Nun steht es pari pari, 46 % sind dafür, 
46% dagegen. Die Medien können sich also gratulieren – auch 
wenn die Meinung der deutschen Bevölkerung in diesen Fra-
gen natürlich letztlich sowieso nicht von Belang ist (bestens zu 
sehen am Afghanistan-Krieg, gegen den sich zwanzig Jahre lang 
(!) eine deutliche Mehrheit ausgesprochen hat und der trotz-
dem problemlos Jahr für Jahr im Bundestag verlängert wurde). 
  
Kanzler Scholz hatte vierzehn Tage lang wieder einmal keine 
gute Presse. Von „Zaudern“ und „Zögern“ war die Rede; er galt 
als Ursache für die „Hängepartie“, die deutsche Regierung 
wurde als „peinlicher Partner“ tituliert und Scholz sah wie üb-
lich neben seiner von keinem Zweifel angekränkelten Außen-
ministerin matt aus, wenn man die Regierung – wie in Demo-
kratien üblich – am Kriterium von Führungsstärke misst. Ande-
rerseits heißt die Botschaft am Ende: Die Regierung hat es sich 
mit einer so schwerwiegenden Entscheidung keineswegs leicht 
gemacht, verdient also unser unbedingtes Vertrauen. 
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Und deshalb haben jetzt alle Bedenkenträger die Klappe zu 
halten, jedenfalls, wenn sie NATO-kritisch sind. Denn ansons-
ten ist die Lage ja noch gar nicht klar. Man fragt sich jetzt sogar, 
ob die Ukraine nicht schon zu sehr ruiniert ist, um Russland zu 
ruinieren; ob sie auch wirklich alles auftragsgemäß erledigt; ob 
nicht zu viel Korruption im Kiewer Regime herrscht, von der 
man neuerdings aus der deutschen, nicht aus der russischen 
Presse erfährt! Und – Überraschung – selbst die FAZ 
(28.1.2023) kennt Bedenken: „Man kann die westliche Strate-
gie nicht nur an den Interessen der Ukraine ausrichten, das war 
schon immer ein Defizit von Teilen der deutschen Debatte. 
Kein Wunder also, dass nun als erste Strack-Zimmermann in 
Argumentationsnöte gerät.“  

Umgekehrtes Spiel 
 
Denn kaum war die Entscheidung für die Lieferung der „Leos“ 
gefallen, ging es andersrum los mit den besorgten Nachfragen 
der Presse. Hat die Bundeswehr eigentlich noch genug Panzer? 
Und könnten die Konsequenzen für Deutschland nicht doch ei-
nigermaßen dumm ausfallen, nukleare Gegenreaktion und so? 
Muss am Ende gar verhandelt werden? 
  
Das Lustige (oder vielleicht auch gar nicht Lustige): Diese Argu-
mente gab es selbstverständlich auch alle vor „der Entschei-
dung“. Da allerdings wurden sie von unseren liberalen und 
staatsfernen Journalist:innen aus dem nationalen „Diskurs“ – 
es gibt wirklich schöne Begriffe für eine Kampagne mit dem In-
halt „Mehr Panzer für die Ukraine und zwar schnell!“ – sauber 
ausgegrenzt.  
 
Harald Kujat, der ehemalige Generalinspekteur der Bundes-
wehr, aber auch Erich Vad, langjähriger Berater von Angela 
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Merkel, beides natürlich hartgesottene Patrioten, die die Welt 
und ihre „Lage“ gewohnheitsmässig daraufhin betrachten, wie 
die deutschen Interessen in ihr vor- bzw. vorankommen, hat-
ten mit ihren Kommentaren zum aktuellen Kurs der deutschen 
Regierung in den Mainstream-Medien keine Chance. Kujat hat 
seine Bedenken dann in der Schweizer Online-Zeitschrift „Zeit-
geschehen im Fokus“ zum Besten gegeben (das Overton-Ma-
gazin hat das Interview dann ebenfalls gebracht), Erich Vad in 
der Alice-Schwarzer-Zeitschrift „Emma“ (die bereits den „Offe-
nen Brief an Scholz“ mit-initiiert hatte). 
  
Halten wir für den Moment die Erkenntnis fest: Die Presse 
kann wirklich erheblich mehr als lügen!  
 
https://overton-magazin.de/top-story/medien-kampagne-
fuer-leos/ 
 
 
 
An dieser Stelle möchte ich auf die kleine medienkritische Serie  
 
„Der real existierende Wahnsinn“ 
 
beim Podcast 99:1 hinweisen. Im Anschluss an die „Medien-
kampagne für die Leos“ habe ich mich dort mit einigen journa-
listischen Methoden auseinandergesetzt. Bestandteile aus 
dem laufenden Ukraine-Berichterstattung kommen dabei im-
mer wieder als Beispiele vor. 
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Der real existierende Wahnsinn 

Ep. 0: Medienkampagne für die "Leos" 
 https://www.youtube.com/watch?v=_fOQycWOCbo 

Ep. 1: Was wird berichtet, was nicht?  
https://www.youtube.com/watch?v=f0f7q6JYdfI 
 

Ep. 2: Schlagzeile, Fragestellung, das "framing" oder: Wie 
soll man etwas sehen? 
https://www.youtube.com/watch?v=dX2HLNNFhZs 

Ep. 3: Welchen Namen bekommt das Kind? 
https://www.youtube.com/watch?v=52VGu0rMvp0 

Ep. 4: Geistersubjekte 
https://www.youtube.com/watch?v=52VGu0rMvp0   

Ep. 5: Der fehlende Zusammenhang 
https://www.youtube.com/watch?v=52VGu0rMvp0 
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Ep. 6: Zitate, Interviews, Quellen und Statistiken - wer wird 
zitiert und wie wird gerechnet? 
https://www.youtube.com/watch?v=MSJBI3AiPyo  

Ep. 7: Reportagen, emotionalisierende und personalisie-
rende Berichterstattung, Funktion von Skandalen  
https://www.youtube.com/watch?v=P6vjBbfFWR4 

Ep. 8: Zwischenbilanz: Die 4. Gewalt  
https://www.youtube.com/watch?v=RLPoq0YIpcM 
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Frauen, Krieg und die Mutti aller Dinge 
 
1.9.2022 

 

Es gibt ab und an zum Glück auch gute Nachrichten. Frauen 
können sich immer mehr und schneller selbst verwirklichen. 
Überraschung: Der Krieg, der „Vater aller Dinge“, macht es 
möglich – und diesem Kalauer flößen in gegenderten Zeiten 
ausgerechnet weibliche Verantwortungsträger wieder Leben 
ein.  

So konnte Annalena Baerbock ihre schon im Wahlkampf geäu-
ßerten Träume von einem schönen wertebasierten Krieg uner-
wartet schnell wahrmachen und darf jetzt nicht nur die deut-
schen Kriegsziele verkünden („Russland ruinieren!“), sondern 
auch seine Dauer bestimmen („Dieser Krieg wird noch Jahre 
dauern“) und das Volk vor Kriegsmüdigkeit warnen. 

Christine Lambrecht, Deutschlands bekannteste „Helikopter-
mutter“ (Titanic), wiederum hat dafür gesorgt, dass man beim 
Wort „helfen“ inzwischen nicht mehr an Brot für die Welt oder 
Entwicklungshilfe denkt, sondern an schwere Waffen, die al-
lerdings trotz Hunderter Millionen Euros verdammt nochmal 
„immer noch“ auf sich warten lassen. 
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Oberfeldwebel Marie-Agnes („Die Frisur sitzt!“) Strack-Zim-
mermann freut sich über die längst überfällige Zeitenwende 
(„Schändlich, dass dafür ein Krieg notwendig war“) und die 100 
000 000 000 Euros für „unsere“ Wehrmacht. Einziger Wer-
mutstropfen nach „jahrelanger deutscher Appeasement-Poli-
tik“ (in Serbien? in Afghanistan?) ist, dass der richtige Hass auf 
den Feind fehlt: „Was wir jetzt auch brauchen – das mag mar-
tialisch klingen –, ist ein Feindbild.“ – Das sagte die Düsseldor-
fer Katholikin im Redaktionsnetzwerk Deutschland. Das ist ein 
offenes Wort über das, was an Lügen von der Presse erwartet 
wird. Und es mag martialisch klingen, ist aber vor allem über-
flüssig, weil bei den Kolleg_innen von Presse, Kultur und Wis-
senschaft längst in prima Händen. 

Ursula von der Leyen hat den Wettbewerb um die schönere 
Stahlhelm-Frisur an Strack-Zimmermann vielleicht verloren, 
kann aber ansonsten noch mehr. Sie kann die Ukraine zum Bei-
trittskandidaten der EU machen, ihr aber auch harte Prüfun-
gen ankündigen, „wenn der Krieg vorbei ist“. Sauer verdientes 
EU-Geld ist für sie in der kämpfenden Ukraine gut angelegt. 
Nicht zuletzt wird sie Putin beim G20 auf Bali „ins Gesicht sa-
gen“, wie doof sie ihn findet. 

All diese tollen Leistungen von Frauen sind aber nichts, nada, 
zero gegen die von Tetyana Chubar, der „Nelkenprinzessin“. 

„Die 24-Jährige, die als begeisterte TikTokerin auch im Feld 
Wert auf ein gepflegtes weibliches Aussehen legt, erlangte 
durch ein Video, in dem sie ihrem Kanonenschützen den Feu-
erbefehl gibt, in der ukrainischen Öffentlichkeit große Be-
rühmtheit. Durch ihre Videos und ihre Erfolge – der von ihr ge-
führten Panzercrew werden nicht weniger als die ,Neutralisie-
rung von 15 wichtigen Zielen‘ zugeschrieben – avancierte die 
24-Jährige, die sich nach dem Typ ihres Panzers auf TikTok 
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,__princeska_13_‘ (Prinzessin der Nelken) nennt (…) und in ih-
rer Heimat als ,Influencerin in Uniform‘ gilt, in der Ukraine zu 
einem Symbol für den Widerstand gegen die russische Inva-
sion. (…) Aufgrund ihrer Verdienste im Krieg wurde Tetyana 
Chubar für eine militärische Auszeichnung – die Medaille ,Ver-
teidiger des Vaterlandes‘ – vorgeschlagen.“ 

Das schreibt uns die Südtiroler Zeitung und die hat es direkt 
von der ukrainischen Armee. 

Es ist wie in Grimms Märchen: Eine junge wunderschöne Prin-
zessin mit dem zauberhaften Namen Tetyana (nicht zu ver-
wechseln mit dem russischen Namen Tatjana) kommandiert 
eine wilde Truppe mit Haubitzen. Und die putzen zusammen 
die böse Macht immer und immer wieder weg. Das weiß auch 
König-Präsident Selenskij und will die 24jährige Heldin ehren. 
Das Tolle ist, dass wir dieses Märchen der Frau mit den langen 
Wimpern und perfekten Fingernägeln überall verfolgen kön-
nen, weil sie zum Glück Influencerin ist, die daher auch pau-
senlos influenct. Das Gute erkennt man übrigens daran, dass 
es schön ist. Das Böse dagegen ist stets hässlich. Das Gute ist 
neuerdings jung und weiblich. In diesem Fall auch blond, ge-
schminkt, manikürt und schick uniformiert. 

Was können deutsche Frauen da tun? Zum Glück für sie will 
Eva Högl, Wehrbeauftragte des Bundes (SPD), eine eventuelle 
Neuauflage der Wehrpflicht angesichts personeller Engpässe 
(„Wir sollten es so lange wie möglich versuchen, über Freiwil-
ligkeit zu gehen“) nicht hinnehmen, ohne dass Frauen in der 
Truppe verankert werden. Die alte Scheiße „galt ja nur für 
Männer“. Högl: „Da habe ich gesagt, deswegen nicht die alte 
Wehrpflicht, weil ich es heute gerne für junge Frauen und 
junge Männer oder auch mittelalte diskutieren würde.“ 
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Wehrpflicht nur für Typen – das ist mit unserer sister Eva 
schlicht nicht zu machen. 

Deutsche Frauen, junge wie „mittelalte“, machen so eventuell 
den nächsten Schritt vorwärts: Die oben kommandieren, die 
unten dürfen sich verheizen lassen. Mit oder ohne Maniküre. 

https://overton-magazin.de/krass-konkret/frauen-krieg-und-
die-mutti-aller-dinge/ 

Bild: Tatyana Chubar  
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